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Aufwertung und Entlastung 

Die Kolleginnen und Kollegen in den saarländischen 
Krankenhäusern demonstrieren Streikbereitschaft. 
UZ-lnterview. 
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Mehr als die AfD 

Patrik Köbele beschreibt auf der DKP-Parteivor- 
standstagung die Rechtsentwicklung - und fängt 
bei der deutschen Staatsräson an. 

Seite 13 




10. Februar 2017 • Nr. 6 • 49. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Thema der Woche 


Glückwunsch! 

In der DDR war die „Junge Welt“ als Organ der 
FDJ die größte Tageszeitung. Nach der Kon¬ 
terrevolution überlebte sie - heute druckt sie 
nicht nur täglich, wie die Propagandisten des 
Kapitals lügen, sie trägt auch als Plattform für 
Debatten und mit Informationen über Aktionen 
dazu bei, den Widerstand zu stärken. Der Ver¬ 
fassungsschutz nennt sie „das bedeutendste 
und auflagenstärkste Printmedium im Links¬ 
extremismus“ .Am 12. Februar erscheint „Jun¬ 
ge Welt“ seit 70 Jahren - UZ sagt danke und 
gratuliert. 
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Imperialismus auf Filzlatschen 

Bisher hat Frank-Walter Steinmeier die deutsche Großmachtpolitik organisiert - 
nun darf er sie schönreden 



Sozialdemokratie modernisiert: Wann wir schreiten Seit' an Seit' mit dem deutschen Imperialismus 


M it der Behauptung, sie woll¬ 
ten „mehr Demokratie wa¬ 
gen“ kamen die Sozialdemo¬ 
kraten mit Willy Brandt zum ersten 
Mal ins Kanzleramt. Am 26. Janu¬ 
ar verabschiedete sich Frank-Walter 
Steinmeier vor dem Bundestag ins 
Schloss Bellevue. Am kommenden 
Sonntag soll ihn die Bundesversamm¬ 
lung zum Präsidenten wählen. In sei¬ 
ner letzten Rede als Außenminister 
vor dem Parlament bilanzierte er - 
Thema war der Bundeswehreinsatz 
im Irak: „Ja, wir haben mehr Verant¬ 
wortung gewagt!“ 

Mit „Mehr Demokratie wagen“ be¬ 
reitete Willy Brandt das vor, was die 
SED „Konterrevolution auf Filzlat¬ 
schen“ nannte: Den aggressiven Ade¬ 
nauer-Antikommunismus ersetzte er 
durch einen erneuerten, zeitgemäßen, 
als Dialog verkleideten Antikommu¬ 
nismus. Mit „Verantwortung wagen“ 
meint Steinmeier eine zeitgemäße, mit 
Diplomatie verkleidete Großmacht¬ 
politik, die freundlicher daherkommt 
als ihre Vorgänger mit SS-Totenkopf 
oder Pickelhaube: Imperialismus auf 
Filzlatschen. 

Was die neue Stärke des deut¬ 
schen Imperialismus möglich macht, 
ist, dass die deutschen Konzerne effi¬ 
zient produzieren und ihren Beschäf¬ 
tigten wenig zahlen. Deutschland ist, 
verglichen mit der Produktivität, ein 
Niedriglohnland. Das lässt die deut¬ 
sche Exportwalze so rollen, dass der 
Euroraum Deutsch spricht. Bevor 
Steinmeier unter der Kanzlerin Mer¬ 
kel die auswärtigen Interessen der 
deutschen Monopole zu vertreten 
hatte, kehrte er unter Kanzler Schrö¬ 
der sozialen Schnickschnack aus: Als 
Schröders Kanzleramtschef gestaltete 
Steinmeier die Offensive zur Massen¬ 
verarmung mit, der die Regierung den 
Namen „Agenda 2010“ gab. Die nied¬ 
rigen Löhne ermöglichen die Exporte, 
die deutsche Großmachtpolitiker von 
„Verantwortung“ träumen lassen. 


Nachdem am 24. Januar bereits ein 17 
Mann starkes Vorkommando in der 
litauischen Hauptstadt Vilnius ein¬ 
getroffen war, sind in der letzten Wo¬ 
che weitere 70 Bundeswehrsoldaten 
in Kaunas, der zweitgrößten Stadt des 
Landes, eingerückt. Sie richten sich 
nun auf ihrem Stützpunkt in Rukla 
etwa 100 Kilometer nordwestlich von 
Vilnius ein, wo Ende letzter Woche 
die ersten Transporte mit Panzern und 
weiterem Kriegsgerät erwartet wur¬ 
den. Auch Soldaten anderer NATO- 
Staaten sind schon vor Ort. Alles in 
allem werden 450 deutsche Militärs in 
Rukla stationiert. Die NATO-Battle- 
Group in Litauen - ein verstärktes Ba¬ 
taillon, das Teil der neuen „Enhanced 
Forward Presence“ („Verstärkter Vor¬ 
wärtsdrang“) des westlichen Kriegs¬ 
bündnisses ist - wird auf insgesamt 
knapp 1 200 Soldaten anwachsen. 

Die erste stetige Stationierung 
deutscher Truppen auf dem Territori¬ 
um der früheren Sowjetunion richtet 


„Krisen und Konflikte - Welt aus 
den Fugen - das haben Sie von mir in 
den letzten drei Jahren so oft gehört, 
dass manche das schon mitsprechen 
können“, sagte Steinmeier in seiner 
Rede vor dem Bundestag. Das Bild, 
das er von der Welt zeichnet, sieht un¬ 
gefähr so aus: Islamisten bedrohen un¬ 
sere Werte, die Amerikaner wählen 
einen unberechenbaren Präsidenten, 
Putin schickt grüne Männchen in die 
Nachbarländer. Das wehrhaft-demo¬ 
kratische Deutschland steht als Fels in 
der Brandung. Steinmeier ist sich der 
geschichtlichen Tragweite bewusst - in 
seinen Worten: Unser Land trägt „ja 
ständig einen nicht gerade federleich¬ 
ten historischen Rucksack mit sich“ 
herum. Aber bei aller Zurückhaltung: 
Wenn die Welt aus den Fugen gerät, 
ist Deutschland gefragt - als Verhand- 


sich gegen Russland und ist Teil einer 
weitaus stärkeren militärischen An¬ 
ordnung, die insgesamt vier verstärk¬ 
te NATO-Bataillone sowie eine US- 
Kampfbrigade in Osteuropa umfasst. 
Sie kann jederzeit durch eine US-Di- 
vision ergänzt werden. 

Die Vereinigten Staaten haben 
im Rahmen ihrer „Operation Atlan¬ 
tic Resolve“ („Operation atlantische 
Entschlossenheit“) eine Kampfbriga¬ 
de mit über 4 000 Soldaten sowie mehr 
als 2 000 Panzern, Haubitzen und Mi¬ 
litärtransportern nach Osteuropa ent¬ 
sandt, wo sie von Estland bis Bulgarien 
an Manövern teilnehmen wird. Offizi¬ 
ell sind sämtliche Einsätze als rotieren¬ 
de Stationierungen geplant. Damit soll 
der NATO-Russland-Grundakte Rech¬ 
nung getragen werden, die die dauer¬ 
hafte Stationierung von Kampftruppen 
in signifikanter Größenordnung in den 
Staaten der früheren Warschauer Ver¬ 
tragsorganisation untersagt. Tatsäch¬ 
lich werden in Kürze gut 8 000 Solda- 


ler, als Strippenzieher, als Besatzungs¬ 
macht. 

Im vergangenen Sommer nann¬ 
te Steinmeier die NATO-Manöver in 
Osteuropa „Säbelrasseln und Kriegs¬ 
geheul“, man müsse mit Russland re¬ 
den. Natürlich hat auch die Bundes¬ 
wehr Soldaten ins Baltikum geschickt, 
um mit dem Säbel zu rasseln. Aber 
Steinmeier schickte noch Diplomaten 
mit. 

„McDonald’s kann nicht gedeihen 
ohne McDonnell Douglas“, der der US- 
Armee ihre Kriegsflugzeuge produ¬ 
ziert, beschrieb der US-Ideologe Tho¬ 
mas Friedman Ende der 90er Jahre die 
Funktionsweise des US-Imperialismus. 
Die deutsche Bundeswehr kann nur 
einmarschieren, wo deutsche Exporte 
und deutscher „Dialog“ ihr den Weg 
bereitet haben - so grenzte Steinmeier 


ten aus NATO-Staaten kontinuierlich 
in großer Nähe zur russischen West¬ 
grenze Präsenz zeigen. Hinzu kommt 
die Stationierung von US-Militärgerät 
in Westdeutschland, den Niederlanden 
und Belgien; dort werden Fahrzeuge 
und Waffen für eine vollständige US- 
Armeedivision (15 000 bis 20 000 Sol¬ 
daten) einsatzfähig bereitgehalten. Die 
benötigten Militärs können binnen 
kürzester Zeit aus den USA eingeflo¬ 
gen werden und mit dem Kriegsgerät 
nach Osten starten. 

Die litauischen Einheiten, mit de¬ 
nen die Bundeswehr kooperiert, wer¬ 
den in zunehmendem Maße mit deut¬ 
schen Waffen ausgerüstet. Die litaui¬ 
sche „Eisenwolf“-Brigade, die in Rukla 
ihr Hauptquartier hat, wird mit 16 Pan¬ 
zerhaubitzen 2000 aus Beständen der 
Bundeswehr aufgerüstet; zudem erhält 
sie fünf weitere Haubitzen zu Übungs¬ 
zwecken sowie 26 Panzer-Komman¬ 
dofahrzeuge und sechs Evakuierungs¬ 
panzer des Deutschen Heeres. An der 


seine Außenpolitik vom „historischen 
Rucksack“ ab. 

Ab dem 18. März hat Steinmeier 
die Aufgabe, als Staatsoberprediger zu 
verkünden, warum wir im besten aller 
Staaten leben. Ein Bundespräsident 
müsse ein „Mutmacher“, kein „Ver¬ 
einfacher“ sein, sagte er im November. 
Steinmeier wird ein Präsident werden, 
der Ministern, Unternehmern und Ge¬ 
nerälen den Mut zu Sozialabbau und 
„Verantwortung“ zuspricht - und die 
arbeitenden Menschen vor der Verein¬ 
fachung warnt, dass man gegen dieses 
System vielleicht etwas unternehmen 
könne. Olaf Matthes 

Alles, was Sie über die bisherigen Bun¬ 
despräsidenten wissen müssen, lesen Sie 
auf Seite 5 

Kommentar auf Seite 9 


Ausrüstung der litauischen Streitkräfte 
verdient nicht zuletzt die deutsche In¬ 
dustrie: Vilnius hat im August vergan¬ 
genen Jahres 88 Transportpanzer GTK 
Boxer bestellt, welche die deutschen 
Waffenschmieden Rheinmetall und 
Krauss-Maffei Wegmann bis 2021 aus¬ 
liefern werden. Der Auftrag beläuft sich 
auf einen Gesamtwert von 390 Mio. 
Euro. Bei der Bundeswehr heißt es, 
die Nutzung deutschen Kriegsgeräts 
erleichtere den gemeinsamen Kampf. 

Innerhalb dieses auf die Einkrei¬ 
sung Russlands gerichteten Hochrüs¬ 
tungsszenarios ist die Bundeswehr 
nun zum ersten Mal kontinuierlich 
auf dem Territorium der früheren So¬ 
wjetunion stationiert. Die deutschen 
Truppen sind - ohne einen offenen 
Krieg - in ein Gebiet vorgedrungen, in 
dem ihre Vorgängerstreitkräfte zuletzt 
in der ersten Hälfte der 1940er Jah¬ 
re einen Vernichtungsfeldzug durch¬ 
führten. 

Imö/german-foreign-policy.com 


FRIEDEN STATT NATO 

NEIN 2UM KRIEG! 



RKTI0NSBÜNBNIS GEGEN DIE NATO SICHERHEITSKONFERENZ 


WWW! 


Auf der sogenannten Münchner Sicher¬ 
heitskonferenz (SIKO) im Februar 2017 
versammeln sich die politischen, wirt¬ 
schaftlichen und militärischen Macht¬ 
eliten, vor allem aus den NATO-Staa¬ 
ten, den Hauptverantwortlichen für das 
Flüchtlingselend, für Krieg, Armut und 
ökologische Katastrophen. Ihnen geht 
es - entgegen ihrer Selbstdarstellung - 
weder um die friedliche Lösung von 
Konflikten, noch um Sicherheit für die 
Menschen auf dem Globus, sondern um 
die Aufrechterhaltung ihrer weltweiten 
Vorherrschaft und um die Profitinteres¬ 
sen multinationaler Konzerne. 

Vor allem aber ist die SIKO ein 
Propaganda-Forum zur Rechtferti¬ 
gung der NATO, ihrer Milliarden- 
Rüstungsausgaben und ihrer auf Lü¬ 
gen aufgebauten völkerrechtswidrigen 
Kriegseinsätze, die der Bevölkerung 
als „humanitäre Interventionen“ ver¬ 
kauft werden. 

Das Kriegsbündnis NATO ist eine 
Bedrohung für die ganze Mensch¬ 
heit. Die NATO-Staaten schützen 
Handelswege statt Menschenrech¬ 
te, bekämpfen die Flüchtenden statt 
die Fluchtursachen. Sie sichern den 
Reichtum der Reichen statt Nahrung 
für Alle, schüren Konflikte und för¬ 
dern den Terrorismus. 

Der von den NATO-Staaten of¬ 
fen angestrebte Sturz der syrischen 
Regierung, ihre militärische Unter¬ 
stützung reaktionärster Kräfte und 
ausländischer Söldnerbanden ist ein 
Bruch der Charta der Vereinten Na¬ 
tionen. ... Zudem erhöht die NATO- 
Militärintervention die Gefahr einer 
direkten Konfrontation zwischen den 
USA und Russland und hat das Po¬ 
tenzial einer nuklearen Katastrophe 
für die ganze Welt. 

Die NATO hat ihr altes Feind¬ 
bild wiederbelebt und einen brand¬ 
gefährlichen Konfrontationskurs in 
Gang gesetzt. Sie rückt bis an die 
Grenzen Russlands vor: Die dauer¬ 
hafte Präsenz von NATO-Truppen, 
mit der Vorverlagerung von Panzern 
und Kampfflugzeugen in die drei bal¬ 
tischen Staaten und Polen, die Auf¬ 
stellung einer „Schnellen Eingreif¬ 
truppe“, die militärische Aufrüstung 
Kiews und die NATO-Manöver in 
Osteuropa dienen der Kriegsvorbe¬ 
reitung. Mit der sogenannten Rake¬ 
tenabwehr wollen sich die USA die ri¬ 
sikolose atomare Erstschlagsfähigkeit 
gegen Russland verschaffen. 

Als Teil einer weltweiten Wider¬ 
standsbewegung treten wir ein für 
Frieden und soziale Gerechtigkeit und 
rufen auf: 

Kommt zur Demonstration gegen 
die Tagung der NATO-Kriegsstrate- 
gen am Samstag, 18. Februar 2017 in 
München 

Aus dem Aufruf des Aktionsbündnis 
gegen die Nato-Sicherheitskonferenz 


Vormarsch in den Osten 

Der deutsch geführte NATO-Kampfverbands wird in Litauen stationiert 
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Wirtschaft und Soziales 
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Warnstreiks in den Bundesländern 

Vereinigte Finanzminister aller Parteien halten Gewerkschaftsforderungen für „weit überzogen“ 



S eit dem 18. Januar verhandeln 
die Gewerkschaften ver.di, Ge¬ 
werkschaft Erziehung und Wis¬ 
senschaft (GEW), die Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) die Industriege¬ 
werkschaft Bauen - Agrar - Umwelt 
(BAU) für den Forstbereich sowie der 
Beamtenbund mit der Tarifgemein¬ 
schaft deutscher Länder, der „Ar¬ 
beitgeber-Seite“ Das war wie häufig in 
der Vergangenheit ein Schuss in den 
Ofen, denn die Ministerialen mit den 
Parteibüchern von CDU, SPD, Grü¬ 
nen und Die Linke legten kein trag¬ 
fähiges Angebot vor. 

Im Originalton der Tarifgemein¬ 
schaft deutscher Länder (TdL) und 
zugleich in der geschmeidigen Dikti¬ 
on von Peter-Jürgen Schneider (SPD), 
niedersächsischer Finanzminister und 
Vorsitzender der TdL, liest sich das 
so: „Selbstverständlich muss der Öf¬ 
fentliche Dienst an der allgemeinen 
Einkommensentwicklung teilhaben. 
Die erhobenen Forderungen sind 
jedoch in Zeiten niedriger Inflation 
weit überzogen und nicht akzeptabel.“ 
SPD-Mann Schneider (69) steht 
mit dieser „Zurückhaltung“ nicht al¬ 
leine da. Seine Stellvertreter, Staats¬ 
minister Prof. Dr. Georg Unland 
(CDU) aus dem Freistaat Sachsen 
und Matthias Kollatz-Ahnen (SPD) 
aus Berlin, stehen an seiner Seite. 
Die Finanzministerien verfügen ins¬ 
gesamt über eine bunte Palette von 
Gewerkschaftskritikern: Das Land 
Brandenburg wird in der TdL durch 
Finanzminister Christian Görke (Die 
Linke) vertreten. Landesfinanzminis¬ 
terin Karoline Linnert (Grüne) aus 
Bremen ist seit 2007 dabei. Edith 
Sitzmann, ihre Kollegin in Stuttgart, 
und Monika Heinold in Kiel haben 
ebenfalls das grüne Parteibuch. Der 
Finanzminister von Mecklenburg- 
Vorpommern, Mathias Brodkorb, 
war von 1994 bis 1997 Mitglied der 
PDS, danach in der SPD. Die Landes- 
politiker von CDU und SPD, Grünen 
und Die Linke sind sich einig, wenn 
es darum geht, die Forderungen von 


Arbeitern, Angestellten (und Beam¬ 
ten) im öffentlichen Dienst abzu¬ 
schmettern 

Diese störrische Haltung der 
TdL änderte sich auch nach 14 Ta¬ 
gen „Bedenkzeit“ nicht: Zur zweiten 
Verhandlungsrunde am 30./31. Janu¬ 
ar hieß es in Potsdam: „Kein Ange¬ 
bot!“ Die Antwort der Gewerkschaf¬ 
ten folgte auf dem Fuße: ganztägiger 
Warnstreik am 1. Februar. Die NRW- 
Landesvorsitzende der GEW, Doro¬ 
thea Schäfer, rief auch die Beamtin¬ 
nen und Beamten auf, sich „nach ih¬ 
ren Möglichkeiten“ an den Aktionen 
zu beteiligen. 

Dabei hatten die Gewerkschaf¬ 
ten ihre Forderungen nicht im Wöl¬ 
kenkuckucksheim zusammenphan¬ 
tasiert, sondern Staatseinnahmen, 
Preisentwicklung und Leistung der 
Staatsbediensteten abgeglichen. Da¬ 
bei kam die GEW auf sechs Prozent 
bei einer Laufzeit von zwölf Monaten 
und eine Erhöhung des Ausbildungs¬ 
entgelts und der Entgelte der Prak¬ 
tikantinnen und Praktikanten um 90 
Euro im Monat. 

Insgesamt geht es um das Salär 
von einer Million Angestellten im 
öffentlichen Dienst und 2,2 Millio¬ 
nen Beamten und Pensionären. Aber 
nicht alle Länder sitzen am Verhand¬ 
lungstisch. Hessen ist 2004 unter Mi¬ 
nisterpräsident Roland Koch (CDU) 
wegen der geplanten Arbeitszeitver¬ 
längerung aus der TdL ausgetreten. 
Innenminister Peter Beuth (CDU) 
merkt dennoch an: Zu teuer, nicht 
tragbar, finanziell überfordert, Schul¬ 
denbremse ... Sein Kollege Alexander 
Lorz (CDU) aus dem Schulministeri¬ 
um legt noch drauf: Pensionäre zurück 
ins Klassenzimmer! 2 180 Pädagogen 
wurden bereits angeschrieben. 

Trotz vieler lauter Trillerpfei¬ 
fen, Transparente und roter Fahnen 
bei den Demonstrationen am Warn¬ 
streik-Tag zeigte sich die TdL taub 
und blind, so dass die Gewerkschaf¬ 
ten den Druck auf die Arbeitgeber in 
den nächsten Tagen erhöhen wollen. 


Dass Druck zwingend ist, zeigt ein 
Rückblick auf die Tarifeinigung vor 
zwei Jahren. Die angestellten Lehre¬ 
rinnen und und Lehrer stimmten dem 
Abschluss nicht zu. Vorher hatte ver. 
di-Vorsitzender Frank Bsirske ihnen 
zwar „volle Solidarität“ angeboten - 
aber auch hinzugefügt: Streiken müss¬ 
ten sie schon selber. Lehrerinnen und 
Lehrer könnten nicht erwarten, dass 
Beschäftigte aus anderen Branchen 
des öffentlichen Dienstes für sie auf 
die Straße gingen. Der „Focus“ be¬ 
richtete damals: „Man merkte dem 
Verdi-Chef aber auch an, dass ihm 
das Auseinanderdriften des Gewerk¬ 
schaftslagers nicht schmeckte. Man 
darf gespannt sein, ob diese Entwick¬ 
lung bei den nächsten Tarifverhand¬ 


lungen mit den Ländern in zwei Jah¬ 
ren auswirkt.“ Das war am 29. März 
2015, um 14:23 Uhr. Und heute sind 
die zwei Jahre fast vorbei. 

Die nächste (dritte) Verhand¬ 
lungsrunde wurde für Donnerstag, 
16. Februar, angesetzt. Medial wur¬ 
de sie klassenmäßig eingeläutet, n.tv 
berichtete: „Warnstreiks treffen wie¬ 
der Schulen“. Die Rheinische Post 
meldete 2000 Streikende und titelte 
„Angestellte Lehrer streiken - kein 
Unterrichtsausfall“. Das war auch die 
Gedankenwelt im NRW-Schulminis- 
terium unter der Leitung von Sylvia 
Löhrmann (Grüne): Die Schulen 
könnten Unterrichtsausfall vermei¬ 
den durch die Zusammenstellung von 
Lerngruppen. 


Der DGB weist auch auf die gestie¬ 
genen Steuereinnahmen und das Lohn¬ 
gefälle zur Privatwirtschaft hin: Die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
„haben im Verhältnis zur Tarifentwick¬ 
lung in der Privatwirtschaft noch immer 
einen deutlichen Nachholbedarf. Hin¬ 
zu kommt, dass die Einnahmen der öf¬ 
fentlichen Haushalte so hoch und stabil 
sind, wie selten zuvor. Es gibt also kei¬ 
nen Grund für die öffentlichen Arbeit¬ 
geber, sich einer spürbaren Stärkung der 
Massenkaufkraft zu verweigern. Die Er¬ 
höhung der Entgelte um 6 Prozent und 
die Aufstockung der Ausbildungsver¬ 
gütungen um 90 Euro monatlich ist be¬ 
zahlbar, volkswirtschaftlich sinnvoll und 
das gute Recht der Beschäftigten im öf¬ 
fentlichen Dienst!“ Uwe Koopmann 


zahlen. Frau Nahles folgt Herrn Riester 
auf dem Weg in die weitere Privatisie¬ 
rung der Rente. 

Je 9,35 Prozent des Bruttoeinkom¬ 
mens zahlen Beschäftigte und Arbeit¬ 
geber in die gesetzliche Rentenkasse 
ein. Dieser Betrag ist für die Arbeitge¬ 
ber bis 2020 gedeckelt. Die Bundesre¬ 
gierung antwortet auf eine Anfrage der 
Linken, dass es bereits heute für eine 
lebensstandardsichernde Rente nötig 
sei, dass sich Beschäftigte zusätzlich mit 
vier Prozent mit einer privaten Ries¬ 
terrente und weiteren 1,4 Prozent mit 
einer privaten betrieblichen Rente ver¬ 
sichern. Das ergibt eine Gesamtbelas¬ 
tung der Beschäftigten von 14,75 Pro¬ 
zent, beim Arbeitgeber aber sind es nur 
9,35 Prozent. 

Die paritätische Einzahlung beider 
würde nur 12,55 Prozent für die Be¬ 
schäftigten bedeuten, und damit eine 
Verringerung ihrer Zahlung um 2,20 
Prozentpunkte. 2030 wird die Diffe¬ 
renz noch größer. Die Subventionie¬ 
rung der privaten Rentenzahlungen 
durch den Staat könnten zusätzlich in 
die gesetzliche solidarische Rente ein¬ 
gezahlt werden. Wenn alle Kürzungs¬ 
faktoren rückgängig gemacht würden, 
ließe sich das Rentenniveau stabilisie¬ 
ren und steigern, würden auch auch die 
Löhne steigen und mehr Menschen in 
Beschäftigung kommen. Der angstma¬ 
chenden Diskussion um die Demogra¬ 
fie und Haltelinien würde der Boden 
entzogen. 

Die Forderung nach paritätischer 
Zahlung aller Beschäftigten in die ge¬ 
setzliche Versichertengemeinschaft ist 
alternativlos. Schließlich geht es um ei¬ 
nen nicht geringen Teil ihres erarbeite¬ 
ten Lohnes. 

Anne Rieger 


Nahles’ Betriebsrente ist keine 

Nach dem Riestermodell ein weiterer Zwischenschritt zur Privatisierung der Alterssicherung 


Mit der gesetzlichen Rente werden in 
Deutschland jährlich über 250 Mrd. 
Euro verteilt. Der Betrag speist sich aus 
den Einkommen (Lohn- und Lohnne¬ 
benkosten) der Beschäftigten, ist also 
Eigentum der Versichertengemein¬ 
schaft. Im Umlageverfahren werden 
die Ausgaben für Renten direkt aus 
den laufenden Beiträgen der derzeitig 
aktiven Erwerbstätigen finanziert. Ein 
geringer Kapitalbestand wird als Re¬ 
servefonds für den Fall ungleichmäßi¬ 
ger Einnahmeflüsse gehalten. Die Pri- 
vatisierer, die keinerlei Respekt vor 
öffentlichem Eigentum haben, gieren 
nach diesen Beiträgen. Würden nur Tei¬ 
le dieser Geldsumme - mit Hilfe der 
Regierungspolitik - in Versicherungs¬ 
gesellschaften fließen, würde ihnen das 
saftige Profite bescheren. 

Genau das ist das Ziel privater 
Versicherungsgesellschaften und ih¬ 
rer neoliberalen Helfer. Schon heute 
werden Riesterrenten mit jährlich 3,5 
Mrd. Euro über Zulagen und Steuern 
„subventioniert“, also an private Eigen¬ 
tümer der Versicherungsgesellschaften 
gezahlt, ein gigantisches Förderpro¬ 
gramm für die Banken- und Versiche¬ 
rungswirtschaft. Allein die Metall-Ren¬ 
te (nur ein Produkt der Riesterrente) 
hatte im vergangenen Jahr 600 Mio. 
Euro Beitragseinnahmen. Aber erst 
16,5 der 74 Millionen Versicherten 
haben einen solchen Räubervertrag 
unterschrieben. Frau Nahles will nun 
nachlegen. Über eine zukünftige ob¬ 
ligatorische „Betriebsrente“ mit noch 
höheren staatlichen Zuschüssen sollen 
noch mehr Menschen verpflichtet und 
angelockt werden. Statt in die gesetzli¬ 
che solidarische paritätische Alterssi¬ 
cherung einzuzahlen, sollen sie einen 
Teil ihrer Rentenversicherungsbeiträge 


„entgeltumwandeln“ und es einer pri¬ 
vaten Versicherung in den Rachen wer¬ 
fen. Nur ein Zwischenschritt auf dem 
Weg in die vollprivatisierte Rente? 

Das unter Bismarck durchgesetzte 
Rentenmodell hatte die einkommens¬ 
bezogene Sicherung des Lebensstan¬ 
dards zum Ziel. 1958 wurde es end¬ 
gültig als gesetzliches, paritätisches 
Umlagemodell etabliert. Im Jahr 1985 
betrug das Netto-Rentenniveau 57 Pro¬ 
zent. „Seit den 1990er Jahren werden 
in den meisten Ländern Europas weit¬ 
reichende Rentenreformen durchge¬ 
führt“ so Herbert Rische, Präsident 
der Deutschen Rentenversicherung, 
2013. Er nannte als wesentliche Ursa¬ 
che dieser Entwicklung den „demogra¬ 
fischen Wandel“. Gerd Bosbach, Pro¬ 
fessor für Statistik an der Hochschule 
Koblenz, dagegen berichtet, dass 1990 
Ex-Kanzler Helmut Schmidt beim Sta¬ 
tistischen Bundesamt eine Anfrage 
zur Demografie gestellt habe. In der 
Wochenzeitung „Zeit“, deren Heraus¬ 
geber Schmidt mittlerweile war, habe 
er dann einen „einseitigen“ Artikel zu 
Demografie veröffentlicht. „Dann, mit 
der Jahrtausendwende, spätestens 2002, 
und vor allem im Zusammenhang mit 
der Agenda 2010 im Jahr 2003, tauch¬ 
ten tagtäglich in den Politikerreden und 
Medien Demografiemeldungen auf“, so 
Bosbach. 

Nicht die Demografie, sondern die 
Schwäche der Arbeiterbewegung und 
Gewerkschaften nach der Zerschla¬ 
gung der DDR ermöglichte es den 
Herrschenden bereits 1992, eine Ren¬ 
tenreform in Kraft zu setzen, die die 
Höhe der Renten an die Nettolöhne, 
und nicht mehr an die Bruttolöhne an¬ 
passte. Schon 1994 legte der oberste 
Arbeitgeberverband BDA mit seiner 


Handlungsanleitung zum Sozialabbau 
nach: „Sozialstaat vor dem Umbau. 
Leistungsfähigkeit und Finanzierbar¬ 
keit sichern“. Die Regierenden ge¬ 
horchten. Bis ins Jahr 2000 wurde Ren¬ 
tenniveau auf 53 Prozent abgesenkt. 

Der erste entscheidende Meilen¬ 
stein des Projektes „Privatisierung der 
Rente“ war die Rentenreform 2001 der 
Schröder-Fischer-Riester-Regierung: 
Weg von der Sicherung des Lebens¬ 
standards im Alter, hin zur Beitrags- 
satzstabilität. Der Beitragssatz der ge¬ 
setzlichen Rentenversicherung wurde 
auf höchstens 22 Prozent im Jahr 2030 
festgelegt - nicht in unserem Interesse, 
sondern um den Unternehmern eine 
Erhöhung der Lohn(neben)kosten zu 
ersparen. Die gesetzliche Rente wurde 
von der Lohnentwicklung abgekoppelt, 
die Regelaltersgrenzen schrittweise an¬ 
gehoben, Kürzungsfaktoren wurden 
eingezogen um die Beitragsentwick¬ 
lung zu bremsen. Zugleich sollten mit 
der systematisch aufgebauten kapital¬ 
gedeckten privaten Zusatzversorgung 
die zuvor produzierten Versorgungslü¬ 
cken geschlossen werden. Damit wur¬ 
de der privaten Vorsorge im System der 
Alterssicherung eine neue Rolle zuge¬ 
wiesen: Sie war nicht mehr Ergänzung 
zur gesetzlichen Rente sondern Teiler¬ 
satz. 

Seitdem ist das Renteniveau auf 
heute 46,5 Prozent abgesunken und 
wird - so nichts geändert wird - im 
Jahr 2030 nur noch bei 43 Prozent he¬ 
gen. Eine Köchin mit 1943 Euro Mo¬ 
natslohn bekäme, wenn sie 2030 nach 
40 Jahren in Rente ginge, nur noch 
677 Euro. Heute wären es noch 755, 
im Jahr 2000 noch 832 Euro gewesen, 
rechnet der DGB vor. Andrea Nah¬ 
les und Angela Merkel gehen nun den 


nächsten Meilenstein an: Um eine le¬ 
bensstandardsichernde Rente zu erhal¬ 
ten, wollen sie die Menschen zwingen, 
sich zusätzlich mit einer 3. Säule, einer 
obligatorischen Betriebsrente, entgelt- 
umwandelnd privat zu versichern. 

Es muss jeder und jedem klar wer¬ 
den, dass es sich um einen Etiketten¬ 
schwindel handelt. Es hat mit der klas¬ 
sischen Betriebsrente nichts zu tun, bei 
der das Unternehmen den Beschäftig¬ 
ten eine Rente fürs Alter zusagte und 
das voll über die eigene Gewinn- und 
Verlustrechnung abrechnete. Bei der 
geplanten Entgeltumwandlung zahlt 
der Beschäftigte allein bis zu sieben 
Prozent seines Bruttolohnes in eine 
Privatversicherung, die der Chef ausge¬ 
sucht hat. Steuern und Sozialabgaben 
werden nicht fällig, was vielen passt. 
Doch in der Rentenphase sind Steuern, 
Krankenkassen- und Pflegebeiträge zu 
zahlen, und zwar Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberbeitrag allein vom Rentner 
oder der Rentnerin. Mit der Entgelt¬ 
umwandlung sinken die persönlichen 
Einzahlungen in die gesetzliche Rente 
und damit später die Ansprüche. Geht 
es nach Konzerninteressen, wird man 
beim Abschluss des Vertrages noch 
nicht wissen, welchen realen Wert die¬ 
se private Rente in Alter haben wird. 

Die Ausweitung der Betriebsren¬ 
ten in Form der Entgeltumwandlung 
schwächt und delegetimiert die ge¬ 
setzliche Rente, denn die Einzahlungen 
verringern sich, sie strömen in die Kas¬ 
sen privater Versicherungskonzerne. 
Von den staatlichen Förderungen pro¬ 
fitieren diese ebenfalls. Auch die Un¬ 
ternehmen profitieren, denn ihre So¬ 
zialversicherungsbeiträge in die Ren¬ 
tenkasse fallen nur an, wenn auch die 
Beschäftigten die gleiche Summe ein¬ 
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Streikbereit für ein besseres Leben 

Kampf um die verbindliche Personalbemessung in den Krankenhäusern an der Saar - 
UZ-lnterview mit zwei Beteiligten 


Im Saarland kämpft die Gewerkschaft ver.di für mehr Personal. 21 Kran¬ 
kenhäuser unterschiedlicher Träger wurden deshalb zu Tarifverhandlun¬ 
gen aufgefordert. Man will einen „Tarifvertrag Entlastung“. Auch andern¬ 
orts gibt es Bewegung und Bestrebungen für einen Pflegestreik. Im Fol¬ 
genden ein Interview der UZ mit dem verantwortlichen ver.di-Sekretär 
Michael Quetting und Rainer Tobae vom Saarbrücker Appell „Aufstehn 
für die Pflege“. 


UZ: Kollege Michael, warum will ver.di 
einen Tarifvertrag „Entlastung“? Einen 
Tarifvertrag? Worum geht es im Saar¬ 
land in der Aktion genau? 

Michael Quetting: Die Lage in den 
Krankenhäusern, insbesondere für die 
Pflege ist unerträglich geworden. Ar¬ 
beitszeitgesetze werden nicht einge¬ 
halten, von den Pflegekräften wird ein 
Einsatz rund um die Uhr erwartet, die 
gewünschte Qualität der Pflege kann 
nicht mehr gewährleistet werden. Es 
herrscht Pflegenotstand. Seit gut acht 
Jahren fordern wir eine gesetzliche 
Festlegung, wie viel Personal in den 
Stationen und Bereichen vorzuhalten 
sind. Es gab Dutzende Initiativen und 
Aktionen, Petitionen und Demons¬ 
trationen. Aber wir konnten uns im 
politischen Bereich nur ungenügend 
durchsetzen. Jetzt heben wir das auf 
die tarifliche Schiene. Wir verweigern 
unsere Arbeitskraft, wenn sich nicht 
was ändert. Wir wollen nachts nicht 
mehr alleine arbeiten, wir wollen Fest¬ 
legungen z.B. für die Intensivstationen, 
so dass auf zwei Patienten eine Pflege¬ 
kraft kommen muss. Wir fordern einen 
Ausschlaftag nach Nachtschicht und 
Bereitschaftsdienst und wir verlangen 
ein Konsequenzenmanagement, wenn 
es zu Verstößen kommt, wenn wir zum 
Beispiel keine Pausen machen können. 
Wir verlangen mehr Praxisanleiter für 
die Auszubildende und einiges mehr. 

UZ: Kollege Rainer, was will der „ Saar¬ 
brücker Appell“? Von wem wird er un¬ 
terstützt? 

Rainer Tobae: Ziel ist es, einen Beitrag 
zu leisten für Aufwertung und Entlas¬ 
tung des Pflegepersonals durch mehr 
Personal im Krankenhaus und die De¬ 
batte um eine verbindliche Personalbe¬ 
messung in den saarländischen Kran¬ 
kenhäusern verstärkt in die Öffentlich¬ 
keit zu bringen. Wir wollen mitwirken 
an einem gesellschaftlichen Klima, in 
dem Aktivitäten der Pflegenden zur 
Verbesserung ihrer Situation Akzep¬ 
tanz und Unterstützung Anden. Es geht 
also konkret auch um die Organisie¬ 
rung eines gewissen Schutzes, wenn 
Beschäftigte der Pflege kämpfen und 
streiken. Der „Saarbrücker Appell“ für 
mehr Pflegepersonal wurde mittlerwei¬ 
le von weit mehr als 4 000 Saarlände¬ 
rinnen und Saarländern unterstützt. 
Darunter sind hunderte von Betriebs¬ 
und Personalräten und gewerkschaft¬ 
lichen Vertrauensleuten quer über alle 
Branchen hinweg, aber auch Repräsen¬ 
tantinnen aus den politischen Parteien 
von CDU bis DKP. Vertreten ist auch 
der kirchliche Bereich z.B. durch die 
KAB und zahlreiche Klinikseelsorge- 
rlnnen. 

UZ: Jetzt fanden ein Warnstreik und 
eine Streikkonferenz statt. Auch eine Art 
Bilanz? Wie verlief der Weg bis hierhin? 

Michael Quetting:Wir haben etwas 
Neues erfunden. Ein Tarifberaterin¬ 
nensystem. Die Stationen und Abtei¬ 
lungen bestimmen Tarifberaterinnen. 
Die Tarifarbeit wird demokratisiert. 

Branchentreffen Gesundheit 

Das zweite Branchentreffen Gesundheit 
der Kommission Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftspolitik der DKP findet am Sams¬ 
tag, den 25. Februar 2017, von 11.15 Uhr 
bis 16.00 Uhr beim Parteivorstand der DKP, 
Hoffnungstraße 18, in Essen statt. Als ein¬ 
ziger Tagesordnungspunkt ist vorgesehen 
das Thema Personalbemessung in den 
Krankenhäusern/Tarifvertrag Entlastung. 
Anmeldung zur Teilnahme bitte an dkp. 
pv@t-online.de 


184 Delegierte aus 21 Krankenhäu¬ 
sern trafen sich am Streiktag und ver¬ 
traten knapp 4 000 Beschäftigte und 
sie entscheiden, was wir machen. Wir 
hatten auf einem Symposium Ende 
2015 vorgeschlagen, es tariflich zu ver¬ 
suchen. Unser Vorbild ist der erfolgrei¬ 
che Streik an der Charite. Wir haben 
dann Anfang 2016 einen Stufenplan 
entwickelt, wie wir zu dem Ziel kom¬ 
men können, und dann legten wir los. 
Aktuell haben wir über 1 000 Aktive, 
die mitarbeiten, und über 400 Tarifbe¬ 
raterinnen. Auch konnten wir über 600 
neue Mitglieder gewinnen. Wir gaben 
entsprechende Informationen heraus, 
veranstalteten verschiedene Aufklä¬ 
rungsaktionen und konnten mit der 
Kampagne die Meinungsbildung in¬ 
nerhalb der Gesellschaft in unserem 
Sinne beeinflussen. Im November ha¬ 
ben wir dann die Krankenhäuser zu Ta¬ 
rifverhandlungen aufgefordert. 

UZ: Am 31. Januar fand jetzt ein erstes 
Treffen des „ Saarbrücker Appells“ statt. 
Ziel war eine Vernetzung von verschie¬ 
denen Kräften zur Unterstützung von 
ver.di. Was sind die Ergebnisse? 

Rainer Tobae: Diejenigen, die zum 
Treffen kamen, um aktiv zu werden, 
zeigten die Breite des Bündnisses. In 
der Sache zeigte sich Einigkeit. Es 
geht darum Solidarität in der aktuel¬ 
len Auseinandersetzung um eine politi¬ 
sche Lösung bzw. für einen Tarifvertrag 
Entlastung zu organisieren. 


Intensivstation, im OP und im Nacht¬ 
dienst sowie verlässlich Dienstpläne 
und die Einhaltung der Pausenrege¬ 
lung ermöglicht. Wir bekennen uns 
dazu, dass betrieblich Regelungen zu 
treffen sind, dass auch im Konfliktfall 
die vorgenannten Ziele eingehalten 
werden.“ 

Ein Problem der aktuellen Ausei¬ 
nandersetzung um einen Tarifvertrag 
Entlastung hegt nun mal darin, dass 
ohne gesamtdeutsche Rahmenbedin¬ 
gungen prinzipiell nichts geändert 
werden kann. Wir wollen ja ganz prin¬ 
zipiell etwas an der Logik der herr¬ 
schenden Gesundheitspolitik ändern. 
Unsere Forderungen stehen im Wi¬ 
derspruch zur herrschenden Politik. 
In Anspielung an das Brecht-Gedicht 
von der „Seeräuber-Jenny“ lass mich 
sagen, die Saar ist zu schmal für ein 
Schiff mit acht Segeln und fünfzig Ka¬ 
nonen an Bord. Deswegen geht es jetzt 
darum, den Druck weiterzuentwickeln. 
Das beraten wir auf unserer nächsten 
Delegiertenversammlung der Tarifbe¬ 
raterinnen am 15. Februar. 

UZ: Auch der „Saarbrücker Appell“ 
hat sich einiges vor genommen? 

Rainer Tobae: Wir haben ein Plakat er¬ 
stellt: „Mehr Personal für unser Kran¬ 
kenhaus - Gut für unsere Gesundheit“. 
Damit werben wir um Solidarität in 
Geschäften. Bäckereien, Kneipen, 
Buchläden usw. Wir starten einen ei¬ 
genen Aufruf zur Unterstützung der 
Großdemonstration am 8. März und 
wenden uns damit an die tausenden 
Unterstützerinnen des Saarbrücker 
Appells, an Frauengruppen und Initi¬ 
ativen und andere. Wir wollen unseren 
Beitrag leisten, den im November ge¬ 
schlossenen Beistandspakt des DGB 
und seiner Einzelgewerkschaften mit 


den Pflegenden weiterhin mit Leben 
zu erfüllen, und um eine breite Unter¬ 
stützung am 8. März aus den Betrieben 
der verschiedensten Branchen werben. 
Wir wollen die neue gewählte Landes¬ 
regierung direkt nach dem 26. März 
mit der Überreichung der gesammel¬ 
ten Unterschriften nachdrücklich und 
öffentlich an die im Wahlkampf gege¬ 
benen Versprechungen erinnern, um 
nur einige Dinge zu nennen. 

UZ: Welchen Zusammenhang siehst du 
im Zusammenhang mit der zukünfti¬ 
gen Landespolitik, zum Beispiel auch 
mit den im März stattfindenden Land¬ 
tagswahlen im Saarland? Es geht inzwi¬ 
schen wohl immer mehr um die Frage, 
wer soll das bezahlen? 

Michael Quetting: Auch an dieser Fra¬ 
ge sieht man, dass Schuldenbremse und 
gesundheitliche Daseinsvorsorge nicht 
zusammenpassen. Wir stoßen mit unse¬ 
rer Bewegung tief in die gesellschaftli¬ 
che Debatte vor, wie wollen wir leben, 
muss dazu nicht die herrschende Logik 
gebrochen werden? Wir wissen ja, Geld 
ist ausreichend vorhanden, man muss 
es sich nur holen. Ein Kollege hat es ge¬ 
rade diese Woche vorgerechnet. Wür¬ 
de man nur den Vermögenszuwachs 
des reichsten 1 Prozent der Deutschen 
mit 4 Prozent belasten, könnte man in 
Deutschland sofort 70 000 neue Pflege¬ 
kräfte finanzieren. So viele fehlen nach 
unseren Berechnungen. 

Das Land selbst muss seiner Inves¬ 
titionsverpflichtung nachkommen, im 
Prinzip werden da 50 Mio. Euro jähr¬ 
lich nicht bezahlt und die Häuser neh¬ 
men das Geld aus den Erlösen durch 
die Fallpauschalen. Mit dem Ergeb¬ 
nis, dass das Geld für die Pflegestellen 
fehlt. Außerdem erwarten wir konkre¬ 
te Vorgaben, wie viel Personal in den 



ver.di-Streikversammlung am 23. Januar 2017 in Saarbrücken. 


UZ: ver.di will den Druck aufrecht er¬ 
halten. Dass dies notwendig ist, ergibt 
sich aus der Sachlage. Wie soll das ge¬ 
schehen? 

Michael Quetting: Aktuell führen wir 
in den Stationen und Bereichen so ge¬ 
nannte Fotoaktionen durch und ver¬ 
öffentlichen Bilder auf Facebook. Be¬ 
wusstsein entwickelt sich bekanntlich 
immer nur durch die Tat. Also versu¬ 
chen wir Anregungen für Handeln zu 
geben. Wir sind im Gespräch mit der 
Landesregierung und haben dem Ge¬ 
sundheitsministerium abgerungen, 
dass man in den nächsten Kranken¬ 
hausplan Anhaltszahlen schreiben 
wird. Wenn das wirklich so kommt, 
dann sind wir einen großen Schritt 
hin zu einer Personalbemessung wei¬ 
ter. Gerade am Freitag haben wir in 
einer gemeinsamen Erklärung mit 
der Saarländischen Krankenhausge¬ 
sellschaft zu einer Demonstration am 
8. März, dem Internationalen Frauen¬ 
tag, aufgerufen. Ich finde es mehr als 
beachtlich, wenn wir jetzt gemeinsam 
feststellen: „Es muss finanziellen Spiel¬ 
raum geben für eine deutlich bessere 
Personalausstattung, die eine adäquate 
Personalbesetzung auf Normalstation, 


Dokumentiert 


Resolution der ver.di-Streikkonferenz 

ln Erwägung der Situation erklären die Dele¬ 
gierten aus den Stationen und Bereichen der 
saarländischen Krankenhäuser: 

Unsere Lage nehmen wir nicht länger hin. 
Wir brauchen umgehend Entlastung. Wir 
brauchen dringend mehr Personal in den 
Krankenhäusern. 

Wir sind verärgert, dass die Arbeitgeber nicht 
über einen Tarifvertrag Entlastung verhan¬ 
deln wollen. Jeder weiß, was in den Kran¬ 
kenhäusern los ist. 

Wir sind wütend, dass die herrschende Po¬ 
litik ein Gesundheitssystem geschaffen hat, 
das zu Personalabbau und prekärer Beschäf¬ 
tigung führt. 

Die Landesregierung kommt ihren Investiti¬ 
onsverpflichtungen nicht nach. Jährlich feh¬ 
len so den saarländischen Krankenhäusern 
mindestens 50 Millionen. Dadurch gibt es 
etwa 600 Pflegestellen weniger im Saarland. 
Die Arbeitgeber nehmen billigend in Kauf, 
dass ihre Beschäftigten krank werden. Der 
gesetzlichen Verpflichtung, dafür zu sorgen, 
dass niemand bei der Arbeit gesundheitlichen 
Schaden erleidet, kommen sie nicht nach. 
Wir sind auf einen Arbeitskampf vorbereitet 
und wir bereiten uns weiter vor. Wer ernst 


genommen werden will, muss auch bereit 
sein, dieses Mittel einzusetzen. 

Wir führen mit den Arbeitgebern ab nächster 
Woche Gespräche. Wir erwarten, dass die Ar¬ 
beitgeber die Gespräche zielorientiert führen 
und keine Hinhaltetaktik betreiben. 

Wir werden die Gespräche auf einem De¬ 
legiertentreffen am 15. Februar bewerten. 
Sollte sich in den Gesprächen keine Lösung 
abzeichnen, werden wir über die Frage von 
Urabstimmung und Streiks beraten. 

Wir haben mit Interesse die Ankündigungen 
des Gesundheitsministeriums vernommen, 
im Saarland Anhaltszahlen für die Stationen 
einzuführen. Dies begrüßen wir. 

Leider gab es schon viele Ankündigungen 
und wirkungslose Programme. Wir sagen, 
Schluss mit Placebos. Unsere Skepsis ist 
groß, dass nach der Wahl nicht umgesetzt 
wird, was vor der Wahl versprochen wurde. 
Wir erwarten von der neuen Landesregie¬ 
rung, dass sie dieses Vorhaben in ihre Ko¬ 
alitionsvereinbarung aufnimmt. Wir werden 
nach 100 Tagen die eingeleiteten Maßnah¬ 
men kritisch bewerten. 

Wir werden kein einzelnes Haus herauspi¬ 
cken. Wir brauchen Entlastung in allen Kran¬ 
kenhäusern. Mindestens elf Krankenhäuser 


Abteilungen vorzuhalten ist. Dies wer¬ 
den wir sowohl bei den Koalitionsver¬ 
handlungen als auch nach 100 Tagen 
genau beobachten. Wenn sich nichts 
bewegt, dann streikt es an der Saar. 

UZ: Und der „Saarbrücker Appell“ will 
dabei was tun und erreichen? 

Rainer Tobae: Wir sehen das so, dass 
sich keiner der Akteure: Krankenhäu¬ 
ser, Krankenhausgesellschaft, Landes¬ 
regierung, Krankenkassen aus der Ver¬ 
antwortung stehlen kann. Jetzt muss 
mehr Personal ins Krankenhaus, dafür 
mobilisieren wir. Über die Finanzie¬ 
rung gibt es unter den Initiatoren und 
Unterzeichnern sicherlich unterschied¬ 
liche Vorstellungen, aber Konsens ist, 
dass in diesem Land genügend Mittel 
vorhanden sind. 

UZ: Michael, was antwortest du zusam¬ 
menfassend auf die Frage, was bisher 
die wichtigsten Erfahrungen sind? Du 
stellst immer wieder heraus, dass „ ver¬ 
dammt dicke Bretter gebohrt“ werden 
müssen. Was heißt das konkret? 

Michael Quetting:Wir haben den 
Druck aufgebaut, jetzt muss der ge¬ 
halten werden. Was wir Vorhaben, ist 
außerordentlich komplex, vollkommen 
neue Kräfte werden in die Kämpfe ein¬ 
bezogen. Dabei setzen wir auf unsere 
Kraft in den Betrieben. Diese Kraft 
muss weiter ausgebaut werden. Insbe¬ 
sondere braucht es viele Anstrengun¬ 
gen in den kirchlichen Krankenhäu¬ 
sern. Da müssen Ängste überwunden 
und Erfahrungen gesammelt werden, 
da müssen wir auch lernen, stets die 
richtigen Worte zu gebrauchen. Und 
wir müssen immer wieder unsere kon¬ 
krete Taktik überprüfen, weil die Ge¬ 
genseite nicht schläft. 

UZ: In der Resolution der Streikver¬ 
sammlung wird deutlich gemacht, wie 
wichtig die Solidarität ist. Welche ist aus 
eurer Sicht besonders gefragt? 

Rainer Tobae: Jeder noch so kleine 
Beitrag der Solidarität ist wichtig. Ich 
wünsche mir als ehrenamtlicher DGB- 
Kreisvorsitzender natürlich insbeson¬ 
dere einen wirksamen Beitrag aus den 
Betrieben und Verwaltungen im Land. 
Und auch darüber hinaus. 

UZ: Im Namen der Leserinnen und 
Leser der UZ wünsche ich viel Erfolg. 
Unsere Solidarität und unser Respekt 
gehört den Kolleginnen und Kollegen 
in der „Pflege“ die für ein besseres und 
gesünderes Leben für uns alle streik¬ 
bereit sind. Und danke für dieses In¬ 
terview. 

Die Fragen stellte Artur Moses 


müssen die Maßnahmen zur Entlastung an¬ 
wenden 

Wir sind bereit zu sprechen, aber wir lassen 
uns nicht hinhalten. Wir passen auf. In den 
Krankenhäusern. Bei der Regierungsbildung. 
Und wir lassen nicht nach: Wir müssen stär¬ 
ker werden, nur so sind wir in der Lage, die 
unhaltbaren, menschenunwürdigen und pa¬ 
tientenfeindlichen Zustände in den Kranken¬ 
häusern zu ändern. 

Wir rufen zu einer großen Demonstration 
am Internationalen Frauentag, denn nicht 
nur grammatikalisch ist die Pflege weiblich. 
Am 8. März 2017 demonstrieren wir in Saar¬ 
brücken. Wir laden die Saarländische Kran¬ 
kenhausgesellschaft, die Unterstützer des 
Saarbrücker Appells und alle Unterstützer 
der Pflege ein, das Anliegen mehr Personal 
zu unterstützen. Lasst uns gemeinsam für 
eine bessere Personal- und Finanzausstat¬ 
tung demonstrieren. Das Geld muss endlich 
für mehr Personal verwendet werden. Aus¬ 
drücklich freuen wir uns über Solidaritäts¬ 
teilnahme aus anderen Bundesländern und 
von Bürgerinnen und Bürgern des Saarlan¬ 
des. 

Saarbrücken Dudweiler 
am 23. Januar 2017 
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Sicher? 

Am Sonnabend, den 11. Februar, 
wird es in verschiedenen bundes¬ 
deutschen Städten zu Protesten 
gegen Abschiebungen nach Afgha¬ 
nistan kommen. Menschenrechts¬ 
und Flüchtlingsorganisationen 
wollen in Berlin, Düsseldorf, Ham¬ 
burg, Hannover, Rostock, Nürn¬ 
berg, Wiesbaden, Trier und Erfurt 
protestieren. Die Anzahl von in Af¬ 
ghanistan verletzten und getöteten 
Zivilisten hat 2016 einen Höchst¬ 
stand erreicht. Am Montag teilten 
die Vereinten Nationen mit, dass 
allein im vergangenen Jahr dort 11 
418 Zivilisten getötet oder verletzt 
worden seien. 3 498 Menschen ver¬ 
loren ihr Leben. Überdurchschnitt¬ 
lich betroffen sind davon mit etwa 
einem Drittel Kinder. Während 
manche Bundesländer die Ab¬ 
schiebungen nach Afghanistan 
derzeit ausgesetzt haben, fordert 
die Bundesregierung, konsequent 
abzuschieben. 


Büchel blockieren 

2010 hatte der Bundestag gefor¬ 
dert, die US-Atomwaffen aus dem 
Fliegerhorst Büchel der Bundes¬ 
wehr abzuziehen. Nun werden 
diese Atomwaffen modernisiert, 70 
Millionen Euro bezahlt der deut¬ 
sche Staat dafür. Die Sprecher der 
DKP Rheinland-Pfalz forderten, 
dieses Steuergeld für andere Zwe¬ 
cke zu verwenden und die Atom¬ 
waffen abzuziehen, sie „lehnen je¬ 
den deutschen Griff nach Atom¬ 
waffen ab“. Die DKP beteiligt sich 
auch in diesem Jahr an den Ak¬ 
tionen der Friedensbewegung in 
Büchel, sie wird vom 23. bis zum 
25. Juni vor dem Stützpunkt Akti¬ 
onen durchführen. 


Geld für Gegenkultur 

Für das Festival der Jugend, das 
vom 2. bis zum 5. Juni in Köln 
stattfinden wird, will die SDAJ 
Künstlerinnen und Künstler der 
Gegenkultur aus Deutschland 
und international gewinnen - 
und ihnen dafür eine angemes¬ 
sene Gage zahlen. Dazu hat sie 
eine Crowdfunding-Kampagne - 
eine Spendensammlung im Inter¬ 
net - gestartet,die noch bis zum 
22. Februar läuft. Bei Redakti¬ 
onsschluss hatten 67 Unterstüt¬ 
zer 3 342 Euro (von angestrebten 
5 000 Euro) gespendet. Die Spen¬ 
densammlung läuft noch bis zum 
22. Februar. 


Geschichtsfälschung 

Auch in diesem Jahr wollen Neo¬ 
faschisten den Jahrestag der Bom¬ 
bardierung Dresdens für ihre Pro¬ 
paganda missbrauchen. Die „Volks¬ 
treue Bürgerrechtsbewegung“ um 
den aus der Nähe von Fürth stam¬ 
menden Neonazi Gerhard Ittner 
hat für den 11. Februar einen soge¬ 
nannten „Trauermarsch“ angemel¬ 
det. Die Dresdner Neonaziszene 
will am 18. Februar selbst durch die 
dortige Innenstadt aufmarschieren 
und begreift die Anmeldung der 
neonazistischen Konkurrenz offen¬ 
bar als Affront. Auch die AfD will 
politisches Kapital aus der Bom¬ 
bardierung Dresdens schlagen. Sie 
hat für den 14. Februar einen Auf¬ 
marsch durch die Altstadt angemel¬ 
det. 


Angriffe auf 
hohem Niveau 

Die Zahl der Angriffe auf Flücht¬ 
lingsunterkünfte bleibt konstant. 
Das Bundeskriminalamt (BKA) 
hat im vergangenen Jahr 970 
Straftaten gezählt, die sich gegen 
Flüchtlingsunterkünfte richteten. 
Im Jahr 2015 waren insgesamt 
1031 solcher Straftaten von den 
Behörden erfasst worden. Außer¬ 
dem meldeten die Bundesländer 
für 2016 insgesamt 2 396 Strafta¬ 
ten, die sich außerhalb von Asyl¬ 
unterkünften gegen Flüchtlinge 
richteten. 


Unbedeutend 


NPD bleibt legal - was heißt das für Antifaschisten in Mecklenburg- 



„Dorfgemeinschaft Jamel -frei, sozial, national“: Die NPD ist nicht so unbedeutend, wie das Bundesverfassungsgericht 
behauptet. Gerade auf dem Land ist sie eine Stütze der Nazistrukturen. 


I n kaum einem anderen Bundesland 
hat die NPD so viel Einfluss wie in 
Mecklenburg-Vorpommern. Bis 
September 2016 stellte die neofaschis¬ 
tische Partei fünf Landtagsmitglieder, 
von 2006 bis 2011 waren es sogar sechs. 
Bei den letzten Landtags wählen ver¬ 
fehlte die NPD mit 3 Prozent den Wie¬ 
dereinzug, übrig bleiben 26 Mandate in 
den Kreistagen, Städte- und Gemein¬ 
devertretungen. Ganze Landstriche be¬ 
sonders in Vorpommern, und Dörfer, 
wie das bundesweit bekannt geworde¬ 
ne Jamel bei Wismar, stehen unter dem 
Einfluss der Faschisten. 

Dieser Einfluss hätte am 17. Ja¬ 
nuar vom Bundesverfassungsgericht 
zurückgedrängt werden können. Die 
Karlsruher Richter stellten zwar fest, 
dass die NPD verfassungsfeindlich, ihr 
Handeln gegen die freiheitlich demo¬ 
kratische Grundordnung gerichtet ist 


und sie wesensverwandt mit der NS¬ 
DAP sei, für ein Verbot sei sie aber 
zu unbedeutend. Die NPD ist zwar 
in keinem Landtag mehr vertreten, 
unbedeutend ist sie aber, besonders 
im ländlichen Raum, keinesfalls. Die 
NPD dient weiterhin als richtungswei¬ 
sende und organisatorische Stütze für 
die örtlichen Nazistrukturen. Sie ist bis 
weit hinein in die militanten Kamerad¬ 
schaftsstrukturen vernetzt und bietet 
mit dem „Thinghaus“ in Grevesmüh- 
len einen Treffpunkt für Faschisten aus 
ganz Deutschland. Demonstrationen 
des mecklenburgischen Pegida-Able- 
gers (Mvgida) wurden durch Mitglie¬ 
der der NPD angemeldet, organisiert 
und dienten als Trojanisches Pferd um 
den Einfluss der extremen Rechten 
weiter auszubauen und Kontakte mit 
dem rassistischen und völkischen Flü¬ 
gel der AfD zu knüpfen. 


Besonders in Güstrow sind Mitglie¬ 
der der NPD und der „Jungen Natio¬ 
naldemokraten“ sehr aktiv, wenn es um 
gewaltsame Aktionen gegen Flüchtlin¬ 
ge und Antifaschisten geht. Angriffe 
auf Willkommens- und Integrations¬ 
feste für Geflüchtete, Flüchtlingsunter¬ 
künfte und Einschüchterungsversuche 
auf Antifaschistinnen sind in der 29 000 
Einwohner zählenden Stadt keine Sel¬ 
tenheit. 

Der ehemalige NPD Stadtvertreter 
Nils M. gilt als einer der zentralen Ak¬ 
teure im Güstrower Raum. Im Verbots¬ 
antrag gegen die NPD findet sein Name 
im Kapitel „Räumlicher Dominanzan¬ 
spruch gegen Minderheiten und An¬ 
dersdenkende“ mehrfach Erwähnung. 
Im Frühjahr 2016 stieg M. aus der NPD 
aus - vermutlich aus taktischen Grün¬ 
den: Die NPD wollte anscheinend kurz 
vor den Landtagswahlen einen Klein- 


Vorpommern? 

kriminellen loswerden. Sein Aktivis¬ 
mus für die Partei ist seitdem jedoch 
ungebrochen. 

Für Antifaschisten in Meck-Pomm 
dürfte der Wind demnächst wieder rau¬ 
er werden. Durch das schwebende Ver¬ 
botsverfahren verhielt sich die NPD 
in den letzten Monaten eher zurück¬ 
haltend. Ein aggressiver Straßenwahl¬ 
kampf wie in den letzten Jahren blieb 
größtenteils aus. Die Partei verhielt 
sich eher bürgerlich, um keine weiteren 
Gründe für ein mögliches Verbot zulie¬ 
fern. Mit dieser Zurückhaltung dürfte 
nun nach dem Richterspruch Schluss 
sein. Auch wenn die NPD nicht mehr 
über die Schlagkraft verfügt, die sie 
noch vor wenigen Jahren hatte, ist an¬ 
zunehmen, dass sie jetzt wieder aktiver 
werden und sich zunehmend radikalisie- 
ren wird. Aber nicht nur die NPD dürfte 
sich radikalisieren, ausgehend von dem 
ihnen Mut machenden Urteil dürften 
sich AfD, Identitäre Bewegung und un¬ 
organisierte Faschisten ermuntert füh¬ 
len, aktiver und aggressiver aufzutreten. 

Vorbestrafte Hardliner der NPD 
wie Udo Pastors (wegen Volks Ver¬ 
hetzung und Holocaustleugnung 
mehrfach verurteilt), Stefan Köster 
(ehemaliges Mitglied der Wiking- 
Jugend, wegen gemeinschaftlicher 
gefährlicher Körperverletzung ver¬ 
urteilt) oder Andreas Theißen (ehe¬ 
maliges Mitglied der Wiking-Jugend, 
wegen Verstoßes gegen das Spreng¬ 
stoffgesetz, Körperverletzung und 
Nötigung verurteilt) dürften sich 
durch das Urteil des Bundesverfas¬ 
sungsgerichtes bestätigt fühlen. Stellt 
das Urteil doch eindeutig klar: In 
der Bundesrepublik Deutschland ist 
Platz für ihre rassistische, aggressive 
und faschistische Partei, die sich ne¬ 
ben Mitgliedsbeiträgen und Spenden 
auch durch staatliches Geld finan¬ 
ziert. In Mecklenburg-Vorpommern 
sind das allein über 20 000 Euro für 
das Jahr 2017. 

Robert Kühne 

Robert Kühne kandidiert für die DKP in 
Mecklenburg-Vorpommern zur Bun¬ 
destagswahl. 


Einigkeit gegen „Schulz-Effekt“ 

Oder spielen CDU und CSU dem Wähler nur Unterschiede vor? 


Der „Schulz-Effekt“ hat die Unions¬ 
parteien aufgeschreckt. Egal, ob die an 
diesem Montag veröffentlichten Er¬ 
gebnisse der Insa-Umfrage tatsächlich 
die reale Situation widerspiegeln oder 
sich der Aufschwung bald wieder um¬ 
kehrt: Die SPD gibt sich derzeit einig 
und geschlossen. Sie hat einen neuen 
Kanzlerkandidaten, der bei SPD-An- 
hängern auf Zustimmung, sonst aber 
offenbar auch auf viel Interesse stößt. 

Da wirkte es grotesk, wie sich die 
Spitzen der Unionsparteien vor und 
auf ihrem „Zukunftstreffen“ in Mün¬ 
chen verhielten. Unions-Fraktionschef 
Volker Kauder hatte vor dem Unions- 
Gipfel in der Münchener CSU-Partei- 
zentrale Optimismus verbreitet. „Bei 
uns wird es nächsten Montag Auf¬ 
bruchstimmung geben“, verkündete er 
vor dem Treffen. Dabei hatte sich An¬ 
gela Merkel erst nach Zögern zu einer 
erneuten Kandidatur bereit erklärt. 

Von „Aufbruchstimmung“ war 
dann auch nichts zu merken. Am 
Sonntag betonten die beiden Gene¬ 
ralsekretäre zunächst die Geschlos¬ 
senheit der Union. Man habe zwar 
immer mal unterschiedliche Meinun¬ 
gen in verschiedenen Fragen, das aber 
habe beide Parteien nie daran gehin¬ 
dert, erfolgreich gemeinsam Politik zu 
machen, sagte CDU-Generalsekretär 
Peter Tauber in einem Interview mit 
dpa. Und CSU-Generalsekretär An¬ 
dreas Scheuer betonte: „Wir haben 
ein Ziel im Blick - und das ist der ge¬ 
meinsame Erfolg.“ Es gehe „ums große 
Ganze“. Die Bundestagswahl im Sep¬ 
tember werde eine Richtungsentschei¬ 
dung: „Wir sind uns einig darüber, dass 


wir Deutschland in der Erfolgsspur 
halten wollen. Das Gegenmodell ist 
Rot-Rot-Grün - das würde Abstieg für 
Deutschland bedeuten.“ Später legte 
Scheuer nach: Es gehe um „Leitkul¬ 
tur“ (nur durch die Union zu garan¬ 
tieren) gegen „Multikulti“. 

Auch nach dem Treffen sprach 
man gegenüber den Medien von gro¬ 
ßer „Einigkeit“. Jedenfalls: CDU- und 
CSU-Spitzen einigten sich, den Wahl¬ 
kampf gemeinsam zu führen. Die in 
der CSU viel gescholtene, aber auch 
in Teilen der CDU umstrittene Ange¬ 
la Merkel ist die gemeinsame Spitzen¬ 
kandidatin. Nachdem Merkel im No¬ 
vember erklärt hatte, noch einmal an¬ 
zutreten, war das nicht überraschend. 
Die CSU hat schließlich keinen ande¬ 
ren Kandidaten vorzuweisen. 

Gemeinsamkeiten wurden auch in 
einem fünfseitigen Papier festgehal¬ 
ten. Sechs „Zukunftsbereiche“ werden 
benannt: Zusammenhalt der Gesell¬ 
schaft, Umweltschutz, Digitalisierung, 
Bevölkerungsentwicklung und Migra¬ 
tion sowie innere und äußere Sicher¬ 
heit und Europa. Darin wimmelt es 
vor allem von Allgemeinplätzen. 

„Der Schulterschluss kommt spät, 
er kommt zu spät, um glaubwürdig 
zu wirken. Er kommt zu einem Zeit¬ 
punkt, an dem die SPD mit ihrem neu¬ 
en Kanzlerkandidaten Martin Schulz 
Zuversicht und Schwung hat, an dem 
die Union in den Umfragen einbricht, 
an dem Merkel besiegbar scheint“, 
kommentierte die „Frankfurter Rund¬ 
schau“. In einem Beitrag auf seinem 
Blog „sprengsatz.de“ erklärte Michael 
Spreng, einst „BamS“-Chefredakteur 


und 2002 Edmunds Stoibers Wahl¬ 
kampfleiter: Das Treffen sei „eine der 
verlogensten politischen Veranstal¬ 
tungen des Jahres“. „Der gemeinsame 
Machterhaltungstrieb lässt das Unver¬ 
einbare wieder vereinbar erscheinen. 
Da wächst für die Bundestagswahl 
wieder etwas zusammen, was eigent¬ 
lich nicht mehr zusammengehört.“ 


In wichtigen politischen Fragen, 
vor allem in Hinblick auf die von der 
CSU immer wieder geforderte „Ober¬ 
grenze“ für die Flüchtlingsaufnahme, 
ist man sich - auch offiziell - tatsäch¬ 
lich überhaupt nicht einig. Auch nicht 
im Hinblick auf die Mütterrente, bei 
Steuerfragen oder in der Außenpolitik. 
Doch die offensichtliche Zwietracht 


könnte auch kalkuliert sein. „Die Zeit“ 
meint jedenfalls: „Während die CSU 
den harten konservativen Vorstopper 
gibt, soll die CDU die liberale Mitte 
der Gesellschaft integrieren, darunter 
all jene, die Merkel gerade wegen ihrer 
Flüchtlingspolitik gut finden.“ 

Was spricht dafür? Die CDU hat 
auf ihrem vergangenen Parteitag ei¬ 


nige Beschlüsse gefasst, die den For¬ 
derungen der CSU sehr nahekom¬ 
men. Schon jetzt gibt es Stimmen in 
der CSU, die Seehofer vorwerfen, 
vor Merkel „eingeknickt“ zu sein. Es 
könnte also sein, dass die CSU, mit 
Rückhalt aus der CDU, in den kom¬ 
menden Monaten ihren Druck ver¬ 
schärft. Nina Hager 



Harter Vorstopper, liberale Mutti: Angela Merkel und Horst Seehofer üben den 
Schulterschluss. 
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Freitag, 10. Februar 2017 


Mitläufer und Anheizer 

Eine kleine Galerie der bisherigen Bundespräsidenten 


E in Lob an die Casting-Agentur der 
herrschenden Klasse: Bei der Aus¬ 
wahl der obersten Händeschüttler 
der Nation hat sie in der alten BRD wie 
nach der Rückeroberung der DDR bis¬ 
her elf Mal echte Repräsentanten des 
Zeitgeistes ausgewählt, die treffend die 
Verfasstheit der Republik spiegelten. 

Der erste in der Reihe, Theodor 
Heuss (Präsident von 1949-1959), bil¬ 
dete eine personifizierte Brücke von 
der Weimarer Republik in die Restau¬ 
rationszeit der BRD. Er galt als Libe¬ 
raler und als gebildet, weil er oft und 
gern Schiller zitierte. Im Ausland war er 
trotz seiner Zustimmung zum Ermächti¬ 
gungsgesetz vorzeigbar, weil er sich mit 
den Nazis nicht weiter eingelassen hat¬ 
te. Das unterschied ihn von den meis¬ 
ten Politikern der Adenauer-Ära. Viel 
lag ihm (neben dem deutschen Wald) 
an der „Entkrampfung der Deutschen“ 
nach Faschismus und Krieg, sein tieftoni- 
ges Gebrabbel bei Rundfunkansprachen 
wirkte sedierend. 

Heinrich Lübke (1959-1969) über¬ 
nahm das Amt, weil gerade kein Geeig¬ 
neterer zur Hand war. Der Prototyp des 
Mitläufers, cerebral im 19. Jahrhundert 
behaust, hatte für seinen Führer die VI/ 
V2-Versuchsanlage in Peenemünde ge¬ 
baut samt dazugehörigen Zwangsarbei- 
ter-KZs. Mit Gesichtskreis und Weitblick 
eines Maulwurfs ausgestattet, wurde er 
zum Symbol der Stagnationszeit der 
Adenauer-Ära. Seine gagaesken Weis¬ 
heiten - die echten wie die erfundenen - 
machen ihn bis heute zum populärsten in 
der Präsidentengalerie. 

Das Gegenbild zu Lübke, passend 
zum politischen Aufbruch der späten 
60er Jahre, war Gustav Heinemann 
(1969-1974). Als gebildeter Humanist 
aus christlicher Überzeugung, der 1950 
als Innenminister aus Protest gegen 
die Wiederbewaffnung zurückgetre¬ 
ten war, lehnte er den „Radikalener¬ 


lass“ ab. Dass er zum Amt eine ironi¬ 
sche Distanz bewies, hebt ihn aus der 
Reihe heraus. 

Walter Scheel (1974-1979) war eher 
der Ranschmeißertyp, unbegründeter 
Optimismus und Freude am volkstümli¬ 
chen Gesang, gern mit mehreren, blieben 
von dem ehemaligen NSDAP-Mitglied 


in Erinnerung. Der Stil des Rheinländers 
orientierte sich am Karnevalsleitspruch 
„Allen wohl und niemand weh“, wenn 
auch der (militärische) Drang nach Os¬ 
ten hin und wieder aufblitzte. 

In SA- und NSdAP-Mitglied Karl 
CarsteNS (1979-1984) fand Helmut 
Kohls geistig-moralischer Rückwärts¬ 
wende ihre personelle Entsprechung. 
Der Mann des Bundesnachrichten¬ 
dienstes war ein entschiedener Gegner 
der Friedensbewegung. Antifaschisten 
schrieben ihn gerne mit großem N und 
großem S am Ende. Ausgiebig pfleg¬ 
te er seinen Sparren, die Erwanderung 
Deutschlands. Psychologisch kann das so 


gedeutet werden, dass er vor seiner Ver¬ 
gangenheit davonlief. 

Für seinen Vater, der als Staatse¬ 
kretär während des Faschismus an der 
Deportation von Juden aus Frankreich 
beteiligt gewesen war, konnte Richard 
von Weizsäcker (1984-1994) nichts. Eher 
ist ihm anzulasten, dass er als führen¬ 


der Manager des Böhringer-Konzerns 
Verantwortung für die dortige Dioxin- 
Produktion trug, Grundstoff für die in 
Vietnam eingesetzte Massenvernich¬ 
tungswaffe „Agent Orange“. Achtung 
gebührt dem ehemaligen Ostfront-Of¬ 
fizier dafür, dass er 1985 das eigentlich 
Selbstverständliche aussprach: Dass der 
8. Mai 1945 ein Tag der Befreiung war 
und dass er den kommunistischen Wi¬ 
derstand würdigte. Seine Aufforderung 
nach der Einverleibung der DDR durch 
die BRD, jetzt müsste Besitz geteilt wer¬ 
den, verhallte. 

Nachdem sich der ursprüngliche 
CDU/CSU-Präsidentschaftskandidat 


Steffen Heitmann durch reaktionäre 
Sprüche aus dem Konsens gedummbeu- 
telt hatte, sprang als Ersatz Roman Her¬ 
zog (1994-1999) aus dem Hut: Ebenso 
reaktionär wie Heitmann, aber klüger in 
der Wortwahl. Unvergessen seine Auf¬ 
tritte, bei denen er sich gewaltig aufplus¬ 
terte, um dann Binsenweisheit zu krä¬ 


hen. Als er 1997 schnarrte „Es muss ein 
Ruck durch Deutschland gehen“, knallte 
Gerhard Schröder innerlich die Hacken 
zusammen und schuf dann als Bundes¬ 
kanzler zusammen mit seinem Kom¬ 
plizen Joseph Fischer die neoliberale 
„Agenda 2010“. 

Den netten Nachbarn machte uns 
fünf Jahre lang Johannes Rau (1999 
-2004). Auszugleichen sah er als seine 
Aufgabe, „Versöhnen statt Spalten“ war 
sein pastoral vorgetragenes Motto. Es 
zielte vor allem auf die Neubürger in den 
fünf östlichen Bundesländern. Von der 
herrschenden Politik forderte der Träu¬ 
mer mehr Ehrlichkeit und Verantwor¬ 


tungsbewusstsein (vergeblich) und gab 
sich als Kumpeltyp (erfolgreich). 

Flexibilität und Anpassung an die 
neoliberalen Verhältnisse forderte Horst 
Köhler (2004-2010) von den Bundes¬ 
bürgern ein. Schlicht war sein Gedan¬ 
kengebäude tapeziert und er machte im¬ 
mer den Eindruck, sein Amt sei für ihn 
etwas oversized geschneidert. Man litt 
bei den Weihnachtsansprachen mit ihm, 
wenn seine unruhig flackernde Mausau¬ 
gen Halt am Teleprompter suchten. Als 
er aussprach, was jeder wusste, näm¬ 
lich dass deutsche Sicherheits-, sprich, 
Kriegspolitik, und Wirtschaftspolitik ei¬ 
nander bedingen, erntete er aus dem ei¬ 
genen Lager Kritik. Eingeschnappt trat 
er zurück. 

Seine Auffassung, dass sich politische 
Tätigkeit auch auszahlen müsse, brach¬ 
te Christian Wulff (2010-2012) um Amt 
und Ansehen. Der Vorwurf: Vorteilsnah- 
me. Vorher hatte er aber als bisher jüngs¬ 
ter Präsident zusammen mit Gattin Bet¬ 
tina ungewohnten Glamour in den Amts¬ 
sitz gebracht. 

Wulffs Rücktritt spülte Joachim 
Gauck (2012-17. März 2017) in die Po¬ 
sition, bei der Kür zwei Jahre zuvor war 
er als Kandidat von SPD und Grünen 
noch gescheitert. Seinem Ruf als Leiter 
der nach ihm benannten Denunziations¬ 
behörde machte er auch im neuen Job 
Ehre: Aufgrund seines geringen spezifi¬ 
schen Gewichts schwimmt so einer im¬ 
mer oben. Schwerpunkt seiner Amtszeit 
blieb der Antikommunismus, den er in 
der DDR als hoher und respektierter 
Kirchenfunktionär nicht voll ausleben 
konnte. So ist sein immer wiederholter 
orgiastischer Schrei nach „Freiheit“ ne¬ 
ben seiner Klebrigkeit zum Markenzei¬ 
chen geworden. Sicher ist, wir werden 
zwangsläufig auch nach dem Ende seiner 
Amtszeit noch viel von dem mediengei¬ 
len Gockel hören. 

Manfred Idler 



Gut gecastet: Die elf Bundespräsidenten haben den Zeitgeist verkörpert - hier Theodor Heuss (im dunklen Anzug, im 
Gespräch mit zwei Herren), die personifizierte Brücke von der Weimarer Republik in die BRD. 


Ja, Nein, Vielleicht 

DKP NRW beteiligt sich am „Wahl-O-Mat“ 


Wie beim NSU 

Antifaschisten wiesen nach Wehrhahn-Anschlag auf den möglichen Täter hin - 
17 Jahre später nehmen die Behörde ihn fest 


Die Bundeszentrale für politische Bil¬ 
dung (bpb), eine Einrichtung des Bun¬ 
desinnenministeriums, hat sich vor der 
NRW-Landtagswahl bei der DKP ge¬ 
meldet. Die Einrichtung möchte wissen, 
welche zentralen Forderungen die DKP 
an Rhein und Ruhr für die Wahl am 14. 
Mai aufgestellt hat. Diese Angaben sol¬ 
len in den „Wahl-O-Mat“ eingespeist 
werden, der zwei bis vier Wochen vor 
der Wahl online gehen wird. 

Diese Webpräsenz soll eine Ent¬ 
scheidungshilfe für die Landtagswahl 
zu ermöglichen. Es gab zu den verschie¬ 
denen Wahlen insgesamt 48 Millionen 
Zugriffe. 

Das Verfahren ist umstritten, da die 
Gefahr der Manipulation durch vorge¬ 
gebene Fragen der bpb gesehen wird. In 
der Vergangenheit waren kleinere Par¬ 
teien nicht zugelassen. Einige Bundes¬ 
länder hatten sich gesperrt. 

Zu 38 Thesen der bpb können die 
Nutzer vier Antworten wählen: „stim¬ 
me zu“, „stimme nicht zu“, „neutral“ oder 
„These überspringen“. Die Landeszen¬ 
trale für politische Bildung NRW bietet 
sogar 80 Thesen an. Die Positionen der 
Nutzer werden mit denen der Parteien 
verglichen. Der Grad der Übereinstim- 


Das will die DKP 

Die zehn wichtigsten Forderungen der 
DKP zur NRW-Landtagswahl: 

Sofortiger Stopp aller Auslandseinsätze der 
Bundeswehr 

Schließung der AWACS-Air Base in Geilen¬ 
kirchen und der NATO-Basis in Kalkar 
Schaffung von 40 000 Arbeitsplätzen in 
Krankenhäusern, außerdem jeweils 10 000 
Einstellungen von Lehrerinnen, Erzieherin¬ 
nen und Sozialarbeiterinnen 
Monopole und Banken sowie Großbetriebe 
der Grundstoffindustrie sollen - entspre¬ 
chend Artikel 27 der Landesverfassung - 
in demokratisch kontrolliertes öffentliches 
Eigentum überführt werden 


mung wird dann errechnet. Wichtig er¬ 
scheinende Thesen können mit einer 
doppelten Punktzahl „belohnt“ werden. 
Nutzer können so bis zu acht Parteien 
vergleichen. Zu jeder Partei kann ein 
von der „bpb“ erstelltes Profil abgerufen 
werden (www.wer-steht-zur-wahl.de). 

Die DKP hat sich der Aufforderung 
der „bpb“ gestellt, um ihre Ziele darzu¬ 
stellen. Im Gegensatz zu anderen Par¬ 
teien steht für die DKP die Forderung 
nach Frieden und Abrüstung auch bei 
der Landtagswahl an erster Stelle: Es 
gibt eine Kriegsgefahr an vielen Brenn¬ 
punkten weltweit. Die Bundeswehr be¬ 
teiligt sich an realen Kriegseinsätzen 
auf drei Kontinenten. Durch den Mili¬ 
tärhaushalt wird Geld verbraucht, das 
im Etat des Bundes und der Länder für 
soziale Aufgaben besser angelegt wäre: 
Krankenhäuser, Schulen, Kindertages¬ 
stätten, Hochschulen, Wohnungen. 

Im Gegensatz zu anderen Parteien 
fordert die DKP eine Politik, die die 
Landesverfassung in Paragraph 27 end¬ 
lich beachtet: Konzerne in demokratisch 
kontrolliertes öffentliches Eigentum 
überführen, um Arbeitsplätze zu schaf¬ 
fen - statt neuer Milliardäre. 

Uwe Koopmann / Michael Gerber 


Den sofortigen Neubau von 200 000 Sozi¬ 
alwohnungen 

Eine Schule für alle - Schluss mit der frü¬ 
hen Auslese im Bildungssystem und dem 
Leistungsdruck durch G8 
10-Prozent-Ausbildungsquote für Großbe¬ 
triebe, Ausbildungsabgabe - Wer nicht aus¬ 
bildet, soll zahlen 

Kostenloser Besuch von Kindertagesstätten 
für alle Kinder und Erhöhung der Kita-Plätze 
Verbot der NPD, der Partei „Die Rechte“ 
und aller faschistischen Parteien und Or¬ 
ganisationen 

Einführung einer Millionärssteuer in Höhe 
von 2 Prozent 


Fast 17 Jahre nach dem im Jahr 2000 
begangenen Bombenanschlag am S- 
Bahnhof Wehrhahn in Düsseldorf, bei 
dem zehn mehrheitlich jüdische Bürger 
aus Osteuropa verletzt worden waren 
und eine Frau ihr ungeborenes Baby 
verloren hatte, hat die Polizei am ver¬ 
gangenen Mittwoch den Neonazi Ralf 
S. festgenommen. 

Rund 100 Antifaschisten forderten 
am vergangenen Freitagabend im Rah¬ 
men einer spontan organisierten Kund¬ 
gebung, die in unmittelbarer Nähe zum 
damaligen Tatort stattfand und die vom 
antifaschistischen Bündnis „Düsseldorf 
stellt sich quer“ organisiert worden war, 
die Umstände der Tat „lückenlos auf¬ 
zuklären“ und den Bombenanschlag 
nicht - wie sich bereits abzeichnet - 
als die Tat eines Einzelnen abzutun. 
Der Linke-Innenpolitiker Jasper Prig- 
ge, der als Redner an der Kundgebung 
teilnahm, sprach sich für die „Neuein¬ 
setzung eines Untersuchungsausschus¬ 
ses im NRW-Landtag nach der Land¬ 
tagswahl“ aus, der „rechtsterroristische 
Netzwerke, die in NRW aktiv waren 
und sind“, ausleuchten solle. Trotz der 
anhaltenden neofaschistisch motivier¬ 
ten Gewalt in Städten wie Dortmund 
verharmlose NRW-Innenminister Ralf 
Jäger (SPD) die Aktivitäten von Neo¬ 
nazis nach wie vor. „Ernsthafte Konse¬ 
quenzen aus dem Terror des NSU hat 
die Landesregierung bis heute nicht ge¬ 
zogen“, kritisierte der Innenpolitiker. 
Weitere zahlreiche Fragen seien noch 
ungeklärt, beispielsweise über welche 
Erkenntnisse der NRW-Verfassungs¬ 
schutz verfüge. Prigge erneuerte auch 
seine Forderung, „auch die vom Dort¬ 
munder Neonazi Michael Berger im 
Jahr 2000 begangenen Morde an den 
drei Polizeibeamten neu aufzurollen 
und endlich aufzuklären“. 

Ähnlich äußerte sich der Zusam¬ 
menschluss „Düsseldorf stellt sich 


quer“: „Wie beim NSU wird versucht, 
neonazistische Strukturen auf einige 
wenige oder Einzelne herunterzubre¬ 
chen“, erklärte Bündnissprecher Tho¬ 
mas Bose. Dabei existiere mindestens 
ein Unterstützer-Umfeld. „Man ging 
gemeinsam auf dieselben Veranstal¬ 
tungen, Ralf S. 4 s Waffenladen war fester 
Bestandteil der Neonaziszene“, erinner¬ 
te er. „Die Leugnung der Existenz neo¬ 
nazistischer Strukturen durch die Er¬ 
mittlungsbehörden hat seinerzeit die 
Aufklärung des Wehrhahn-Anschlags 
massiv behindert“, schätzt auch Özlem 
Alev Demirel ein, Landessprecherin 
der Linkspartei. Tatsächlich wurden die 
Opfer des Anschlags - ähnlich wie der 
der Mordserie des neofaschistischen 
Terrornetzwerkes „Nationalsozialisti¬ 
schen Untergrundes“ (NSU) - selbst 
verdächtigt, mit dem Anschlag zu tun 
zu haben. Neben einer umfassenden 
Aufklärung des Anschlags sei „daher 
auch eine Aufarbeitung der Arbeit der 
Ermittlungsbehörden dringend not¬ 
wendig“, forderte Demirel. Es habe 
schließlich auch in diesem Fall „ein un¬ 
vorstellbares Versagen der staatlichen 
Behörden“ gegeben. 

Nach dem Anschlag hatten Vertre¬ 
ter aus Politik und Justiz die Existenz 
einer neofaschistischen Szene in Düs¬ 
seldorf bestritten, obwohl diese sehr 
umtriebig war. Sie schlossen gar aus, 
dass der Anschlag von Neofaschis¬ 
ten begangenen worden sei, da es ja 
schließlich kein Bekennerschreiben 
gab, wie es damals zur Begründung 
hieß. Im Düsseldorfer Stadtteil Flin¬ 
gern „existierten damals die Wohn¬ 
stätten vieler Mitglieder der Kame¬ 
radschaft Düsseldorf und ihre In¬ 
frastruktur befand sich nur wenige 
hundert Meter entfernt, z.B. die Di¬ 
rektleitung des ,Nationalen Infotele¬ 
fon Rheinland 4 in dem Zimmer des 
Kameradschaftsführer auf der Bir¬ 


kenstraße“, hieß es seitens „Düssel¬ 
dorf stellt sich quer“. Tatsächlich hat¬ 
ten sowohl der damalige PDS-Rats- 
herr Frank Laubenburg als auch der 
mittlerweile aufgelöste „Koordinie¬ 
rungskreis antifaschistischer Grup¬ 
pen in Düsseldorf und Umland“ (An- 
tifa-KOK) nur einen Tag nach der Tat 
auf eine mögliche Verbindung von 
Ralf S. mit dem Düsseldorfer Bom¬ 
benanschlag hingewiesen. Der von 
ihm betriebene „Survival Security & 
Outdoor“-Laden lag auf der Gerres- 
heimer Straße, an die die S-Bahnsta- 
tion Düsseldorf-Wehrhahn unmittel¬ 
bar angrenzt. Dort traf sich damals 
auch regelmäßig die „Kameradschaft 
Düsseldorf“. „Es ist gut, dass die Er¬ 
mittlungen endlich auf einen Tatver¬ 
dächtigen hinweisen. Auch wenn die 
Ermittlungsarbeiten noch nicht been¬ 
det sind“, sagt Maria Breczinski von 
„NSU Watch NRW 44 . Es müsse aufge¬ 
klärt werden, welche Kontakte zwi¬ 
schen S. und anderen Neonazis, bei¬ 
spielsweise von der „Kameradschaft 
Düsseldorf“ bestanden hätten. „Dass 
er die Tat alleine begangen haben soll 
und es keine Mitwisser gegeben hat, 
ist angesichts dieser Hintergründe 
deutlich anzuzweifeln 44 so Breczinski. 
„Zentrale Fragen für uns sind: Was 
wusste der Verfassungsschutz? Und 
gab der Geheimdienst sein Wissen an 
die Polizei weiter?“, so „NSU Watch 
NRW“-Sprecherin Maria Breczinski. 
Schließlich müsse davon ausgegan¬ 
gen werden, dass auch die Düsseldor¬ 
fer Neonazi-Szene von V-Leuten des 
Verfassungsschutzes durchsetzt war, 
so Breczinski weiter. Die Behörden 
und politisch Verantwortlichen lob¬ 
ten hingegen die Ermittlungsarbeit 
der Polizei und sehen offenbar weder 
Grund zur Selbstkritik noch zur Auf¬ 
klärung dieses neuerlichen Skandals. 

Markus Bernhardt, Düsseldorf 
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Terrorgruppen in 
Syrien erfasst 

Militärs aus Russland, der Türkei 
und dem Iran haben erstmals ge¬ 
naue Karten angefertigt, welche 
Gebiete in Syrien von islamisti- 
schen Terroristen gehalten werden. 
Das sagte der russische Vize-Ge- 
neralstabschef Stanislaw Gadschi- 
magomedow am Montag nach ei¬ 
ner zweiten Beratungsrunde in der 
kasachischen Hauptstadt Astana. 
„Beim letzten Treffen haben wir auf 
Karten die Gebiete, die vom Isla¬ 
mischen Staat (IS) kontrolliert wer¬ 
den, abgegrenzt von den Gebieten 
der gemäßigten Opposition“, sagte 
der Generalmajor. Dieses Mal habe 
man das Territorium des Al-Kaida- 
Ablegers Fatah al-Scham markiert. 

NATO bildet Militärs 
im Irak aus 

Die NATO hat im Irak ein neues 
Ausbildungsprogramm für „Sicher¬ 
heitskräfte“ gestartet. Zunächst 
werden etwa 30 Soldaten in einem 
fünfwöchigen Kurs im Umgang mit 
Sprengfallen geschult, wie NATO- 
Generalsekretär Jens Stoltenberg 
in Brüssel mitteilte. 

Die NATO hatte bei ihrem Gip¬ 
fel in Warschau 2016 entschieden, 
nicht nur in den Nachbarländern, 
sondern auch im Irak selbst Mili¬ 
tärs auszubilden. Neben dem jetzt 
gestarteten Ausbildungsprogramm 
gegen sogenannte improvisierte 
Sprengsätze gibt die NATO dort 
auch Kurse „zur Stärkung der zivi¬ 
len und militärischen Zusammen¬ 
arbeit“. Offiziell befinden sich seit 
Januar NATO-Berater im Land. 

i 829 Festnahmen 

Türkische „Sicherheitskräfte“ ha¬ 
ben innerhalb einer Woche 1 829 
„Terrorverdächtige“ festgenom¬ 
men, unter ihnen 820 mutmaßli¬ 
che Anhänger des „IS“. Weitere 
Razzien richteten sich gegen mut¬ 
maßliche Mitglieder der PKK, der 
Gülen-Bewegung und gegen links¬ 
radikale Gruppen, teilte das Innen¬ 
ministerium am Montag mit. 

Prozess gegen 
Kataloniens Ex-Premier 

Begleitet von Protesten hat am 
Montag in Barcelona das Ge¬ 
richtsverfahren gegen den frühe¬ 
ren katalanischen Regionalpräsi¬ 
denten Artur Mas begonnen. Die 
Staatsanwaltschaft wirft dem Po¬ 
litiker vor, trotz eines vom Verfas¬ 
sungsgericht verhängten Verbots 
am 9. November 2014 einen sym¬ 
bolischen Volksentscheid über die 
Unabhängigkeit der Region von 
Spanien durchgeführt zu haben. 
Wegen Ungehorsams und Amts¬ 
missbrauchs fordert sie für Mas 
ein zehnjähriges Ämterverbot. 
Die Verteidigung argumentiert, 
der symbolische Volksentscheid 
falle unter das „Recht auf Mei¬ 
nungsfreiheit“. Vor dem Justizpa¬ 
last versammelten sich tausende 
Demonstranten mit der „Senye- 
ra“ - der Flagge Kataloniens. 

An der Volksbefragung hatten 
etwa 2,3 der 6,3 Millionen Stimm¬ 
berechtigten teilgenommen, mehr 
als 80 Prozent von ihnen stimmten 
für die Unabhängigkeit. Die Zen¬ 
tralregierung von Ministerpräsi¬ 
dent Mariano Rajoy lehnt eine 
Abspaltung der wirtschaftsstärks¬ 
ten Region Spaniens strikt ab. 

Lukäcs-Denkmal 
wird zerstört 

Der Stadtrat von Budapest hat 
auf Antrag der neofaschistischen 
Jobbik-Partei beschlossen, das 
im Szent-Istvän-Park in der un¬ 
garischen Hauptstadt stehende 
Denkmal für den marxistischen 
Philosophen Georg Lukäcs zu 
entfernen. 

Die Wochenzeitung „Jüdische 
Allgemeine“ schrieb dazu: „Man 
muss kein Marxist sein, um Lukäcs als 
bedeutende Persönlichkeit der Geis¬ 
tesgeschichte zu würdigen. Zumal es 
offensichtlich ist, dass die Demontage 
des Denkmals dem Marxisten Lukäcs 
und dem Juden Lukäcs gilt.“ 


Aggressor Ukraine 

Poroschenkos Regierung steht unter Druck - Angriffe auf DVR 



Frontbesuch des ukrainischen Präsidenten Poroschenko (bewaffnet) zusammen 
mit US-Senator John McCain 


er ukrainische Präsident Poro¬ 
schenko kam Ende Januar zum 
Staatsbesuch nach Berlin. Er 
brach seinen Besuch wegen der Lage im 
Donbass vorzeitig ab, wo nach seinen 
Worten die „russische Aggression“ wie¬ 
der zunahm. Tatsächlich hatten die ukrai¬ 
nischen Streitkräfte und ihnen unterstell¬ 
te nationalistische und faschistische Ba¬ 
taillone mit massiven Angriffen auf die 
Donezker Volksrepublik (DVR) begon¬ 
nen. Ein Zufall ist das wohl kaum, son¬ 
dern eine inszenierte Aktion von Seiten 
der ukrainischen Regierung. Diese und 
die hinter ihr stehenden oligarchischen 
Kräfte brauchen den Krieg, denn die so¬ 
ziale Lage in der Ukraine spitzt sich zu - 
Tarife für Strom, Heizung und Wasser 
sind um ein Mehrfaches gestiegen, wäh¬ 
rend gleichzeitig Löhne und Renten sta¬ 
gnieren, Stipendien werden gestrichen. 

Im letzten Monat gab es in der West¬ 
ukraine heftige Proteste gegen die Schlie¬ 
ßung von Krankenhäusern, ausbleibende 
Lohnzahlungen führten zu Unruhen und 
Blockaden in verschiedenen Regionen. 
Wegen der Schwäche der ukrainischen 
Linken drohen Faschisten und ande¬ 
re rechte Kräfte die Proteste zu nutzen. 
Sie gehören zu den Kriegsbefürwortern, 
üben aber zunehmend Kritik an Poro¬ 
schenko, da sie eine andere Kapitalfrak¬ 
tion vertreten. 

Die Regierung Poroschenko ist also 
in einer Zwickmühle: Ohne den Kriegs¬ 
zustand - das heißt auch bei einer nur 
teilweisen Erfüllung der Minsker Ver¬ 
einbarungen - drohen Putschversuche 
von rechts. So sammelt beispielsweise 
der ehemalige Staatschef Georgiens und 
Ex-Gouverneur von Odessa, Michail Saa- 
kaschwili, Unterstützer für vorzeitige 
Parlamentswahlen mit dem Versprechen, 
gegen die „Ausplünderung des Landes 
durch Oligarchen Vorgehen“ zu wollen. 

Die Weiterführung eines offenen 
Krieges jedoch lässt sich vor der Welt¬ 
öffentlichkeit immer weniger durch 
Hinweise auf die angebliche russische 
Aggression rechtfertigen, wenn in den 


Wohngebieten im Donbass Raketen de¬ 
tonieren und Zivilisten sterben. 

Gleichzeitig scheinen die regierenden 
Kräfte der Ukraine zu fürchten, dass sie 
mit dem Amtsantritt von Trump fallen ge¬ 
lassen werden. In den letzten Tagen gab 
es zwar deutliche Hinweise aus der US- 
Administration, die auf eine Aufrechter¬ 
haltung der Sanktionen gegen Russland 
verweisen, die ukrainische Regierung 
will aber offenbar sicher gehen und den 
Krieg wieder verstärken. Auch vorsichtig 
kritische Töne aus den Reihen der EU- 
Unterstützerländer beängstigen Kiew 
anscheinend. 

Zur Politik der Kiewer Regierung ge¬ 
hört deshalb auch die Ankündigung, dass 
in der Ukraine angeblich eine Volksab¬ 
stimmung über einen NATO-Beitritt 
stattfinden soll, die lediglich symboli¬ 
schen Charakter hätte. Die NATO hat 
mehrfach erklärt, dass ein baldiger Bei¬ 
tritt der Ukraine nicht realistisch ist. Po¬ 
roschenko jedoch benötigt solche Sym¬ 
bolik - wie auch die angekündigte Visa- 
Freiheit für die EU -, um den Ukrainern 
politische Erfolge vorzugaukeln. 

Derweil werden die Angriffe gegen 
die Zivilbevölkerung des Donbass in¬ 
tensiviert. Am späten Abend des 2. Fe¬ 


bruar wurde Donezk mit Mehrfachrake¬ 
tenwerfern beschossen. Von Seiten der 
DVR wird angenommen, dass das Ziel 
der Aktion die Unterbrechung der Ver¬ 
kehrsverbindung zwischen Donezk und 
Makejewka war - einer großen Industrie¬ 
stadt, die unmittelbar an Donezk grenzt. 
Dies ist allerdings nicht gelungen, da die 
entsprechende Brücke verfehlt wurde. 
Allein in dieser Nacht starben aufgrund 
ukrainischer Angriffe sechs Zivilisten, 34 
wurden verletzt. Es gibt erhebliche Schä¬ 
den an Wohnraum und Infrastruktur. 

Seit dem 29. Januar gab es von Seiten 
der ukrainischen Streitkräfte zehn Ver¬ 
suche, die Armee der Donezker Volks¬ 
republik zurückzudrängen und Gebiete 
zu besetzen, zumindest das wird von der 
Ukraine inzwischen nicht mehr bestrit¬ 
ten. Diese Versuche blieben alle erfolglos, 
die Verluste auf ukrainischer Seite sind 
sehr hoch, vermutet werden mehr als 200 
Tote und damit ein Vielfaches der Verlus¬ 
te auf der Seite der DVR. 

Die Führung der DVR erklärte, dass 
die Streitkräfte der Volksrepublik ihre 
Stellungen verteidigen, dabei die Mins¬ 
ker Vereinbarungen einhalten und nicht 
zu Angriffen übergehen - auch wenn die 
Ukraine bisher keinen einzigen Punkt der 


Vereinbarungen erfüllt hat. Die ukraini¬ 
sche Regierung spricht von Zerstörungen 
auch auf von ihr kontrolliertem Gebiet, 
im direkt an der Front gelegenen Awde- 
jewka. Es gibt jedoch Hinweise, dass ein 
Ausfall der Stromversorgung und der da¬ 
mit verbundene Ausfall von Heizung von 
den ukrainischen Behörden selbst veran¬ 
lasst wurde, um die Lage zuzuspitzen. 

Die Bundesregierung rückt trotz die¬ 
ser Lage nicht von der Unterstützung Po¬ 
roschenkos ab. Bei seinem Besuch äußer¬ 
te Merkel zwar ihre Beunruhigung über 
die Zuspitzung der Lage im Donbass und 
bekräftigte die Wichtigkeit des Minsker 
Prozesses, äußerte jedoch keine ernsthaf¬ 
te Kritik gegenüber Kiew, sondern kün¬ 
digte eine weitere vertrauensvolle Zu¬ 
sammenarbeit an. Der neue Bundesau¬ 
ßenminister Gabriel sagte nach seinem 
Besuch in den USA, dass es eine Locke¬ 
rung der Sanktionen gegen Russland nur 
geben könne, wenn es Fortschritte im 
Minsker Friedensprozess gebe. 

Die OSZE zeigt nach wie vor eine 
sehr einseitige Haltung. Mehr als Aufru¬ 
fe an beide Seiten, den Waffenstillstand 
einzuhalten, sind nicht zu vernehmen, 
auch wird der Aggressor nicht beim Na¬ 
men genannt. Im Gegenteil gibt es mehr 
als nur vereinzelte Fälle, wo die OSZE 
die Stationierung ukrainischer schwerer 
Waffen unmittelbar an der Front in ihren 
Berichten erst erwähnt, nachdem sie von 
der Presse geradezu darauf gestoßen wur¬ 
de - wie jüngst in Awdejewka, als westli¬ 
che Journalisten Panzer in Wohngebieten 
filmten. 

Die russische Regierung weist seit 
den Angriffen Anfang Februar sehr deut¬ 
lich darauf hin, dass die Ukraine der Ag¬ 
gressor ist und die Minsker Vereinbarun¬ 
gen verletzt. Von einer offiziellen Aner¬ 
kennung der Volksrepubliken, wie sie von 
deren Führungen sowie von der Kommu¬ 
nistischen Partei der Russischen Födera¬ 
tion (KPRF) und anderen linken bzw. 
patriotischen Kräften gefordert wird, ist 
allerdings immer noch nicht die Rede. 

Renate Koppe/Swetlana Ebert 


FPÖ-Trend ist aufhaltbar Kampf um Mossul und Tal Afar 

KPÖ Graz bleibt zweitstärkste Partei IS-Verbindung nach Syrien unterbrochen 


Mit 20,3 Prozent der Stimmen bleibt 
die KPÖ Graz die zweitstärkste Par¬ 
tei - mit weiterhin zehn Gemein¬ 
dratsmitgliedern - hinter der ÖVP, 
aber vor der FPÖ. Die KPÖ hat da¬ 
mit ihr Wahlziel übertroffen. Mit zu¬ 
sätzlichen 2 920 Stimmen wird sie ei¬ 
nen zweiten Stadtsenatssitz erhalten. 
Die SPÖ verlor 5,3 Prozent und ih¬ 
ren Stadtsenatssitz, erhielt mit 10,1 
Prozent ihr schlechtestes Ergebnis in 
Graz. Auch die Grünen verloren 1,6 
Prozent und fielen auf 10,5 Prozent. 
Die Piraten verloren ihr Mandat, die 
NEOS zogen mit 3,9 Prozent in den 
Gemeinderat ein. 

25 645 der 222 856 Wahlberech¬ 
tigten vertrauen - bei einer Wahlbe¬ 
teiligung von 57 Prozent - dem Sand¬ 
korn im Getriebe der neoliberalen 
Politik. „Dass so viele Menschen die 
KPÖ gewählt haben und wir noch 
mehr Zustimmung als 2012 erhalten 
haben, bestärkt uns in der Überzeu¬ 
gung, dass die Wählerinnen und Wäh¬ 
ler die Arbeit der KPÖ schätzen und 
wollen, dass Graz ein soziales Gesicht 
behält“, so Elke Kahr, Vizebürgermeis¬ 
terin und Spitzenkandidatin. 

Die Arbeit der Grazer KPÖ zeigt, 
dass der Vertrauensverlust in die 
SPÖ-Politik nicht automatisch der 
FPÖ zugute kommen muss. Von 1,8 
Prozent der Stimmen im Jahr 1983 
erarbeitete sich die KPÖ mit Ernest 
Kaltenegger 1998 ein Stadtratsman¬ 
dat (Bürgermeister), das bis heute - 
seit 2005 durch Elke Kahr - erhalten 
und nun ausgebaut werden konnte. 
Elke Kahr betonte am Wahlabend, 
dass der Wahlerfolg ohne die Arbeit 
der KPÖ-Gemeinderäte, 28 Bezirks¬ 
räte, den Mitarbeitern der Büros von 
Stadträtin, Gemeinderatsfraktion, 
KPÖ-Bezirksleitung sowie den vielen 


Kommunisten und Sympathisanten an 
Infotischen, bei Unterschriftenaktio¬ 
nen und Demonstrationen über die 
gesamte Wahlperiode hinweg, nicht 
möglich gewesen wäre. Nicht zu un¬ 
terschätzen ist die Arbeit der Kom¬ 
munistischen Jugend. Sie spiegelt sich 
auch darin wieder, dass in den nächs¬ 
ten Gemeinderat drei junge Kommu¬ 
nisten einziehen werden und insge¬ 
samt 14 unter den ersten 42 Kandida¬ 
ten waren. 

Bei den gleichzeitig durchgeführ- 

Gemeinderatswahl Graz 

(57 Prozent Wahlbeteiligung): 

ÖVP 37,8 Prozent 

KPÖ 20,3 Prozent 

FPÖ 15,9 Prozent 

Grüne 10,5 Prozent 

SPÖ 10,1 Prozent 

NEOS 3,9 Prozent 

Piraten 1,1 Prozent 

ten Bezirksrats wählen zeigen sich un¬ 
terschiedliche Ergebnisse. Während 
im Arbeiterbezirk Gries die KPÖ mit 
28,3 Prozent vor der ÖVP liegt und 
nun den Bezirks vor Steher stellen wird 
und sie auch in einigen anderen Be¬ 
zirken dazu gewinnen konnte, hat die 
ÖVP in vielen Bezirken ihre Mehr¬ 
heit ausgebaut. Die FPÖ erreichte in 
keinem Bezirk die Mehrheit. Graz 
zeigt, der sonst in Österreich steigen¬ 
de Trend zur FPÖ ist aufhaltbar. Mit 
einer marxistisch orientierten Woh- 
nungs- und Sozialpolitik an der Sei¬ 
te der Bevölkerung, gemeinsam mit 
tausenden widerständigen protestie¬ 
renden Grazern, kann der neolibera¬ 
len Politik Schranken gesetzt werden. 

Anne Rieger 


Tal Afar liegt im Nordwesten des Irak 
und verbindet Mossul mit Syrien. Ur¬ 
sprünglich war Tal Afar ein osmanischer 
Militärstützpunkt, die Stadt bildete sich 
um die Burg herum. Einwohner der Stadt 
sind Turkmenen, Schiiten und Sunniten 
und viele der Kader des IS stammen aus 
Tal Afar. Der Kampf um Tal Afar spie¬ 
gelt die Probleme des Kampfes gegen 
den IS im Irak und die Widersprüche 
der Verbündeten untereinander. Kurdi¬ 
sche Peschmerga, schiitische Milizen, die 
irakische Armee und im Hintergrund das 
neo-osmanische Projekt Erdogans und 
turkmenische Milizen vertreten alle ihre 
jeweils eigenen Interessen. 

Schiitische Milizen (Hashd al-Sha- 
abi), denen immer wieder Übergriffe 
gegen Sunniten vorgeworfen werden, 
sollten Tal Afar vom Süden, kurdische 
Peschmerga vom Osten her abschnei¬ 
den. Im November erklärte ein iraki¬ 
scher Militärsprecher dazu, die Hashd 
al-Shaabi würden in der Wüste operie¬ 
ren, dürften aber nicht in bewohnte Ge¬ 
biete von Tal Afar Vordringen. Ähnliches 
verlangte die türkische Regierung. Der 
Sprecher der Hashd al-Shaabi, Ahmed 
al-Asadi hingegen erklärte in einem In¬ 
terview gegenüber dem Sender al-Ma- 
yadeen, es gäbe kein Veto gegen den 
Einsatz seiner Milizen in Tal Afar. Er 
verlangte seinerseits von der irakischen 
Regierung, die PKK aus Gebieten um 
Sinjar zu vertreiben, in denen sie aktu¬ 
ell agierten. 

Trotz dieser internen Widersprüche 
ist es gelungen, die Verbindung des IS 
nach Syrien zu unterbrechen. Irakische 
Einheiten haben mittlerweile den IS aus 
den Gebieten Mossuls, die östlich des Ti¬ 
gris liegen, vertrieben. Im Westteil der 
Stadt, in dem vermutlich noch 700 000 
Menschen leben, steht den irakischen 
Truppen der heftigste Widerstand von 


Seiten des IS womöglich noch bevor. 
Aber schon jetzt hat der Kampf um Mos¬ 
sul der humanitären Katastrophe im Irak 
ein weiteres Kapitel hinzugefügt. 

Die Luftangriffe der USA zerstö¬ 
ren die Infrastruktur, Brücken, Schulen. 
Die Wasserversorgung der Stadt ist zu¬ 
sammengebrochen, Preise für Grund¬ 
nahrungsmittel steigen immer weiter. 
Medizinische Versorgung ist nur in Er- 
bil möglich. Hunderttausend oder mehr 
Flüchtlinge aus Mossul müssen versorgt 
und untergebracht werden - und das 
kommt zusätzlich zu ca. 10 Millionen 
Menschen allein im Irak, die bereits jetzt 
auf humanitäre Hilfe angewiesen sind. 

Auch wenn in den nächsten Mona¬ 
ten der IS militärisch aus Mossul ver¬ 
trieben wird, bleiben die Widersprüche 
zwischen den verschiedenen Akteuren 
bestehen. So gibt es zwar ein Abkom¬ 
men, nach dem die Türkei ihre Truppen 
aus dem Irak abzieht. Ein Termin hierfür 
ist aber nicht festgelegt. In der Vergan¬ 
genheit war Mossul eine kulturell vielfäl¬ 
tige Stadt, in der Sunniten und Schiiten, 
Araber, Turkmenen, Kurden, Assyrer und 
Jesiden lebten. Die Konflikte vor allem 
zwischen Sunniten und Schiiten brachen 
auf, als die USA nach der Eroberung des 
Irak einen Regierungsrat installierten, 
der auf religiösen und ethnischen Grup¬ 
pierungen basierte. 

Das Kalifat, das IS ausgerufen hat¬ 
te, war auch das Ergebnis von jahrelan¬ 
ger Bedrückung der Sunniten durch die 
Zentralregierung und der Revolte gegen 
sie. Die Realität der Herrschaft des IS in 
Mossul erwies sich als schlimmer. 

Eine Lösung bietet allein ein natio¬ 
naler Interessenausgleich und die Wie¬ 
derherstellung einer irakischen Identi¬ 
tät. Vorerst scheint keiner der Akteure 
im Kampf um Mossul dazu gewillt. 

Manfred Ziegler 
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Austritt wird amtlich 

Großbritannien verlässt EU - Corbyn: „Wir stimmen mit der Regierung“ 



Jeremy Corbyn forderte von seiner Labour-Parlamentsfraktion, dem Austritt aus der EU zuzustimmen. 


ie britische Premierministerin 
Theresa May bekam in der ver¬ 
gangenen Woche vom Parlament 
die - per Gerichtsbeschluss geforder¬ 
te - Zustimmung für ihren Zeit- und 
Maßnahmenplan zum Verlassen der 
EU. Damit steht der EU-Austritt Groß¬ 
britanniens endgültig fest - die Zustim¬ 
mung der 2. Kammer dürfte schon we¬ 
gen der erzkonservativen Zusammen¬ 
setzung des „House of Lords“ nicht 
mehr als Formsache sein. 

Der Erfolg der neuen „eisernen 
Lady“ kommt direkt nach ihrem presti¬ 
geträchtigen USA-Besuch, Trump hat¬ 
te sie als erste Staatschefin nach sei¬ 
nem Amtsantritt zu sich geladen. May 
und ihre Mannschaft straften die große 
Mehrzahl der Demoskopen Lüge, das 
Abstimmungsergebnis war deutlich, die 
„Times“ sprach von einer „historischen 
Abstimmung“. 

Möglich wurde das klare Votum 
des Parlaments, weil der Labour-Vor¬ 
sitzende Jeremy Corbyn seiner Frak¬ 
tion Zustimmung verordnete. Seine 
Aussage „Wir stimmen mit der Regie¬ 
rung“ machte bereits vor der Debatte 
im „House of Parliament“ klar, dass die 
Pro-EU-Abgeordneten aus Mays Tory- 
Partei, die Liberalen und die „Labour- 
Rebellen“ die sich gegen Corbyn stell¬ 
ten, nicht mal annähernd in der Lage 
sein würden, die Vorschläge der Regie¬ 
rung zu kippen. 

Mit der Positionierung Pro-Regierung 
und Anti-EU durch die Labour-Linken 
rissen zwar die alten Widersprüche in¬ 
nerhalb der - nach wie vor wachsenden - 
mitgliederstärksten Partei Europas wieder 
auf, der von den Medien prognostizierte 
„Tumult bei Labour“ blieb aber aus. Die 
„Moderaten“ innerhalb der Partei sahen 
in Corbyns Abstimmungsverhalten einen 
weiteren Beleg für seine Anti-EU-Einstel- 
lung. Bei dem Versuch, ihn als Parteichef 
zu kippen, war im vergangenen Jahr einer 
der Hauptvorwürfe, Jeremy Corbyn habe 
sich nicht konsequent genug für Labours 
„Remain“ („Verbleiben“)-Kampagne 
eingesetzt und damit „Lexit“ und der Be¬ 
wegung „Gewerkschafter gegen die EU“ 
zugearbeitet, die letztendlich das Abstim¬ 
mungsergebnis entscheidend beeinfluss¬ 
ten. 


Diese Vorwürfe locken bei der 
Mehrheit der Labour-Mitglieder al¬ 
lerdings keinen Hund mehr hinter 
dem Ofen vor. Tony Mulhearn, bis vor 
Kurzem Vorsitzender des mitglieder¬ 
starken Bezirks Liverpool und Stadt¬ 
rat, fasste in einer Presseerklärung, 
die übrigens sogar vom Pro-EU-Blatt 
„Financial Times“ in voller Länge ge¬ 
druckt wurde, die Stimmung gut zu¬ 
sammen: „Corbyn hatte die Wahl ge¬ 
gen Brexit zu stimmen, damit den Wil¬ 
len der Wählermehrheit zu ignorieren, 
oder dafür und gleichzeitig zu fordern, 
dass die Interessen der Arbeiterklasse 
berücksichtigt werden. Vollkommen 
richtig tat er Letzteres (...). Einige 
unserer Abgeordneten rechtfertigen 
ihre Kritik an ihm, indem sie auf die 
,Verbleiben 4 -Mehrheit in ihren Wahl¬ 
kreisen hinweisen. Schade, dass sie sich 
beim Mehrheitswunsch nach Verblei¬ 
ben der Bahn, der Energiewirtschaft 
und des Gesundheitswesens in öffent¬ 
licher Hand in der Vergangenheit nicht 
so konsequent zeigten.“ 

Die Situation innerhalb der La- 
bour-Partei trat in den Medien sehr 
schnell wieder in den Hintergrund, die 


„Erfolgsmeldungen“ aus dem Regie¬ 
rungslager dominieren die Debatte. 
Mehrere in der vergangenen Woche 
veröffentlichte Studien deuten auf ei¬ 
nen unerwartet starken Zuwachs der 
produzierenden Industrie hin, die „Fi¬ 
nancial Times“ spricht sogar von einem 
„Trend hin zur Produktionszunahme, 
weg von der Dienstleistungsgesell¬ 
schaft“. 

Diese Meldungen nutzt die Regie¬ 
rung ebenso wie den nicht eingetrete¬ 


nen Verfall der Währung gegenüber 
dem Euro, um ihren Austritt aus der 
EU publizistisch zu rechtfertigen. Dass 
die prognostizierte Produktionszunah¬ 
me aus solchen Deals wie der Liefe¬ 
rung von Kampfflugzeugen an die Re¬ 
gierung der Türkei und einer weiteren 
Erhöhung der Produktion von Autos 
bei gleichzeitigem Verkommen der Ei¬ 
senbahnen basiert, wird dabei dezent 
verschwiegen. 

Hermann Glaser-Baur 


Verzögerungstaktik 

Das Oberste Gericht hat den zweiten Versuch, den EU-Austritt zu kippen, 
verworfen. 

Zwei Richter des obersten britischen Gerichts entschieden am Freitag letz¬ 
ter Woche nach nur 50 Minuten Verhandlungsdauer gegen den Antrag 
Gruppe von Pro-EU-Politikern, die Regierung zu einer weiteren Parlaments¬ 
abstimmung zu zwingen. 

Der konservative „Vordenker“ Adrian Yalland und Peter Wilding, Chef der 
Pro-EU-Kampagne„British Influence“, hatten im Namen anonym gebliebe¬ 
ner „Aktivisten“ versucht, den EU-Austritt zu verzögern, indem sie argu¬ 
mentierten, Paragraph 127 des EU-Vertrages mache eine zweite Debatte im 
Parlament notwendig. 

Die Richter nannten das„kindisch“,das regierungsseitig neu gegründete„Mi- 
nisterium zum Verlassen der EU“ begrüßte die Entscheidung. 


Drehbuch: „Bunte Revolution“ 

Proteste gegen rumänische Regierung gehen weiter 


Die anhaltenden Demonstrationen in 
Bukarest und in anderen Großstädten 
Rumäniens folgen dem Drehbuch der 
„bunten Revolutionen“, wie sie zum 
Beispiel in Georgien und in der Uk¬ 
raine organisiert wurden. Anlass war 
die Verabschiedung von Verordnungen 
der neu gewählten Regierung zu einer 
Teilamnestie und zur Veränderung von 
Rechtsvorschriften bei der Korruptions- 
Bekämpfung. Der Staatspräsident, die 
Opposition und die Demonstranten be¬ 
schuldigten die Regierung, mit den Ver¬ 
ordnungen verurteilte eigene Leute ent¬ 
lasten zu wollen. Sie unterstellten, die 
sozialdemokratische Regierungspartei 
und die neugewählte Regierung wollten 
den Reformprozess rückgängig machen. 

Der zu Überparteilichkeit verpflich¬ 
tete Staatspräsident Klaus Johannis, 
von der jetzigen liberalen Oppositi¬ 
on ins Amt gehoben, hat selbst an den 
Demonstrationen gegen die Regierung 
teilgenommen. Die mit den Wahlen vom 
Dezember 2016 abgelöste Technokra- 
ten-Regierung, die von einem ehemali¬ 
gen EU-Kommissar geführt wurde, be- 
zeichnete er aber wiederholt als „meine 
Regierung“. 

Im gegenwärtigen Rumänien stehen 
sich zwei politische Lager gegenüber. 
Das ist zum einen die Sozialdemokra¬ 
tische Partei, die die Wahlen vom De¬ 
zember 2016 gewonnen hat, nationale 
Interessen des Landes vorzieht und ge¬ 
meinsam mit einer liberalen Partei eine 
neue Regierung gebildet hat, die vom 
Verband der Ungarn in Rumänien to¬ 
leriert wird. 



„Philanthrop“ George Soros gibt gerne 
mal ein paar Millionen für einen 
aussichtsreichen „Regime Change“ 


Auf der anderen Seite sind zwei 
Gruppen, die dem ausländischen Kapi¬ 
tal und seinen geopolitischen und anti¬ 
russischen Konzepten verpflichtet sind. 
Dazu gehören die proamerikanischen 
Kräfte, die vor allem seit der Wahl von 
Traian Basescu zum Staatspräsidenten 
vor mehr als zehn Jahren ihre Positionen 
in Wirtschaft und politischen Strukturen 
(Justiz, Geheimdienste) ausgebaut ha¬ 
ben. Die zweite Gruppe wird vom jet¬ 
zigen Staatspräsidenten Klaus Johannis 
repräsentiert und ist auf Ausbau deut¬ 
scher Positionen in Rumänien ausge¬ 
richtet. Sie stehen in Konkurrenz zuei¬ 
nander, haben aber Gemeinsamkeiten 
in der Bekämpfung der regierenden So¬ 
zialdemokratie. 

Der neue deutsche Botschafter in 
Bukarest unterstützte noch vor seiner 


Akkreditierung die auch von Johannis 
vertretenen Losungen der Demons¬ 
tranten durch eine Stellungnahme in 
den Medien. Er forderte, den Weg der 
Reformen weiterzugehen und sie un¬ 
widerruflich zu machen. Dabei konnte 
er sich auf die Bundeskanzlerin beru¬ 
fen, die in einem Telefonat mit Johannis 
(27.1.2017) diesen ihrer „vollen Unter¬ 
stützung bei der konsequenten Fortset¬ 
zung des Antikorruptionskurses“ ver¬ 
sicherte. 

Der Botschafter der USA in Ru¬ 
mänien hat ebenfalls öffentlich erklärt: 
„Die Proteste sind sehr begeisternd. 
(...) Ich appelliere in meiner offiziellen 
Eigenschaft als Botschafter der USA, 
dass Rumänien den Kampf gegen Kor¬ 
ruption fortsetzt. Das ist die Haltung, 
die die USA mit Nachdruck unterstüt¬ 
zen.“ 

NGOs und vom US-Milliardär 
George Soros finanzierte Strukturen 
der „Zivilgesellschaft“ spielten bei den 
Protesten eine wichtige Rolle. Die De¬ 
monstrationen sind Ausdruck der öko¬ 
nomischen und politischen Instabilität. 
In dieser Situation geht es um die Ab¬ 
sicherung der Kontrolle über das Funk¬ 
tionieren des rumänischen Staates und 
seiner wichtigsten Institutionen wie Ge¬ 
heimdienst und Justizapparat. 

Den ausländischen Mächten, vor al¬ 
lem EU/Deutschland und USA, geht es 
um die Absicherung ihrer Interessen, 
die in der Zwischenzeit auch innenpoli¬ 
tisch die entscheidenden Weichen stel¬ 
len. Es geht um die Absicherung der 
Möglichkeiten zur Verwirklichung der 


geopolitischen Interessen der USA und 
Deutschlands in dieser Region - an der 
Grenze zu Russland und zur Ukraine 
bzw. auf dem Weg nach dem Nahen Os¬ 
ten und Mittelasien. 

Das ist teilweise ein gemeinsames 
Anliegen. Aber gleichzeitig will jede 
Seite den Konkurrenten ausschalten. 
Das Problem besteht darin, dass ange¬ 
sichts der Widersprüche in den Inter¬ 
essen jede dieser Mächte den eigenen 
Vertreter an entscheidender Stelle po¬ 
sitionieren möchte. Es vermengen sich 
Anliegen und Widersprüche der Neu¬ 
reichen und zuverlässigen Statthalter in 
Rumänien mit den Interessen und auch 
mit den Widersprüchen der ausländi¬ 
schen Mächte. 

Nach dem Wahlsieg der Sozialdemo¬ 
kratischen Partei mussten die innere Re¬ 
aktion und die USA bzw. Deutschland 
befürchten, dass ihre Möglichkeiten, 
den errungenen Einfluss im Lande zu 
sichern bzw. auszubauen, gefährdet sind. 
Dabei hat der Vorsitzende der regieren¬ 
den sozialdemokratischen Partei nur er¬ 
klärt, dass seine Partei jetzt eine Politik 
verfolgen will, die den Übergang Rumä¬ 
niens zum Status eines „normalen Lan¬ 
des“ gestattet. Die neue Regierung stellt 
also nicht die jetzige Ordnung in Frage, 
sie will nur eine Politik ersetzen, die zum 
Verlust der nationalen Kontrolle über 
die Wirtschaft und die politischen Ent¬ 
scheidungsprozesse zugunsten westli¬ 
cher Mächte geführt hat. 

Unabhängig von den Demonstratio¬ 
nen, die Probleme bleiben. 

Anton Latzo 


Illegale Siedlungen 
legalisiert 

Am Montag erließ das israelische 
Parlament ein Gesetz, das Siedler¬ 
wohnungen auf palästinensischem 
Privatland legalisieren soll. 60 der 
120 Abgeordneten stimmten dafür, 
52 dagegen. Acht Abgeordnete nah¬ 
men an der Abstimmung nicht teil, 
darunter auch Ministerpräsident 
Benjamin Netanjahu. 

Rund 4000 Wohnungen israeli¬ 
scher Siedler im Westjordanland, die 
auf privaten Grundstücken von Pa¬ 
lästinensern errichtet wurden, sind 
damit nachträglich genehmigt. Das 
Gesetz sieht eine Entschädigung der 
palästinensischen Besitzer vor. 

Vor kurzem hatte die israelische 
Polizei noch die illegale Siedlung 
Amona geräumt, die Siedler setzten 
sich gewaltsam zur Wehr. Seit dem 
Amtsantritt des US-Präsidenten Do¬ 
nald Trump hat Israel den Bau von 
mehr als 5000 neuen Siedlerwoh¬ 
nungen verkündet. 

Einreisestopp 
außer Kraft 

Nach zwei gerichtlichen Rückschlä¬ 
gen für den US-Präsidenten wird nun 
vermutlich der Oberste Gerichtshof 
des Landes entscheiden müssen. Ein 
Berufungsgericht hatte letzte Woche 
Sonntag einen Eilantrag der Regie¬ 
rung abgelehnt, die Visa-Sperren für 
Einwohner von sieben muslimischen 
Staaten wieder in Kraft zu setzen. Die 
Entscheidung des Richters James Ro- 
bart bleibt damit zunächst gültig. 

Nach dem endgültigen Urteil des 
Berufungsgerichts besteht die Mög¬ 
lichkeit, bis vor den Supreme Court 
zu ziehen. Spätestens dann geht es 
um die Frage, ob Trumps Erlass ver¬ 
fassungswidrig ist. Bisherige gericht¬ 
liche Schritte beziehen sich lediglich 
darauf, ob die Anordnung umgesetzt 
werden darf, bevor in der Sache ent¬ 
schieden worden ist. 

Am 27. Januar hatte der Präsi¬ 
dent mit seinem Dekret unter ande¬ 
rem einen befristeten Einreisestopp 
für alle Flüchtlinge sowie Menschen 
aus sieben islamischen Ländern ver¬ 
fügt. Durch neue gründliche Über¬ 
prüfungsmechanismen solle sicher¬ 
gestellt werden, dass keine Landes¬ 
feinde in die USA gelangten, sagte 
Trump zur Begründung. Der Erlass 
wurde gleich vor mehreren Gerich¬ 
ten angefochten. 

Das Außenministerium war nach 
dem Richterspruch aus Seattle ge¬ 
zwungen, die Annullierung von Visa 
für 60 000 bis 100 000 Betroffene 
rückgängig zu machen. Das Hei¬ 
matschutzministerium ordnete sei¬ 
nerseits an, „alle Aktionen zur Um¬ 
setzung“ des Trump-Dekrets aus¬ 
zusetzen, wie es in einer amtlichen 
Mitteilung hieß. 

EU-Abschottungsgipfel 

28 Staats- und Regierungschefs aus 
EU-Ländern trafen sich letzte Wo¬ 
che in Malta, um Maßnahmen zu 
bereden, die Flüchtlinge daran hin¬ 
dern, über die Mittelmeerroute von 
Nordafrika nach Europa zu kommen. 
Die EU will dazu einen Zehnpunk¬ 
teplan umsetzen. Darin ist vor allem 
eine stärkere Zusammenarbeit mit 
Libyen vorgesehen. Libyen ist das 
wichtigste Transitland in Afrika und 
wird in weiten Teilen von bewaffne¬ 
ten Milizen kontrolliert. 

Italien hatte zuvor eine Verein¬ 
barung mit der libyschen Regierung 
abgeschlossen, die Zahlungen für die 
beschleunigte Ausbildung und Aus¬ 
rüstung der libyschen Küstenwache 
vorsieht. Demnach sollen „vorüber¬ 
gehende Aufnahmelager in Libyen 
unter ausschließlicher Kontrolle des 
libyschen Innenministeriums“ einge¬ 
richtet werden. Die Finanzierung er¬ 
folgt zunächst durch Italien und gege¬ 
benenfalls später auch durch die EU. 

Allein im vergangenen Jahr ka¬ 
men mehr als 180 000 Menschen 
über die zentrale Mittelmeerroute 
nach Europa - mehr als 5 000 er¬ 
tranken. In diesem Jahr sollen be¬ 
reits rund 250 Flüchtlinge bei dem 
Versuch gestorben oder verschwun¬ 
den sein, über diesen Weg nach Eu¬ 
ropa zu gelangen. 
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Die junge Welt wird 70 


V or einigen Jahren hatte in den USA jemand aus¬ 
gerechnet, wann die letzte gedruckte Zeitung er¬ 
scheinen werde: Im ersten Quartal 2043. Nun geht 
es Zeitungskonzernen tatsächlich nicht besonders gut, 
aber Vorhersagen aus den USA - siehe Präsidentschafts¬ 
wahlen - sind meist nicht besonders ernst zu nehmen. 
Außerdem ist da noch der Klassenkampf, in dem Zei¬ 
tungen eine wichtige Rolle spielen können - bei dem von 
oben wie bei dem von unten. Lenin hat dazu alles Nötige 
gesagt, als er 1901 die „Iskra“ in Zeiten „zersplitterter 
Massen“ herausgab (Lenin: Werke Band 5, Seiten 5-13). 
Wer gegen Ausbeutung und Krieg kämpft, benötigt eine 
stabile Verbindung zu Gleichgesinnten. 

Wenn die „junge Welt“ am kommenden Sonntag als 
Tageszeitung und nicht als Wochenblatt oder Internet¬ 
portal 70 Jahre alt wird, dann liegt das Geheimnis ihres 
Überlebens und sogar Wachsens in den vergangenen Jah¬ 
ren eben darin: Analyse der Ausbeutung zu liefern und 
den Antikriegskampf zu fördern, keine Parteizeitung zu 
sein, aber strikt parteilich. Sie muss, da sie keine Subven¬ 
tionen erhält, nach den Gesetzen des Kapitalismus kom¬ 
merziell geführt werden, ist also auf kostendeckende Ein¬ 
nahmen angewiesen, hat aber mit der 1995 gegründeten 
Genossenschaft einen Anker erhalten, der ihre finanzielle 
Unabhängigkeit sichert. In diesen Tagen überschritt die 
Zahl der Genossenschaftsmitglieder die 2 000er Grenze. 

Antifaschismus und antiimperialistische Solidarität 
standen am Anfang der Zeitung und bestimmen ihr heu¬ 
tiges politisches Profil. Am 12. Februar 1947 erschien die 
erste Ausgabe der Wochenzeitung „Junge Welt“ als Organ 
der ein Jahr zuvor gegründeten Freien Deutschen Jugend 
(FDJ). Erich Honecker, damals deren 35-jähriger Vorsit¬ 
zender, zwei Jahre zuvor nach zehn Jahren Haft aus dem 
Zuchthaus Brandenburg befreit, schrieb im Geleitwort: 
„Die Junge Welt wird unentwegt für Frieden, Freiheit und 
Recht eintreten. Sie wird die freundschaftlichen Bezie¬ 
hungen zur Weltjugend pflegen und die Einigungsbestre¬ 
bungen der deutschen Jugend fördern.“ 

Dabei ist es geblieben. Die Auflage stieg ab den 50er 
Jahren rasch. Sie belief sich am 1. März 1952, als die 
„Junge Welt“ Tageszeitung wurde, auf 261 000 Exemp¬ 
lare, 1989 war sie mit etwa 1,6 Millionen Exemplaren die 
größte der DDR. Sie wurde populär durch ihren Sport- 
und Kulturteil, durch Rubriken wie „Unter vier Augen“ 
zu „Liebe, Lust und Last, Körper und Kopf“ (Kolumnistin 


Jutta Resch-Treuwerth führte sie bis zu ihrem Tod 2013 
fort) und widmete sich den Erfolgen und Tücken der Pro¬ 
duktion im Sozialismus. Sie begleitete die FDJ-Jugend- 
objekte vor Ort - vom Bau einer Wasserleitung für die 
Maxhütte in Unterwellenborn („Max braucht Wasser“) 
1948/49 bis zum Bau von Erdgasleitungen in der Sowjet¬ 
union in den 80er Jahren. Sie war ein wichtiges Instru¬ 
ment für die Jugendpolitik Walter Ulbrichts im Zuge sei¬ 
ner Reformen Anfang der 60er Jahre: Mehr Mitbestim¬ 
mungsrechte, Zugang zu Bildung und Kultur für junge 
Arbeiterinnen und Arbeiter. Neben der Jugendzeitung 
gab es ab dem Deutschlandtreffen 1964 mit Zehntausen¬ 
den Teilnehmern aus DDR und BRD den Jugendsender 
DT 64. Auf Weisung Moskaus wurden allerdings ab 1965 
wesentliche Komponenten dieser Jugendpolitik beseitigt. 

Ab dem 10. Januar 1990 nannte sich die „Junge Welt“ 
„Linke Sozialistische Tageszeitung“, wurde 1991 von ei¬ 
ner Westberliner Mediengruppe bei einer Auflage von 
170 000 Exemplaren übernommen, und erschien ab 
9. Mai 1994 als „junge Welt“ mit einem neuen Layout, das 
erst 2014 modifiziert wurde. Am 5. April 1995 meldete der 
Verleger jedoch bei einer Auflage von gut 17 000 Exemp¬ 
laren Insolvenz an. Ein Teil der noch rund 50 Mitarbeiter 
gründete aber den Verlag 8. Mai GmbH, in dem die Zei¬ 
tung seit dem 21. April 1995 erscheint. Zwei Jahre später 
wurde die Redaktion durch eine „antideutsche“ Gruppie¬ 
rung unter Führung von Jürgen Elsässer gespalten und 
die Wochenzeitung „ Jungle World“ gegründet. Das hatte 
weitere Auflagenverluste zur Folge, die erst seit Anfang 
des vergangenen Jahrzehnts kompensiert werden konn¬ 
ten. 2017 ist eine verkaufte Auflage von etwa 20 000 Ex¬ 
emplaren erreicht. Die Zeitung scheint „unbankrottbar“, 
ist es aber selbstverständlich nicht: Ohne Abonnenten¬ 
zuwachs geht auf Dauer nichts mehr, das gilt auch für ih¬ 
ren Internetauftritt. Was die deutschen Medienkonzerne 
mit den bisherigen Organisationsstrukturen des Tageszei¬ 
tungsvertriebs machen, ist von deren Rendite abhängig. 

Dennoch, bei diesem Stand der Dinge muss die Pro¬ 
gnose anders als jene zitierte lauten: Solange der Kapita¬ 
lismus dauert, bleibt die „junge Welt“ - als Gegner und 
voraussichtlich noch ziemlich lange auch gedruckt. Dass 
es sie im Sozialismus geben muss, wurde schon geprobt. 
Ihre Mannschaft arbeitet beharrlich und wohlgemut dem 
100. Geburtstag entgegen. 

Arnold Schölzel 
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Uwe Koopmann zum künftigen Bundespräsidenten Steinmeier 

Ein entschiedenes „Weiter so“ 


A m Sonntag wählt die Bundesver¬ 
sammlung Frank-Walter Stein¬ 
meier als gemeinsamen Kandi¬ 
daten der Großen Koalition zum zwölf¬ 
ten Bundespräsidenten. Damit wird der 
Mann Staatsoberhaupt, der am 27. Janu¬ 
ar als Außenminister Platz machte für 
Sigmar Gabriel, der wiederum als Wirt¬ 
schaftsminister zugunsten von Brigitte 
Zypries zurücktrat und als SPD-Vorsit¬ 
zender zum Vorteil von Martin Schulz 
die Segel strich. Ein Personalkarussell 
mit machtpolitischen Implikationen. 

Dank des partiellen politischen Ge¬ 
dächtnisschwundes der auf eine einma¬ 
lige Wahl fixierten Bundesversamm¬ 
lung ist nicht mit der geringsten Über¬ 
raschung zu rechnen. Steinmeier ist als 
Kandidat des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus genau der richtige Mann. 
Er verfügt über Erfahrung. Er ist in der 
Lage, politische Interessen gegen die 
Mehrheit des Volkes zur Geltung zu 
bringen und wie bei der Agenda 2010 
und der „Hartz-IV-Reform“ durchzuset¬ 


zen. Damit waren entscheidende wirt- 
schafts- und sozialpolitische Weichen 
gestellt. Auch die Veränderung des Ren¬ 
ten- und des Gesundheitssystems tragen 
seine Handschrift. Die katastrophalen 
Auswirkungen zeigen sich nicht nur in 
den Wartezimmern der Ärzte, bei den 
Zuzahlungen in den Apotheken oder 
beim Zulauf zu den Suppenküchen. 

Diese Verhältnisse mussten innen- 
und außenpolitisch abgesichert werden. 
Steinmeier war als Geheimdienstkoor¬ 
dinator im Kanzleramt verantwortlich 
für die Arbeit hinter den Kulissen. Er 
gehörte zu Schröders Krisenstab. Im 
Hinblick auf die Weitergabe von erspäh¬ 
ten und bestellten Daten gibt es bis heu¬ 
te keine Aufklärung. 


Von Krisen und Sicherheit hat er 
seine eigene Vorstellung. So kümmer¬ 
te er sich nicht um die Freilassung von 
Murat Kurnaz aus dem US-Lager Gu- 
antänamo. Zwar lehnte die Regierung 
Schröder den Irak-Krieg ab, er aber ließ 
es zu, dass der BND mitmachte. Die Zu¬ 
sammenarbeit von NSA und BND fällt 
ebenfalls in seinen Verantwortungsbe¬ 
reich. Schließlich lehnte er es ab, den 
Völkermord an den Armeniern als sol¬ 
chen zu bezeichnen, da damit der Ho¬ 
locaust relativiert werde. 

Mit ihren Kandidaten, die die SPD 
selbst fesch „Stones“ nannte, hatte sie 
kein Glück. Beide von neoliberalem 
Holz, beide vom Volk nicht wirklich 
akzeptiert. Peer Steinbrück holte 2005 


in NRW das schlechteste Landtags¬ 
wahlergebnis seit 1954. 2009 wurde die 
SPD - mit Kanzlerkandidat Steinmei¬ 
er - bei der Bundestagswahl mit 23 Pro¬ 
zent der Zweitstimmen abgestraft. Nach 
der Bundestagwahl 2013 ging die SPD 
in Berlin die Große Koalition mit der 
CDU ein. Sie degradierte sich zum Ju¬ 
niorpartner. Steinbrück bestach danach 
durch famose Haupt- und Nebenein¬ 
künfte. Steinmeier wurde Außenminis¬ 
ter. 

In dieser Funktion, die gemeinhin 
vielfach mit dem Wohlwollen der Wähler 
verbunden wird, konnte Steinmeier punk¬ 
ten. Bei der Sonntagsfrage hängte er bald 
die Konkurrenz aus der CDU ab. Auch 
aus der SPD: Parteichef und Kanzlerkan¬ 


didat Sigmar Gabriel hatte keine Chance 
gegen ihn. Steinmeier kletterte auf mehr 
als 75 Prozent Zustimmung, weit mehr als 
Wolfgang Schäuble und Merkel. 

Steinmeier steht für ein entschiede¬ 
nes „Weiter so!“ Interventionen zu ei¬ 
nem Umbau der Gesellschaft, zu einer 
Entlastung der ärmeren Bevölkerung, 
zu einer Belastung der Reichen sind von 
ihm nicht wirklich zu erwarten. Wie soll¬ 
te gerade er sich überzeugend von der 
Agenda 2010 distanzieren? 

Ein anderes Bild gibt ein anderer 
Bewerber für das Amt des Bundesprä¬ 
sidenten ab: Prof. Dr. Christoph Butter- 
wegge, aufgestellt von der Linkspartei. 
Er ist chancenlos, aber symbolträchtig. 
CDU/CSU und SPD kommen in der 
Bundesversammlung für Steinmeier 
zusammen auf rund 950 Stimmen, die 
Partei Die Linke auf knapp 100. But- 
terwegge kennt als Armutsforscher die 
Verhältnisse in diesem Land und er 
kennt und benennt die Folgen der „er¬ 
folgreichen“ Politik der Steinmeiers. 
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Gauck zum Letzten - Da hast 
du wieder gezeigt, was in dir 
steckt. Zum richtigen Anlass eine 
Festrede in Maastricht anlässlich 
der Vertrages von Maastricht 
vor genau 25 Jahren. Dortselbst 
Abgreifen der Ehrendoktorwürde. 
Und dann vor allem die schö¬ 
nen Worte: „Die Begeisterung 
für Europa muss neu belebt 
werden.“ Weil „wachsende Ent¬ 
fremdung zwischen politischen 
und Bevölkerungen“ stattfindet. 
Was da fehlt? Jemand, der „die 
wichtigsten europäischen Vorha¬ 
ben erklären“ kann. Wer ist das? 
Joachim,du selbst natürlich. Was 
müssen wir tun? Mehr Selbstbe¬ 
wusstsein oder, wie bei dir, mehr 
Selbstverliebtheit. Denn „wir 
(Deutsche) haben besondere Ver¬ 
antwortung für die Stabilisierung 
der internationalen Ordnung.“ 
Verantwortung zum Krieg. (Das 
Bild des scheidenden Präsiden¬ 
ten stammt von der Münchner 
Sicherheitskonferenz 2014) 


Kredit auf schöne Augen 

Schulz will verlorengegangene Wähler zurückholen - 
Kolumne von Beate Landefeld 


Lucas Zeise zum EU-Gipfel in Malta 

Merkels Flüchtlingspolitik 


Noch vor Kurzem lobten die Spitzen 
der Großen Koalition sich selbst und 
den Zustand des von ihnen regierten 
Landes überschwänglich: Die Wirt¬ 
schaft sei am Brummen, die Arbeitslo¬ 
sigkeit niedrig wie jahrzehntelang nicht, 
Steuertöpfe und Sozialkassen seien ge¬ 
füllt und all das ohne Neuschulden. 
„Noch nie ging es uns so gut wie heu¬ 
te“, prahlten sie. Das war eine Beschö¬ 
nigung, die über die prekäre Lage eines 
Großteils der hiesigen Lohnabhängigen 
hinwegsah und sich über das Elend aus¬ 
schwieg, das Berlins Austeritätsdiktate 
in Südeuropa hinterlassen haben. 

Nach dem Brexit-Votum und der 
Trump-Wahl räumte die smarte Kriegs¬ 
ministerin Ursula von der Leyen in ei¬ 
ner Talkshow ein, dass „die Globalisie¬ 
rung“ nicht nur Gewinner kenne. Es 
gebe „GlobalisierungsVerlierer“, die für 
die „einfachen Lösungen“ der „Populis¬ 
ten von rechts und links“ anfällig seien. 
Die „Lösungen“ der Herrschenden sind 
nicht „einfach“, sondern „komplex“, 
aber trotzdem ziemlich durchsichtig. 
Sie preisen mit schöner Regelmäßig¬ 
keit die Agenda 2010, die neoliberale 
Deregulierung, die Privatisierung, die 
Prekarisierung als „Reformen“, die 
„Deutschland“ stark gemacht hätten. 
In der Realität haben kapitalistische 
Ausbeutung und neoliberale Umver¬ 
teilung von unten nach oben die Rei¬ 
chen reicher und die Armen zahlreicher 
gemacht. Die untere Mittelschicht fühlt 
sich vom Abstieg bedroht. 

Doch nun kommt Martin Schulz 
und will die „Vergessenen und Zu¬ 
rückgelassenen“ zum Thema machen. 
Es sind viele. Schulz benennt einige im 
Interview mit Anne Will: der Busfahrer, 


die Krankenpflegerin, der Bäcker, der 
Feuerwehrmann, die Verkäuferin, der 
Polizist, der Altenpfleger, jene, die als 
Familien keine bezahlbare Wohnung 
finden, Frauen, die abends auf der Stra¬ 
ße Angst haben, Eltern, die sich über 
marode Schulgebäude ärgern, Landbe¬ 
wohner, für die ein Arzt zu weit weg ist, 
Anwohner ohne Bushaltestelle, Ehe¬ 



paare, die beide arbeiten müssen, die 
gesamte „hart arbeitende Mitte“, alle, 
die Angst vor Altersarmut haben. Ih¬ 
nen sagt Schulz: Da will einer Kanzler 
werden, der unsere Sorgen kennt, be¬ 
nennt und mit ins Kanzleramt nimmt. 

Die Agenda 2010, die den deut¬ 
schen Großkonzernen von einer Ex¬ 
portweltmeisterschaft zur nächsten 
verhalf, brachte einen Großteil ehe¬ 
maliger SPD-Anhänger in eine prekäre 
Lebenslage. Der Vertrauensbruch kos¬ 
tete die SPD die Hälfte ihrer Wähler. 
Schulz will sie von den Nichtwählern 


und den anderen Parteien zurückholen. 
Heute seien bei Wahlen viele Überra¬ 
schungen möglich. Schulz spekuliert 
auf das, was die belgische Politologin 
Chantal Mouffe eine „populistische 
Situation“ nennt. Er entlehnt vom lin¬ 
ken Labour-Führer Jeremy Corbyn den 
Wahlspruch: „Kein Mensch darf zu¬ 
rückgelassen werden!“ Doch Corbyn 
kämpft seit Jahrzehnten gegen NATO- 
Kriege und Sozialabbau, stützt sich auf 
eine Basisbewegung, wird von den Blai- 
risten, dem neoliberalen Flügel von La- 
bour, wütend bekämpft. Schulz dage¬ 
gen folgt der Linie des Schröder/Blair- 
Papiers, hat sich nie von der Agenda 
2010 abgesetzt. 

Als hoher EU-Funktionär war 
Schulz mitverantwortlich für die Aus¬ 
teritätsdiktate gegen Südeuropa, die 
das Volk, Lohnabhängige, Rentner, 
Bauern und Kleingewerbetreibende 
zwingen, für die Rettung der Großban¬ 
ken zu zahlen. Er verteidigt das Euro- 
System, welches die Spaltung Europas 
immer tiefer macht. Nach Brexit und 
Trump-Wahl sind die Absatzmärkte 
für die deutschen Exportüberschüsse 
weniger offen. Die auseinanderdrif¬ 
tende EU soll durch Militarisierung 
und Russophobie zusammengehalten 
werden. Poroschenko darf in der Ukra¬ 
ine wieder zündeln. Die Kriegsgefahr 
wächst. Bei all dem wird Schulz weiter 
mitmachen. 

In der Anne-Will-Show bat er eine 
Essener Verkäuferin und einstige SPD- 
Wählerin: „Schau mir in die Augen und 
gib mir den Vertrauensvorschuss.“ Doch 
wer bekommt schon Kredit auf schöne 
Augen? Schulz! So suggerieren es die 
ersten Umfrageergebnisse. 


Es erübrigt sich, der EU und Deutsch¬ 
land Heuchelei vorzuwerfen. Das tut 
nämlich bereits die Bild-Zeitung. Es ist 
klassisches Pharisäertum, wenn hiesige 
Politiker und Medien in üblicher Ein¬ 
tracht den rüden Umgang des neuen 
US-Präsidenten mit Flüchtlingen, Aus¬ 
ländern, Moslems und Menschenrech¬ 
ten tadeln, während gleichzeitig eine 
Konferenz der EU-Regierungschefs auf 
Malta Pläne schmiedet, wie Afrikanern 
am effizientesten das Asylrecht genom¬ 
men werden kann. 

Wichtigste und eifrigste Akteurin 
in dieser Sache war in der vergange¬ 
nen Woche wie oft Angela Merkel. Am 
2. Oktober reiste sie zum türkischen 
Präsidenten Recep Erdogan nach An¬ 
kara. Die Türkei hält im Südosten der 
EU die Flüchtlinge aus Syrien und dem 
Irak zurück, kassiert dafür einige Milli¬ 
arden Euro und erwartet außerdem da¬ 
für, dass ihre Bürger bald ohne Visum 
in die EU einreisen dürfen. Über diesen 
letzten Punkt wird noch gefeilscht. Von 
Ankara reiste Merkel in den Kleinstaat 
Malta, dessen Regierung derzeit die EU- 
Präsidentschaft innehat und das, auf hal¬ 
ber Strecke zwischen Sizilien und Liby¬ 
en liegend, ein besonderes Interesse an 
der „Lösung“ der Flüchtlingsfrage hat. 

Frau Merkel zeigte sich entschlos¬ 
sen, die zentrale Mittelmeerroute für 
afrikanische Flüchtlinge zu schließen. 
Dabei „müssen wir genauso Vorgehen, 
wie wir es in der Türkei gemacht ha¬ 
ben“, befand sie. Der schon mehrere 
Jahre alte Plan, „Flüchtlingszentren“ in 


Das wochenlange politische und media¬ 
le Trommelfeuer gegen das NPD-Verbot 
signalisierte: Dieser Prozess sollte gegen 
die Wand gefahren werden. Was ist von 
dem viel beschworenen Rechtsstaat zu 
halten, wenn er die NPD zwar als ver¬ 
fassungsfeindlich, aber wegen ihrer 
„Bedeutungslosigkeit“ als vernachlässi- 
genswert einstufen lässt? Blindheit auf 
dem rechten Auge, oder aber indirekte 
Unterstützung faschistischer Ideologie 
und rechten Terrors, als Treibsatz beim 
großen Rechts-um, bei dem die Geheim¬ 
dienste willige Helfer sind? 

Auch wenn wir es in Dortmund vorran¬ 
gig mit der kriminellen und gewaltbe¬ 
reiten Klientel der Partei „Die Rechte“ 
zu tun haben, kennen wir doch die en¬ 
gen Kontakte beider Nazi-Parteien, die 
im Dortmunder Rat sogar eine „Grup¬ 
pe“ bilden und mit jährlich 40 000 Euro 
finanziert werden. 

Die NPD spielt nach wie vor ideolo¬ 
gisch, agitatorisch und organisatorisch 
eine wesentliche Rolle im gesamten 
braunen Netzwerk bis hin zu terroris¬ 
tischen Gruppierungen wie „blood and 
honour“ combat 18 und dem NSU. Wir 
halten sie daher für brandgefährlich und 
fordern nach wie vor sowohl ihr Ver- 


Libyen zu installieren wurde anlässlich 
des Malta-Gipfels wieder aufgewärmt 
und von SPD-Fraktionschef Thomas 
Oppermann zu Hause zur populären 
Forderung gemacht. Merkel und Op¬ 
permann befinden sich in dieser Sache 
voll auf der Linie des Trump- und CSU- 
Freundes Viktor Orbän aus Ungarn. 

Merkels nächster Stopp war Mün¬ 
chen. Merkel und CSU-Chef Seehofer 
beharrten dort auf den politischen Dif¬ 
ferenzen im Umgang mit Flüchtlingen, 
obwohl deren brutale Behandlung zwi¬ 
schen ihnen Konsens ist. Die Arbeitstei¬ 
lung im Hinblick auf die Bundestags¬ 
wahl sieht so aus: Merkel handelt und 
Seehofer fordert noch mehr Brutalität. 

Es wird noch ein Weilchen dauern, 
bis die „Mittelroute“ ganz geschlossen 
wird. Juristisch haben die EU-Fachleute 
noch nicht geklärt, wie das Zurückwei¬ 
sen von Flüchtlingen auf offener See ir¬ 
gendwie mit dem derzeitigen EU-Recht 
in Einklang gebracht werden kann. Das 
größere Problem ist die Realität in Liby¬ 
en. Es gibt dort keine Regierung, mit der 
ein Deal wie mit Erdogan abgeschlos¬ 
sen werden kann. Manchmal klingt es 
fast wie Bedauern, dass die EU-Länder 
Frankreich und Britannien 2011 die Ini¬ 
tiative zum Krieg gegen Libyen ergriffen, 
die Regierung weggebombt und den Prä¬ 
sidenten des Landes Muammar al-Ghad- 
dafi haben ermorden lassen. So werden 
vermutlich bald Besatzungs- und Polizei¬ 
kräfte aus EU-Ländern nach Libyen zie¬ 
hen müssen, um die Flüchtlingslager und 
das Regime dort zu stabilisieren. 


bot als auch das der Partei „Die Rech¬ 
te“. Der ständige Kampf gegen Rassis¬ 
mus, Hass und Menschenverachtung, 
die Solidarität mit den Opfern rechter 
Gewalt und die Forderung, die verfas¬ 
sungsfeindlichen Banden zu verbieten, 
gehören zusammen. 

Das NPD-Verbot ist gescheitert - und 
nun? Für Neofaschisten aller Couleur 
ist damit das Signal für ein Ausweiten 
und Steigern ihres verbrecherischen 
Treibens gegeben. Für uns Antifaschis¬ 
tinnen und Antifaschisten heißt das, den 
Kampf gegen Faschismus und Krieg zu 
verstärken und besser zu organisieren. 
In Dortmund hat sich nach verstärk¬ 
ten neonazistischen Überfällen und 
Gewalttaten auf Nazigegner die Kam¬ 
pagne „Es reicht - rechte Gewalt stop¬ 
pen!“ gegründet, in der alle Bündnisse, 
der DGB, Jugendorganisationen, DKP 
und Linkspartei vertreten sind. Das 
Bündnis Dortmund gegen Rechts, das 
seit 17 Jahren seine Arbeit macht, wird 
seine Schwerpunkte Aufklärung, anti¬ 
faschistische Aktionen im öffentlichen 
Raum und die Solidarität mit Flüchtlin¬ 
gen weiterentwickeln. 

Ula Richter ist Sprecherin des 
Bündnisses „Dortmund gegen Rechts“ 


Ula Richter zum weiteren Kampf gegen die NPD 

Antifa, wie weiter? 
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Ein Pyrrhussieg 

Am 17. Februar 1947 fiel Hanoi nach 61 Tagen erbittertem Widerstand in die Hand der französischen Truppen 


M it der Proklamation der De¬ 
mokratischen Republik Viet¬ 
nam nach der siegreichen Au¬ 
gustrevolution am 2. September 1945 
hatte das Land das seit 1858 errichtete 
französische Kolonialjoch beseitigt und 
wieder seine nationale Unabhängigkeit 
errungen. Die Unabhängigkeitserklä¬ 
rung, die Ho Chi Minh an jenem 2. Sep¬ 
tember in Hanoi auf dem Ba-Dinh- 
Platz vor dem ehemaligen Palast des 
Gouverneurs der Kolonialmacht vor 
einer halben Million Einwohner abgab, 
enthielt Worte, die fast denen der ame¬ 
rikanischen U nabhängigkeitserklärung 
von 1776 glichen: „Alle Menschen sind 
gleich erschaffen. Von ihrem Schöpfer 
wurden sie mit bestimmten unveräu¬ 
ßerlichen Rechten ausgestattet, darun¬ 
ter dem Recht auf Leben, auf Freiheit 
und auf das Streben nach Glück.“ 
Frankreich wollte jedoch im Sep¬ 
tember 1945 das Kolonialregime mit 
der Besetzung von Gebieten in Süd¬ 
vietnam wiedererrichten. Angesichts 
der starken Positionen der Vietname¬ 
sischen Volksarmee (WA) in Nord¬ 
vietnam hielt sich Frankreich dort zu¬ 
nächst noch zurück. In Fontainebleau 
bei Paris schlossen Frankreich und 
die DRV am 6. März 1946 ein Modus- 
vivendi-Abkommen, das vorsah, alle 
offenen Fragen durch Verhandlungen 
zu lösen und in Südvietnam das Feuer 
einzustellen. Ho Chi Minh ging in der 
Kompromissbereitschaft so weit, bei 
einer Anerkennung der vollen Sou¬ 
veränität und territorialen Integrität 
der DRV einer Mitgliedschaft in der 
Französischen Union zuzustimmen. 
(Die von Frankreich im Oktober 1946 
mit seinen Kolonien gebildete Union 
Frangaise sollte den Kolonialgebie¬ 
ten den Schein einer Unabhängigkeit 
vermitteln und ihre nationalen Befrei¬ 
ungsbewegungen ausschalten.) 

Die Verteidigung von Hanoi 

Frankreich sabotierte jedoch die Be¬ 
schlüsse. Am 23. November 1946 pro¬ 
vozierte es im Hafen von Haiphong ei¬ 
nen bewaffneten Zwischenfall, nach¬ 
dem es den vollständigen Abzug der 
vietnamesischen Miliz und der Volks¬ 
armee aus der Stadt gefordert hatte. 
Die DRV lehnte das Ansinnen ab. Da¬ 
raufhin beschoss französische Artille¬ 
rie die Stadt und tötete etwa 6 000 Zi¬ 
vilisten. Danach rückten französische 
Truppen in Haiphong ein, stießen auf 
Hanoi vor und griffen es am 19. De¬ 
zember an. 


Ho Chi Minh rief zum bewaffne¬ 
ten Widerstand auf. Die Regierung ap¬ 
pellierte an alle Vietnamesen. „Lieber 
alles opfern, als die Sklaverei auf uns 


nehmen. Lasst uns mutig sein, liebe 
Landsleute. Wer ihr auch seid, ob Män¬ 
ner, Frauen, Kinder, Alte, Junge, wel¬ 
cher Religion und welcher Nationalität 
ihr auch angehört; wenn ihr Vietname¬ 
sen seid, erhebt euch zum Kampf gegen 
die französischen Kolonialisten und zur 
Rettung des Vaterlandes. Wer ein Ge¬ 
wehr hat, kämpfe mit dem Gewehr; wer 
einen Degen hat, kämpfe mit dem De¬ 
gen. Wer weder Gewehr noch Degen 
hat, kämpfe mit Schaufel, Hacke und 
Knüppel. Niemand darf Zurückbleiben, 
niemand sich vom patriotischen Kampf 
gegen die Kolonialisten ausschließen.“ 
Der Aufruf fand einen tiefen Wider¬ 
hall. Ohne die Teilnahme der Bevölke¬ 
rung hätte Hanoi niemals 61 Tage, bis 
zum 17. Februar 1947, einer erdrücken¬ 
den, mit Panzern und Artillerie ausge¬ 
rüsteten Übermacht widerstehen kön¬ 
nen. Während der Kämpfe wurde das 
legendäre, aus Arbeitern bestehende 
Regiment der Hauptstadt formiert, das 
sich als letzter Truppenteil zurückzog. 
Aus ihm ging die berühmte 308. Divi¬ 
sion der WA hervor, die 1954 auch an 
der Schlacht um Dien Bien Phu teil¬ 
nahm. Betriebe und die zentralen Regie¬ 
rungsstellen wurden in die nordwestli¬ 
che Bergregion des Viet Bac evakuiert. 

Katholiken und Buddhisten 
treten in die Regierung ein 

Während einer Regierungsumbildung 
im Juli 1947 traten neben sozialistischen 
und bürgerlichen Demokraten drei Ka¬ 


tholiken, ein Buddhist, zwei Nationa¬ 
listen, acht unabhängige Politiker und 
zwei ehemalige Mandarine in das Ka¬ 
binett ein, in dem die Kommunisten nur 


noch eine Minderheit waren. Im Okto¬ 
ber 1947 schlug die WA in den Bergen 
von Viet Bac, etwa 100 km nordwest¬ 
lich von Hanoi, die Offensive der Ko¬ 
lonialtruppen zurück. Zur Verhüllung 
ihrer kolonialen Eroberung setzt Paris 
am 8. März 1949 den in der Augustre¬ 
volution gestürzten Kaiser Bao Dai an 
der Spitze eines Marionettenregimes 
wieder auf den Thron. 

Im Herbst 1950 befreite die Volks¬ 
armee die Grenzgebiete zu der am 
1. Oktober 1949 entstandenen Volks¬ 
republik China. Die DRV erhielt jetzt 
militärische Unterstützung durch Pe¬ 
king und über deren Gebiet auch um¬ 
fangreichere sowjetische Hilfe. Nach 
der Einführung der Wehrpflicht im 
November 1950 wuchs die Zahl der 
Befreiungskämpfer unter Waffen auf 
insgesamt 350 000 an (125 000 der 
Volksarmee, 75 000 Territorialstreit¬ 
kräfte, 150 000 örtliche Milizen). Die 
Kolonialarmee zählte etwa 250 000 
Mann, davon 76 000 Franzosen, 20 000 
Fremdenlegionäre, 58 000 afrikanische 
Söldner, der Rest Hilfstruppen des Ma¬ 
rionettenregimes von Bao Dai. 

Siegespfeiler Bodenreform 

Der Parteitag der KPV beschloss im 
Februar 1951, den Widerstand bis zur 
Wiedererringung der nationalen Unab¬ 
hängigkeit zu führen, zum Sozialismus 
voranzuschreiten und als Ausdruck der 
in der Partei zusammengeschlossenen 
verschiedenen Volksschichten den 



Vo Nguyen Giap (links), der spätere Oberbefehlshaber der Volksarmee, und viet¬ 
namesische Kämpfer derVietminh Im Dschungel nahe Kao Bak Lang, 1944 (veröf¬ 
fentlicht in: Jean Chesneaux: Geschichte Vietnams. Rütten & Loening, Berlin 1963) 


Namen „Partei der Werktätigen Vi¬ 
etnams“ anzunehmen. Im Dezember 
1953 beschloss die Nationalversamm¬ 
lung das Dekret über eine Bodenre¬ 
form. Das Land der französischen Ko¬ 
lonialisten und derjenigen vietnamesi¬ 
schen Großgrundbesitzer, die sich als 
Feinde der DRV erwiesen hatten, wur¬ 
de entschädigungslos enteignet. Fünf 
Millionen arme Bauern und Landar¬ 
beiter erhielten 810 000 Hektar Bo¬ 
den. Die Bodenreform beseitigte die 
feudalen Zustände und erfüllte so eine 
entscheidende Aufgabe der nationalde¬ 
mokratischen Revolution. Die Volks¬ 
macht wurde nicht nur politisch und 
ökonomisch, sondern auch militärisch 
entscheidend gestärkt und das Bünd¬ 
nis der Arbeiterklasse mit den Bauern, 
welche die Hauptlast des Kampfes tru¬ 
gen, auf feste politische und wirtschaft¬ 
liche Grundlagen gestellt. 

Am 10. Dezember 1953 begann der 
Angriff auf die waffenstarrende fran¬ 
zösische Dschungelfestung von Dien 


der Kapitulation des Festungskomman¬ 
danten, General De Castries. Die kolo¬ 
niale Wiedereroberung Vietnams war 
gescheitert. 

Während des Kolonialkrieges fielen 
92 000 französische Soldaten; zusam¬ 
men mit Verwundeten, Gefangenen 
und den Verlusten der Bao-Dai-Trup- 
pen verlor die Kolonialarmee insgesamt 
466 172 Mann. Auf vietnamesischer Sei¬ 
te kamen über 800 000 Menschen um, 
viele Zivilisten, die Vergeltungsaktio¬ 
nen zum Opfer fielen. 

Nach den Ursachen des Sieges be¬ 
fragt, erklärte der Oberbefehlshaber 
der Volksarmee, General Vo Nguyen 
Giap, gegenüber „Le Monde“: „Ru¬ 
fen Sie sich die Französische Revolu¬ 
tion ins Gedächtnis zurück, erinnern 
Sie sich an Valmy und die schlecht 
bewaffneten Soldaten gegenüber der 
preußischen Berufsarmee. Trotzdem 
siegten Ihre Soldaten. Um uns zu ver¬ 
stehen, denken Sie an diese histori¬ 
schen Stunden Ihres Volkes. Suchen 



Soldaten der vietnamesischen Befreiungsstreitkräfte hissen ihre Fahne in Dien 
Bien Phu (7. Mai 1954) 


Bien Phu im Nordwesten des Berglan¬ 
des, in der 16 000 Mann Elitetruppen 
der Kolonialarmee konzentriert waren. 
Die Schlacht endete am 7. Mai 1954 mit 


Sie die Realität. Ein Volk, das für sei¬ 
ne Unabhängigkeit kämpft, vollbringt 
legendäre Heldentaten.“ 

Gerhard Feldbauer 


DDR - unvergessen 

Ein neuer Band der Buchreihe „Als Zeitzeugen erlebt“ 


Seit über zwanzig Jahren folgt der GNN 
Verlag mit seiner Buchreihe „Als Zeit¬ 
zeugen erlebt“ den „Spuren der Wahr¬ 
heit“ - allen Verleumdungen und Halb¬ 
wahrheiten zum Trotz. Der zwölfte 
Band, „DDR unvergessen“, erschien im 
Dezember 2016. 

65 Autoren aus verschiedenen Be¬ 
rufen und Lebensbereichen kommen 
hier zu Wort. Sie berichten von ihren 
Erkenntnissen, Erfahrungen und Erleb¬ 
nissen, sprich, dem „Bemühen, auf deut¬ 
schem Boden erstmals einen sozialisti¬ 
schen Staat aufzubauen“. Im Ganzen er¬ 
geben die vielseitigen Beiträge das Bild 
einer fortschrittlichen und menschlich 
gerechten Gesellschaft, die trotz aller 
Probleme, Widersprüche und Fehler den 
richtigen Weg gegangen ist und mit der 
sogenannten Wende in ihrer Entwick¬ 
lung gewaltsam unterbrochen wurde. 
Es gibt acht Themenkreise: Politisches 
Statement, Arbeitswelten, Bildung, 
Kunst und Kultur, Reisen und Alltag, 
Armee, internationale Zusammenar¬ 
beit, Bedeutung des Friedens. Alle Au¬ 
toren zeigen eine positive Haltung zur 
sozialistischen Gesellschaft. Aber Nos¬ 
talgie und Schönfärberei wird man hier 
nicht finden, stattdessen Kompetenz. 

Mit dem Buch öffnet sich dem Le¬ 
ser eine vollkommen andere DDR, als 


wir sie tagtäglich in den Medien vorge¬ 
setzt bekommen. Das beginnt schon bei 
den Darstellungen der Arbeitswelt. So 
schreibt Jürgen Westphal, warum er ger¬ 
ne in der Deutschen Demokratischen 
Republik gearbeitet hat: „Bei uns war 
die Arbeit eine gesellschaftlich nützli¬ 
che Tätigkeit. In der BRD ist die Arbeit 
Lohnarbeit.“ - Man denke dabei nur an 
die wachsende Anzahl der Beschäftig¬ 
ten im Billiglohnsektor der kapitalisti¬ 
schen BRD. 

Im gesellschaftlichen Leben der 
DDR stand der Mensch im Vorder¬ 
grund. Der erwirtschaftete Mehrwert 
kam der Allgemeinheit zugute, wur¬ 
de z.B. in die Bildung investiert. „Das 
oberste Ziel des Bildungssystems war, 
allen Schülern eine solide und wissen¬ 
schaftlich fundierte Allgemeinbildung 
zu sichern“, schreibt Gertrud Kummer. 
Diese Definition hat sich in der Reali¬ 
tät bestätigt. Ihr Lebenslauf, „Von der 
Neulehrerin zur Schulbuchredakteu¬ 
rin“, steht stellvertretend für die vielen 
beruflichen Möglichkeiten und für den 
Bruch mit dem alten Bildungsprivileg. 
Die Gründung der „Arbeiter-und-Bau¬ 
ern-Fakultäten“ nenne ich revolutionär. 

Die sozialistische Republik hatte 
auch einen anderen Begriff von Kul¬ 
tur. So begreift Manfred Wekwerth 


Kultur „als verändernde Macht“. Die 
DDR förderte ihre Künstler. Auch 
der Volkskunst wurde große Bedeu¬ 
tung eingeräumt: „Die Kreativität des 
gesellschaftlichen Lebens hatte einen 
hohen Stellenwert. Unter Volkskunst 
verstand man keine Volkstümelei, son¬ 
dern Lebensfreude, Erweckung von 
Kreativität im Menschen und die Mög¬ 
lichkeit einer Auseinandersetzung mit 
Problemen über den künstlerischen 
Weg. Die allseitige Entwicklung der 
Gesellschaft war eines der Ziele. Ge¬ 
rade daran beweist sich die besondere 
und führende Rolle der Arbeiterklas¬ 
se“, meint Werner Kühn. Dafür stehen 
die „vielen Kulturhäuser, die das kul¬ 
turelle Schaffen der sozialistischen Ge¬ 
sellschaft positiv und maßgebend be¬ 
einflusst hatten“. 

Wie stand es mit dem Wahlrecht in 
der DDR? - Die Gretchenfrage zum 
Thema Demokratie. „Wer sich in der 
DDR als Kandidat der Stadtverordne¬ 
tenversammlung oder der Volkskam¬ 
mer für eine Wahlliste bewarb, muss¬ 
te erst einmal auf Veranstaltungen im 
Wohnbezirk Rede und Antwort ste¬ 
hen.“ Meiner Meinung nach beginnt 
Demokratie an der Basis, dort, wo die 
Bürger ihren Staat mitgestalten kön¬ 
nen. 


Die Deutsche Demokratische Re¬ 
publik leistete unterstützende Arbeit 
beim Aufbau unabhängig gewordener 
Länder Afrikas wie in Angola oder Mo¬ 
sambik, half mit, dort ein fortschrittli¬ 
ches Schulsystem aufzubauen. Anton 
Latzo schreibt: „Die sozialistische Ge¬ 
sellschaft erzeugte solche internationa¬ 
len Verhältnisse, die sie für die Gestal¬ 
tung einer menschlichen und von Aus¬ 
beutung freien Gesellschaft brauchte.“ 

„DDR - unvergessen“ räumt auf 
mit der Binsenweisheit, das Scheitern 
des realen Sozialismus sei ein Beweis 
für seine Nichtmachbarkeit. „Warum 
die meisten Bürger - trotz aller sozi¬ 
alistischer Errungenschaften - den fal¬ 
schen Propheten auf den Leim gingen, 
kann man nicht allein den Schwach¬ 
stellen des Systems zuschreiben.“ Denn 
dem Gegner war jedes Mittel recht, 
dem realen Sozialismus zu schaden, 
konnte er dabei doch gleichzeitig das 
eigene unmenschliche System als bes¬ 
ser und humaner verkaufen. 

Abschließend noch ein paar Worte 
zur ästhetischen Gestaltung. Auch mit 
diesem Band ist wieder ein schönes Le¬ 
sebuch entstanden, das nicht zum ge¬ 
radlinigen Durcharbeiten zwingt, son¬ 
dern den Leser einlädt, mit dem zu be¬ 
ginnen, was ihm gerade ins Auge fällt. 


Die vielen Fotos, Zeichnungen, Zitate 
und Gedichte zwischen den Beiträgen 
unterstreichen die Aussagekraft der 
Texte, lassen innehalten und verführen 
zum Philosophieren. 

Ulla Ermen 



Heimat DDR. Hrsg. Horst Jäkel, Reihe 
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Wahrheit erzeugen 

Doris Gercke hat mit einem neuen Frauenbild den deutschen Krimi erneuert 


Kultursplitter 


Interessant oder ärgerlich? 

Anfang März läuft in den Kinos der Film 
„Der junge Marx“ an, kurz nachdem er 
auf der diesjährigen Berlinale Premiere 
hat. Laut Presseinfo des Verleihs spielt 
der Film 1844, kurz vor der industriellen 
Revolution (ein erstes Fragezeichen). 
Der erst 26-jährige Karl Marx (August 
Diehl) lebt mit seiner Frau Jenny (Vicky 
Krieps) im französischen Exil in Paris. 
Eines Tages wird ihm der junge Friedrich 
Engels (Stefan Konarske) vorgestellt, 
doch für den feinen Bourgeois und Sohn 
eines Fabrikbesitzers hat der andauernd 
bankrotte Familienvater Marx zunächst 
nur Verachtung übrig (Das zweite Fra¬ 
gezeichen). Engels hat kürzlich über die 
Verelendung des englischen Proletari¬ 
ats geschrieben. Gemeinsam verfolgen 
er und Marx ein Ziel. Als Kampfgefähr¬ 
ten respektieren und inspirieren sie sich 
gegenseitig und zusammen verfassen sie 
Texte, die eine Revolution entfachen sol¬ 
len (Fragezeichen 3: nur „sollen“ oder 
doch besser „werden“). 

Der Video-Trailer ist üppig in Sze¬ 
nerie und Ausstattung, die Texte wirken 
etwas hölzern und sehr theatralisch, aber 
nicht vorschnell urteilen, denn oft sind 
solche Trailer nicht das, was einen Film 
dann tatsächlich ausmacht. 

Vielleicht schaut man sich den Film 
in einer Gruppe an, auf jeden Fall Stoff 
für Diskussionen. 

Aufschrei in den USA: 

Medienberichten zufolge plant Donald 
Trump, die staatlichen Förderungen für 
die Künste und Humanwissenschaften 
zu streichen. Die Gesellschaft zur För¬ 
derung des öffentlichen Rundfunks soll 
privatisiert werden. Als „brutal“ wird der 
Plan von Trumps Team bezeichnet, die 
Förderungen ersatzlos zu streichen. Drei 
Organisationen sind betroffen: Die För¬ 
derstelle für die Künste, die Förderstelle 
für Human-, Geistes- und Sozialwissen¬ 
schaften und die Fördergesellschaft für 
öffentlichen Rundfunk. 

Insgesamt würden so 737,5 Millionen 
Dollar gespart werden. Zum Vergleich: 
Das Verteidigungsministerium hat je¬ 
des Jahr 607 Milliarden zur Verfügung. 
Trumps Team bezeichnet die Kunst- und 
Wissenschaftsförderung in einem inter¬ 
nen Text als „Verschwendung“, die ein¬ 
gespart werden müsse. 

Mr. Trump zeigte schon im Wahl¬ 
kampf deutlich seine Verachtung für 
Kunst und Kultur, wenn sie nicht platt, 
seicht und sexistisch daher kommen, sol¬ 
che Ankündigungen passen also genau 
zu seinen Versprechungen. Wie energisch 
wird der Widerstand sein? 

Digitalpakt 

Den digitalen Wandel in der Bildung 
vorantreiben - das ist das Ziel der „Bil¬ 
dungsoffensive für die digitale Wissens¬ 
gesellschaft“, die Bundesbildungsmi¬ 
nisterin Johanna Wanka vor kurzem in 
Berlin vorstellte. Die Pläne des Bundes¬ 
ministeriums für Bildung und Forschung 
(BMBF) zeigen laut eigenen Aussagen 
Chancen und Handlungsfelder auf, die 
der digitale Wandel für alle Bildungsbe¬ 
reiche von der frühkindlichen Bildung 
über Schule, berufliche Bildung und 
Hochschule bis zur Weiterbildung bietet. 

„Zu guter Bildung im 21. Jahrhun¬ 
dert gehören IT-Kenntnisse und der 
souveräne Umgang mit der Technik und 
den Risiken digitaler Kommunikation 
ebenso wie das Lernen mittels der vie¬ 
len neuen Möglichkeiten digitaler Me¬ 
dien. Deutschland muss diese Chancen 
viel stärker nutzen als bisher. Wir müs¬ 
sen bei der digitalen Bildung einen gro¬ 
ßen Sprung nach vorn machen. Diese 
Entwicklung wird das BMBF mit seiner 
neuen Strategie vorantreiben und mitge¬ 
stalten“, sagte Wanka. 

Das BMBF schlägt den Ländern ei¬ 
nen Digitalpakt vor. Es bietet an, über ei¬ 
nen Zeitraum von fünf Jahren mit rund 5 
Milliarden Euro die rund 40 000 Grund¬ 
schulen, weiterführenden Schulen und 
Berufsschulen in Deutschland mit digi¬ 
taler Ausstattung wie Breitbandanbin¬ 
dung, W-LAN und Geräten zu versorgen. 
Im Gegenzug sollen sich die Länder ver¬ 
pflichten, entsprechende pädagogischen 
Konzepte, die Aus- und Fortbildung von 
Lehrerinnen und Lehrern sowie gemein¬ 
same technische Standards umzusetzen. 

Herbert Becker 


Der deutsche Krimi hat eine durchaus 
lange Geschichte. Die erste Privatdetek¬ 
tivin löste ihre Fälle schon 1913 auf der 
Leinwand. Sie hieß „Nobody“, half vor¬ 
wiegend Männern aus der Patsche und 
verschwand alsbald wieder. Die nächs¬ 
ten 75 Jahre lang war Krimi mit wenigen 
Ausnahmen wieder Männersache. Frau¬ 
en sind Opfer, Ehefrau, Objekt der Be¬ 
gierde. Und dann kam Bella. 

Doris Gercke war schon fünfzig, als 
sie 1987 mit der Arbeit an ihrem ersten 
Buch begann. Aufgewachsen in einer Ar¬ 
beiterfamilie, hatte sie früh geheiratet, 
Kinder bekommen und erzogen, sich po¬ 
litisiert, in der Frauen- und der Friedens¬ 
bewegung engagiert und 1980 ein Jura¬ 
studium aufgenommen. Krimis schreibt 
sie, weil „... ich immer gedacht habe, 
ich würde meine Bücher hier und heute 
ansiedeln und ich würde unsere gesell¬ 
schaftliche Wirklichkeit beschreiben. Für 
mich ist Krimi eine Kunstform. Kunst hat 
etwas mit Abbildung von Wirklichkeit 
und Wahrhaftigkeit zu tun.“ So entstand 
„Weinschröter muss hängen“. 

In einem niedersächsischen Dorf gibt 
es mehrere Selbstmorde, die Hamburger 
Kripo ist für deren Untersuchung zustän¬ 
dig. Leitende Ermittlerin: Bella Block. 
Bella - die Schöne - ist weder jung noch 
blond noch langbeinig. Sie ist unange- 
passt, schroff, beziehungsunfähig mit 
Hang zu jüngeren Männern, stark und 
doch verletzlich, gradlinig mit Haltung. 
Nicht gerade der mütterliche Typ. Sie äh¬ 
nelt eher Philipp Marlowe als Miss Marp- 
le, kennt die Abgründe, die eine Klassen¬ 
gesellschaft bereit hält. Bellas Empathie 
ist nicht rein emotional, sie gründet auf 
dem Wissen um die gesellschaftlichen - 
kapitalistischen - Verhältnisse und deren 
Machtstrukturen. Darin gleicht sie ihrer 
Erfinderin, auch wenn diese betont, sie 
habe Bella ganz bewusst anders konzi¬ 
piert, anderes Aussehen, andere Verhal¬ 
tensweisen. Um anschließend zu beken¬ 
nen, dass sie damals nicht gewusst habe, 
„dass man, ob man will oder nicht, Teile 
von sich selbst hinzu gibt. Und eine Se¬ 
rienfigur wird einem auf Dauer immer 
ähnlicher.“ 

Doris Gercke hat mit Bella Block 
ein neues (literarisches) Frauenbild eta¬ 
bliert. Jeder, der sich ernsthaft mit dem 
Genre beschäftigt, verweist auf die Au¬ 
torin und ihre Romanfigur. Seit das ZDF 


Wenn unser noch amtierender oberster 
Staatshäuptling Deutschland vollmun¬ 
dig als die beste Demokratie in der Ge¬ 
schichte preist, kann man sich nur an den 
Kopf fassen. Deshalb werden sich viele 
Leser gern darauf einlassen, wenn eine 
derart unreflektierte Schönfärberei ent¬ 
larvt wird und der Kaiser plötzlich ohne 
Kleider dasteht. 

Das passiert in Wolfgang Bittners 
Buch „Die Abschaffung der Demokra¬ 
tie“, einer kräftig gewürzten satirischen 
Attacke auf die Unwägbarkeiten der 
Postdemokratie und auf die Machen¬ 
schaften der Kapitaleliten. Damit steht 
Bittner in der Tradition Tucholskys und 
Kästners, die die Warnzeichen ihrer Zeit 
ins Visier genommen haben. 

In meist kurzen, zupackenden Pole¬ 
miken, Glossen und satirischen Texten 
führt der Autor den Lesern die Schwä¬ 
chen und Widersprüche des Daseins in 
Zeiten der Vorbereitung neuer Kriege 
vor Augen. Ebenso scharfkantig weist er 
auf inhumane Verhältnisse, in denen die 
Gattung Mensch zu ersticken droht, trotz 
Vernebelung, Beschwichtigungen und 
gelegentlicher Zückerli, die das Estab¬ 
lishment stets parat hat, um das Volk bei 
Konsumfreude und - wenn es beliebt - 
bei Kriegslaune zu halten. 

Das Buch besteht aus insgesamt über 
200 politisch scharfsinnigen, immer eine 
Überraschung bereithaltenden Beiträ¬ 
gen. Oft nur ironisch andeutend, dann 
wieder in überspitzter und damit wir¬ 
kungsvoller Weise, kommt der Autor 
zum Wesentlichen. Das macht das Buch 


die „Bella“ gekauft hat, kann man einen 
Trend hin zu erfahrenen, kompetenten, 
selbstbewussten Kommissarinnen be¬ 
obachten. Doch Popularität im TV hat 
ihren Preis. Dort müssen sie dem Mas¬ 
sengeschmack angepasst werden, ein we¬ 
nig stromlinienförmiger, identifikations¬ 
stiftender sein. Brigitte Frizzoni von der 
Universität Zürich erklärt, dass es Filme¬ 
machern wichtig sei herauszustreichen: 
„Es ist eine Frau.“ Also hartgesotten, 


aber in Stöckelschuhen. Im Buch darf die 
Ermittlerin sehr viel unkonventioneller 
sein. Doris Gercke selbst kommentiert 
die Verfilmungen so: „Bella ist die En¬ 
kelin des russischen Dichters Alexander 
Block, hat daher eine Vorliebe für den 
Osten Europas, sehr gute Kenntnisse 
der russischen Sprache und liebt die Ge¬ 
dichte ihres Großvaters. In den Filmen 
kommt das nicht vor. Es würde mich 
auch nicht wundern, wenn das Fernse¬ 
hen Bellas sexuelle Unternehmungslust 
beschränkte, weil diese nicht ins Welt¬ 
bild der Verantwortlichen passt.“ (leicht 
gekürzt) So quittiert Bella auch schon im 
ersten Buch den Dienst und arbeitet fort¬ 
an als Privatdetektivin. 

Es bedarf einer hohen handwerkli¬ 
chen Kunstfertigkeit, eine Romanfigur 
so anzulegen und stringent weiter zu 
entwickeln, ihr eine solche Tiefe zu ge¬ 
ben, dass der Leser glaubt sie wirklich 
zu kennen, wie eine Nachbarin, eine gute 
Bekannte oder Freundin. Hinzu kommt 


zu einem Lesevergnügen, wie es bei die¬ 
sem profilierten Schriftsteller nicht an¬ 
ders zu erwarten war. 

Gleich zu Anfang des Buches steht 
eine Eloge auf die US-Eliten als ver¬ 
meintliche Friedensstifter, weil sie die 
Kapital- und Energiemärkte und den 
zwischenstaatlichen Warenaustausch re¬ 
gulieren und uns militärisch schützen. 
Zugespitzt heißt es: „Vielleicht gelingt 
es mithilfe unserer Freunde demnächst 
ja doch noch, die Schmach von Stalin¬ 
grad zu tilgen.“ 

Mitunter ist es schwer, bei ernsthaf¬ 
ten politischen Themen das entlarvende 
Gegenargument anzubringen, denn Lä¬ 
cherlichkeit zu inszenieren will gekonnt 
sein. Aber das gelingt dem Autor auf viel¬ 
fältige Weise. Wenn er die Formulierung 
„laut Aussagen von ...“ benutzt, ist Auf¬ 
merksamkeit geboten. Manchmal heißt 
es auch: „Wie aus ungewöhnlich gut un¬ 
terrichteten Kreisen verlautet...“ Dann 
geht es zur Sache. Originell ist auch die 
Satire über die Wiedergeburt habgieri¬ 
ger Manager oder korrupter Politiker, in 
der zum Beispiel die Betreiber riskanter 
Ölförderanlagen nach ihrem Ableben als 
„ölfressende Bakterien“ ihre Sünden ab¬ 
arbeiten müssen (S. 19). 

Mit spitzer Feder nimmt der Autor 
die Schwächen und Unvorhersehbarkei¬ 
ten menschlichen Daseins aufs Korn, die 
dem marktwirtschaftlichen und globali¬ 
sierten Neoliberalismus geschuldet sind. 
Nachdem er auf die Verbrüderung der 
Schafe mit den Wölfen eingeht, pran¬ 
gert er die Auswirkungen dieser un- 


die genaue Beobachtung der Tatorte und 
des Umfeldes. So wird man fast zum Teil 
der Geschichte. Eine Leserin schreibt auf 
dem Online-Portal „Krimi-Couch“: „Do¬ 
ris Gercke ist eine der wenigen deutsch¬ 
sprachigen Autoren, die mit einfacher, 
klarer Sprache eine poetische Stimmung 
erzeugt, erzeugen kann. Wer dies wiede¬ 
rum kann und macht, der erzeugt natür¬ 
lich eine Wahrheit.“ „Ich komme gerade 
aus einem Buch“ hörte ich oft von einer 


Freundin, wenn sie meinen Anruf entge¬ 
gennahm. So ist das mit den Büchern von 
Doris Gercke. 

Immer wieder braucht sie eine Pause 
von Bella Block, schreibt Romane, Kin- 
der-und Jugendbücher, Hörspiele, Ge¬ 
dichte. Von beängstigender Aktualität 
ist „Kein fremder Land“ aus dem Jahr 
1993. Doris Gercke erzählt darin die Ge¬ 
schichte der Schriftstellerin Lisa Talbach, 
die sich der politischen Entwicklung ent¬ 
zieht und von Mallorca aus die Ereignis¬ 
se in ihrer Heimat verfolgt. Die Situati¬ 
on spitzt sich schnell zu, Häuser werden 
angezündet, die extreme Rechte gewinnt 
die Wahl. Die neuen Machthaber erzwin¬ 
gen ihre Rückkehr nach Deutschland 
und die Lage bald auch für sie bedroh¬ 
lich. Lisa Talbach muss sich entscheiden: 
Kampf oder Resignation. Im Tagesspie¬ 
gel schreibt ein Kritiker: „Erbarmungs¬ 
los und unerbittlich, präzise und poetisch, 
sozialkritisch und doch literarisch kunst¬ 
voll hält Doris Gercke uns den Spiegel 


tauglichen Vereinigung an. Er parodiert 
die Welle der Privatisierungen auf im¬ 
mer mehr Gebieten, die zunehmende 
Überwachung und Kontrolle sowie die 
zahlreichen Bestrebungen, aus den Bür¬ 
gern höhere Steuern herauszupressen. 
Der „Fürsorgestaat“, der keine Grenzen 
kennt, erlegt - dem Vernehmen nach - 
Autofahrern und sogar Fußgängern eine 
Schutzhelmpflicht auf. Und in der Satire 
„Unternehmensberatung für Jungunter¬ 
nehmer“ empfiehlt Bittner aufstreben¬ 
den Profiteuren, sich mit den Honora¬ 
tioren der Stadt zu verbrüdern, sich bei 
Einladungen und Partys nicht lumpen zu 
lassen und die eigene Kreditwürdigkeit 
durch Transaktionen von einem Konto 
aufs andere zu steigern. Dazu gehört, 
Medien zu beeinflussen, Konkurrenten 
auszuschalten und schließlich den Mit¬ 
arbeitern vorzutäuschen, allen gehöre 
alles zu gleichen Teilen. Wichtig dabei: 
„Schulabschlüsse, Ausbildung, eventuel¬ 
le Studien sind sekundär, auf den Willen 
kommt es an.“ 

Eine Breitseite bekommt die vom 
Markt gesteuerte „Persönlichkeitsent¬ 
wicklung“ ab: der Wahn des Shoppens. 
Hin und wieder fällt das Wort „gehobene 
Verdienstklasse“, zu der jene gehören, die 
sich mit materiellem Besitz brüsten und 
so ihren „menschlichen Wert“ bezeugen 
wollen. 

Anspruch und Wirklichkeit klaffen 
im Zuge der Manipulationstechniken 
immer mehr auseinander. Leidtragen¬ 
de sind die Menschen, die dem Konsum 
erliegen, vereinsamen oder sozial auf 


vor.“ Die Edition Tiamat hat diesen Ro¬ 
man weiterhin im Programm. Also: un¬ 
bedingt lesen. 

Ihren jugendlichen Lesern erzählt 
sie in spannenden Abenteuergeschich¬ 
ten von den unterschiedlichen Lebens¬ 
welten der Menschen. Ihren Nöten und 
Ängsten, Träumen und Hoffnungen. In 
„Für eine Hand voll Dollar“(nicht zu 
verwechseln mit dem gleichnamigen Ita- 
lo-Western) geht es um denl3-jährigen 
Red Bull (schwarz) und John (weiß), der 
Geld für seine Familie beschaffen muss. 
Sie geraten erst auf die schiefe Bahn und 
dann in große Schwierigkeiten. Derweil 
erzählt Red Bulls Opa von den Kämpfen 
der Schwarzen für Freiheit und Gleich¬ 
berechtigung. Auch hier zeigt eine Leser¬ 
meinung die Wirkung, die Doris Gerckes 
Bücher erzielen. „Das Buch ist klasse. 
Da gibt's gar nichts. Ich stelle das buch 
jetzt in der schule vor. Jetzt weiß ich z.B. 
auch wie dreckig es den negern ging bzw. 
geht.“ (Rechtschreibung im Original) 

Irgendwann kann sie Bella nicht 
mehr ertragen und beginnt unter dem 
Pseudonym „Marie-Jo Morell“ mit ei¬ 
ner Krimireihe um die Anwältin Mile- 
na und den ehemaligen Polizisten Be¬ 
ringen Ihre Beweggründe, ein Pseudo¬ 
nym zu verwenden, erklärt Doris Gercke 
so: „Ich musste einfach von dieser Bella 
weg und davon, dass ich dauernd mit ihr 
identifiziert wurde. ... Ich habe deshalb 
beschlossen, unterzutauchen. Auf der an¬ 
deren Seite wollte ich natürlich trotzdem 
arbeiten: also schreibe ich mit Pseudo¬ 
nym.“ Bisher sind drei Milena-Prohäs- 
ka-Krimis erschienen. 2016 verlegte der 
Innsbrucker Haymon Verlag die ersten 
beiden neu, denen ein dritter, gerade fer¬ 
tiggestellter folgte. Die Abstinenz von 
Bella dauerte nur zwei Jahre. 

Sie schreibe, weil „Schreiben eine 
brauchbare Form (ist), mit gesellschaftli¬ 
chen Entwicklungen umzugehen, um für 
mich persönlich Klarheit zu gewinnen 
und öffentlich Stellung zu beziehen“, er¬ 
klärt sie in einem Film des französischen 
Internet-TV-Portals mativi-marseille.fr. 
Sie ist sich in allen Büchern treu geblie¬ 
ben. 

Am 7. Februar ist Doris Gercke 80 
Jahre alt geworden. Wir sagen Danke für 
viele in jeder Hinsicht spannende Lese¬ 
stunden und hoffen auf weitere. 

Ellen Beeftink 


der Strecke bleiben, die von Mitbestim¬ 
mung ausgenommen sind oder davon gar 
nichts wissen wollen. Das wird in vielen 
dieser Geschichten deutlich. 

Für Leser, die sich von pfiffigen Ide¬ 
en, listigen Übertreibungen, angriffslus¬ 
tiger Polemik angesprochen fühlen, ist 
dieses Satirebuch ein Erkenntnis-Er¬ 
lebnis. Wenn manche sich in ihrem Den¬ 
ken und Verhalten wiederfinden, so liegt 
das in der Absicht des Autors, weist er 
doch vollen Ernstes und mit viel Fabu¬ 
lierspaß nach, dass Demokratie in die 
Binsen geht. 

Wie aus ungewöhnlich gut unterrich¬ 
teten Kreisen verlautet, soll dieses scharf 
gewürzte Buch der Seitenhiebe auf eine 
überlebte Gesellschaft nach der nächs¬ 
ten Bundestagswahl als Anregung und 
offizielle Vorlage für neue Regierungs¬ 
visionen zur Verfügung stehen. Bis dahin 
herrscht allerdings darüber ein Redever¬ 
bot. Harry Popow 



Wolfgang Bittner,„Die Abschaffung der 
Demokratie“, Westend Verlag, Frank¬ 
furt am Main 2017,ISBN 978-3-86489- 
167-0,224 Seiten, 16,- Euro. 


Scharf gewürzt 

Wolfgang Bittners Satire-Buch „Die Abschaffung der Demokratie“ 



Herzlichen Glückwunsch, Doris Gercke 
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Wie Euro und EU abgewickelt werden können 

Das neoliberale Freihandelsprojekt ist dabei zu scheitern • Von Lucas Zeise 



Blaue Fahnen vor der Zentrale der EU-Kommission in Brüssel 


D ie EU befindet sich in der Krise. 
Wir hätten das vielleicht selber 
nicht gemerkt. Aber der EU- 
Kommissionspräsident Jean-Claude 
Juncker beginnt mittlerweile jede grö¬ 
ßere Rede oder Pressekonferenz mit 
dieser Feststellung. In diesem Fall glau¬ 
ben wir ihm. Zumal Kanzlerin, Schulz 
und andere sich ähnlich äußern. 

Zunächst dazu einige grundsätzli¬ 
che Sätze: Die Krise der EU ist Teil der 
Weltwirtschaftskrise. Weil die EU ein 
neoliberales Herrschaftsprojekt des eu¬ 
ropäischen, vorwiegend des deutschen 
Monopolkapitals ist, bedeutet diese 
Krise des Neoliberalismus zugleich 
auch eine Krise der EU, aus der es kei¬ 
nen Ausweg gibt. So wie die EU gebaut 
ist, so ist sie nicht entwicklungsfähig, 
so ist sie nicht einmal überlebensfähig. 
Das neoliberale Projekt EU ist dabei 
zu scheitern. 

Die EU ist ökonomisch leicht zu 
verstehen. Sie ist gleichbedeutend 
mit der institutioneilen Sicherung ei¬ 
nes im Innern komplett hindernisfrei¬ 
en Marktes. Die Währungsunion stellt 
den letzten Schritt dazu her. Die EU 
ist politisch ein Zwitterwesen, das ei¬ 
nerseits als Juniorpartner vom Zent¬ 
rum des Imperialismus, von den USA, 
gefördert wurde, andererseits sich nur 
in der Rivalität zu den USA wirklich 
entwickeln kann. 

Die EU ist ökonomisch und poli¬ 
tisch eine Fehlkonstruktion. Das heißt, 
sie kann so, wie sie gebaut ist, nicht auf 
Dauer überleben. Ökonomisch bedürf¬ 
te die Schaffung eines komplett freien 
Marktes und eines komplett freien (de¬ 
regulierten) Kapitalmarktes im Rah¬ 
men einer Währungsunion einer Einhe¬ 
gung durch einen gemeinsamen Staat, 
mindestens aber eines gemeinsamen 
Steuersystems. Stattdessen wurde ein 
neoliberales, staatsarmes Gebilde ge¬ 
schaffen, in dem die existierenden Na¬ 
tionalstaaten in einen Wettbewerb der 
Staaten gegeneinander um die Gunst 
des Kapitals gezwungen wurden. 

Die Finanzkrise von 2007 und die 
darauf folgende, bis heute dauernde 
weltweite Wirtschaftskrise hat das Sys¬ 
tem des Neoliberalismus und damit das 
der EU in den Grundfesten erschüt¬ 
tert. Wenn man den Euro als Tausch¬ 
geschäft zwischen den Kapitalisten des 
Nordens in Europa (Deutschland, Be¬ 
nelux, Österreich, Finnland) und denen 
des Südens (Italien, Spanien, Portugal, 
Griechenland) begreift, wonach erstere 
einen hindernisfreien Absatz- und Bin¬ 
nenmarkt erhalten, letztere aber eine 
Weltwährung mit vorzüglichen Kre¬ 
ditkonditionen, so hat dieser Deal 10 
Jahre lang vorzüglich geklappt. (Frank¬ 
reich ist bei diesem Deal in der Mitte 
und profitierte in beider Hinsicht, wenn 
auch nicht in so starkem Maß wie die 
anderen Parteien.) 2010 ist er in der 
Staatsschuldenkrise mit lautem Getö¬ 
se geplatzt. 

Die Südländer sind seit 2010 mit 
dem Euro schlechter dran als zuvor. 
Sie haben keine Möglichkeit mehr, 
ihre heimischen Märkte gegen die 
überlegene Konkurrenz aus dem Nor¬ 
den (besonders Deutschlands) mit Ab¬ 
wertung abzuschotten. Weil Deutsch¬ 
land die Regeln des Finanzmarktes 
auch im Binnenschuldenverhältnis 
zwischen den Euroländern im Vertrag 
von Maastricht (vor 25 Jahren) einge¬ 
baut hatte, war die Zeit der niedrigen 
Zinsen schlagartig vorbei. Im Gegen¬ 
teil: besonders Griechenland, aber auch 
die anderen Südländer waren mit mas¬ 
siver Kapitalflucht konfrontiert. 

Für die Kapitalisten der Euro-Süd- 
länder ist die Lage im Euro schlimmer, 
als sie außerhalb wäre. Man vergleiche 
die Situation Islands oder auch der 
Türkei. Beide Länder sind nicht gut 
dran. Sie sind aber in der Lage, eige¬ 
ne Maßnahmen gegen die Herrschaft 
des ausländischen Finanzkapitals zu 
unternehmen. Die Frage ist eigentlich, 
warum die Monopolbourgeoisien Por¬ 
tugals, Spanien, Italiens und Griechen¬ 
lands nicht die Konsequenzen ziehen 
und - ähnlich wie die Briten - aus dem 
Euro und der EU austreten. Es ist ja 


verblüffend, dass die politischen Par¬ 
teien dieser Länder (einschließlich der 
Oppositionsparteien) in der übergro¬ 
ßen Mehrheit immer noch auf Pro-EU- 
Kurs verharren. Das betrifft in Grie¬ 
chenland Syriza, in Spanien Podemos 
und sogar die Fünf-Sterne-Bewegung, 
die Italien zwar aus dem Euro, aber 
nicht aus der EU führen will. Es gibt 
wohl zwei Gründe für diese Haltung. 
Zum einen ist die Monopolbourgeoisie 
dieser Länder sehr stark in die Strategi¬ 
en der US- und anderen EU-Monopo- 
le eingebunden. Das trifft auch auf die 
politischen Führungszirkel zu. Wie in 
Deutschland sind sie eng mit den USA 
und untereinander vernetzt. Der zwei¬ 
te Grund besteht in der realistischen 
Erwartung, dass ein Konfliktkurs mit 
der großen Konkurrenz mit hohen Ri¬ 
siken verbunden wäre. Die Einführung 
einer eigenen Währung würde einen 
radikalen Bruch der bisherigen Wirt¬ 
schaftspolitik bedeuten. Die Grenzen 
müssten für Kapital, Waren und Perso¬ 
nen streng kontrolliert werden. Über¬ 
stehen dürfte eine Regierung, die der¬ 
gleichen durchzieht, nicht lange. Denn 
ein Austritt, noch schlimmer, ein kon¬ 
fliktreicher Rausschmiss aus dem Euro, 
würde das betroffene Land in eine noch 
schwerere Wirtschaftskrise stürzen, als 
die Bevölkerung der Länder sie bisher 
durchgemacht hat. 

Britannien, aus gutem Grund kein 
Euro-Mitglied, ist bisher das einzige 
Land, das den Schritt aus der EU voll¬ 
zieht. Die herrschende Klasse in die¬ 
sem Land ist sichtbar gespalten über 
den künftigen Kurs des Landes. Aber es 
war schon verblüffend, wie schnell die 
Konservative Partei nach der Abstim¬ 
mung über den Brexit umgeschwenkt 
ist. 

Zur Politik der DKP im 
Hinblick auf die EU 

Wir lehnen die EU ab. Wie das? Mit 
Recht haben kluge Genossen darauf 
hingewiesen, dass wir auch den imperi¬ 
alistischen Staat BRD bekämpfen, ihn 
aber nicht ablehnen. Die EU sei ein 
Faktum, ganz wie der Staat Deutsch¬ 
land ein Faktum ist. Es sei demzufolge 
sinnlos, die EU abzulehnen. 

Es gibt (mindestens) zwei Gründe, 
warum wir die „Tatsache“ EU ableh¬ 
nen. Erstens schätzen wir ein, dass die 
EU, anders als richtige Staaten, kein 
Ausdruck eines „nationalen“ Klassen¬ 
verhältnisses ist. Der Nationalstaat ist 
immer noch - und vermutlich auf Dau¬ 
er - der Ort, wo der Klassenkampf po¬ 
litisch ausgetragen wird. Zweitens hat 
unserer Meinung nach die EU keine 
nennenswerte Zukunft. Sie wird als 
imperialistisches Bündnis und Unter¬ 
drückungsinstrument wahrscheinlich 
an den Widersprüchen zwischen den 
nationalen Bougeoisien zerbrechen. 

Die EU ist ihrem Wesen nach ein 
Freihandelsbündnis. Am Freihandel 
stört uns nicht, dass er die internatio¬ 
nale Vergesellschaftung der Arbeit för¬ 
dert. Wir bekämpfen stattdessen die im 
Verhältnis der Nationen zueinander im 
Rahmen des Kapitalismus regelmäßig 
aus dem Freihandel entstehende Ten¬ 
denz, die starken Kapitalisten zu för¬ 
dern zu Lasten der Schwächeren. Ab¬ 
kommen, die den Freihandel absichern, 
haben meist diesen Effekt. Abkommen, 
die nicht die Folge haben, die Starken 
auf Kosten der Schwachen zu bevor¬ 
teilen, sind unter besonderen Umstän¬ 
den auch unter kapitalistischen Staa¬ 
ten möglich. Wären sie Allgemeingut, 
könnte man von einer etwas gerechte¬ 
ren Weltwirtschaftsordnung sprechen. 
Die Forderung nach einer gerecht(er) 
en Weltwirtschaftsordnung diesseits 
des weltweiten Sozialismus unterstüt¬ 
zen wir, wenn wir sie auch nicht in un¬ 
ser Sofortprogramm aufnehmen. 

Wenn die Krise der EU fortschrei¬ 
tet, werden einige EU-Nationen sich 
gegen die EU-Herrschaft wehren und 
versuchen, sich aus dem Diktat zu be¬ 
freien. Dies werden vermutlich keine 
sozialistischen oder auch nur sozial 
fortschrittlichen Kräfte sein. Vielmehr 
ist zu erwarten, dass eine Abwehrfront 


in diesen Ländern erst dann politisch 
einigermaßen wirksam wird, wenn 
die nationale (Monopol-)Bourgeoisie 
sich beteiligt. Unsere Haltung dazu ist 
grundsätzlich nicht anders, als wenn wir 
es mit nationalen Abwehrkämpfen in 
der übrigen Welt gegen die Übergriffe 
der Imperialisten zu tun haben. Diese 
antiimperialistische Haltung nehmen 
wir nicht nur dann ein, wenn Länder 
wie zum Beispiel Afghanistan, Irak, Li¬ 
byen oder Syrien mit Krieg überzogen 
werden, sondern auch wenn die im¬ 
perialistischen Herrschaftsansprüche 
noch unterhalb der Schwelle des Krie¬ 
ges vorgetragen werden. In der EU ist 
der imperiale Herrschaftsanspruch des 
deutschen Kapitals und seiner Regie¬ 
rung Alltag. Die Knebelung der Süd¬ 
länder mit Hilfe der Geldverfassung, 
der konditionierten Hilfskredite, der 
Eingriffe in die nationale Politik, der 
Aushebelung des Budgetrechts der 
Parlamente, all das sind Aggressions¬ 
akte, die wir bekämpfen. Unser wich¬ 
tigster Beitrag dürfte dabei sein, diese 
Aggression im einzelnen zu schildern 
und ihren Charakter klarzustellen. Am 
Beispiel Griechenland kann man das 
beispielhaft nachvollziehen. Die von 
Syriza geführte Regierung wollte we¬ 
der einen Austritt aus dem Euro noch 
gar aus der EU, sondern nur eine Er¬ 
leichterung der brutalen Konditionen. 
Diesem bescheidenen Begehr galt un¬ 
sere Solidarität, ungeachtet der Tatsa¬ 
che, dass die selbe Regierung die Il¬ 
lusionen über den Charakter der EU 
und des Euro verstärkte. Die Solida¬ 
rität für Griechenland widerspricht 
nicht der viel engeren Solidarität mit 
der Kommunistischen Partei, die den 
Widerstand der Arbeiterklasse und des 
Volkes organisierte und darum kämpft, 
den Bruch mit dem Herrschaftssystem 
der EU zu vollziehen. 

Profiteure der Krise 

Das deutsche Monopolkapital hat mas¬ 
siv vom Euro und auch von der Euro¬ 
krise profitiert. Im großen, hindernis¬ 
freien Euro-Binnenmarkt wurde die 
jeweils heimische Konkurrenz klein ge¬ 
macht oder ganz ausgeschaltet. Seit der 
Euro-Finanzkrise profitiert das deut¬ 
sche Kapital wieder von Kreditkosten¬ 
vorteilen. Ob ein Unternehmen 1 Pro¬ 
zent wie in Deutschland oder 3 Prozent 
wie in Italien Zinsen zahlt, ist ein ge¬ 


waltiger Unterschied bei den Kosten. 
Deutschland hat stärker als jedes an¬ 
dere Land von der Eurokrise profitiert. 
Zugleich ist die Eroberung von Märk¬ 
ten außerhalb der Eurozone dank des 
relativ billigen Euro leicht gefallen. 

Die Exportunternehmen machen 
seit 2009 bei nur mäßigem Umsatz¬ 
wachstum sensationell hohe Gewin¬ 
ne. Die deutsche Arbeiterklasse ist 
erfolgreich gespalten und vielfach un¬ 
tergliedert worden. Das Lohnniveau 
allgemein stagniert. Einige Stamm¬ 
belegschaften erhalten dagegen Boni 
oder einen kleinen Teil am Sonderge¬ 
winn. Die IG Metall ist auf den Kurs 
der nationalen Wettbewerbsfähigkeit 
eingeschwenkt. Obwohl die Eurokrise 
beunruhigt, haben große Teile der Be¬ 
völkerung Vertrauen in den Kurs der 
Herrschenden, die EU zum Vor- und 
Hinterhof Deutschlands zu machen. 
Bis weit in die Linkspartei hinein und 
einschließlich der AfD vertreten die 
politischen Parteien in Deutschland 
eine Pro-EU-Position. Dazu gibt es an¬ 
scheinend keine Alternative. 

Angesichts der offensichtlichen, 
wenn auch nicht nachhaltigen öko¬ 
nomischen Vorteile für die deutschen 
Lohnabhängigen (Zuwachs an Arbeits¬ 
plätzen und im Unterschied zu den an¬ 
deren Euro-Ländern zuletzt sogar eine 
leichte Reallohnverbesserung) wäre es 
nicht besonders sinnreich, eine Kampa¬ 
gne „Lasst uns die EU abwickeln“ zu 
beginnen. Nicht sinnvoll auch, weil wir 
keine klare Vorstellung davon haben, 
wie die unmittelbaren auch negativen 
Folgen einer EU-Auflösung zu bewäl¬ 
tigen wären. Ein Austritt Deutschlands 
aus der EU hätte, anders als ein Aus¬ 
tritt aus der NATO, direkte ökonomi¬ 
sche Nachteile. Ähnliches gilt für eine 
schnelle Auflösung der EU. Das ist an¬ 
ders als der Brexit für Britannien. An¬ 
dererseits gibt es im Augenblick keine 
unmittelbaren Krisenmomente, die zu 
einer Auflösung der EU treiben. 

Das ist im Fall des Euro anders. 
Er führt zu immer stärkeren ökono¬ 
mischen Ungleichgewichten zwischen 
den Mitgliedsländern der EU. Die 
Leistungs- und Zahlungsbilanzen lau¬ 
fen auseinander. Damit steigt die Ver¬ 
schuldung der Südländer, die nach dem 
jetzigen Regime durch rigorose Ein¬ 
schränkung der Lebensverhältnisse der 
Menschen und eine Beschränkung ei¬ 


gentlich notwendiger Investitionen be¬ 
grenzt wird. Dadurch schrumpfen diese 
Ökonomien. Ein Austritt aus dem Euro 
wird für sie zur Überlebensfrage. 

Der Euro kann sich jederzeit vom 
Markt getrieben auflösen, nämlich 
dann wenn ein Mitgliedstaat seine in 
Euro ausgestellten Staatsschulden 
nicht mehr bezahlt. Das ist eine vom 
Finanzmarkt erzwungene und von den 
Regierungen erduldete Trennung. Es 
ist auch eine krisenhafte Trennung. Für 
das betroffene Land wird die Lage cha¬ 
otisch, da es auf kurze Sicht nicht über 
international akzeptiertes Geld ver¬ 
fügt. Für andere Schwachstaaten ent¬ 
steht ein erheblicher Druck, ihrerseits 
auszusteigen. 

Um der Gefahr eines chaotischen 
Auseinanderfallens des Euro-Regimes 
vorzubeugen, ist eine Strategie für die 
Abwicklung der Währungsunion not¬ 
wendig. Oskar Lafontaine hat eine 
Rückentwicklung zum Europäischen 
Währungssystem (EWS) vorgeschlagen, 
das vor 1999 die Währungen durch die 
Intervention der Zentralbanken in einer 
engen Bandbreite aneinander gebun¬ 
den hatte. Schon vor diesem Vorschlag 
hat sich im Umfeld der „Linken“ eine 
„Eurexit“-Initiative gebildet, die die 
Forderung nach einer Abwicklung des 
Euro im linken Spektrum, das in großen 
Teilen noch immer in sein „Europapro¬ 
jekt“ verliebt ist, populär machen soll. 

Im Vergleich zum Euro-Regime 
wäre das ein Fortschritt. Das Problem 
bleibt aber, wie die Auflösung des Euro 
abgewickelt wird. EZB-Präsident Ma¬ 
rio Draghi hat in diesen Tagen darauf 
hingewiesen, dass die Schulden der 
Einzelstaaten im Falle eines Austritts 
aus der Eurozone gegenüber der Eu¬ 
ropäischen Zentralbank zurückgezahlt 
werden müssen - und zwar in Euro. Be¬ 
merkenswert war die Äußerung Dra- 
ghis auch insofern, als er die Möglich¬ 
keit eines Euro-Austritts überhaupt 
zu denken bereit war. Bisher hatte die 
EZB immer den Standpunkt vertreten, 
die Währungsunion sei „irreversibel“, 
also unumkehrbar. 

Schuldenschnitt nötig 

Für künftige Abwertungsländer 
ist die Rückzahlung solcher Schulden 
wahrscheinlich eine Unmöglichkeit. 
Man vergleiche die Lage Islands. Das 
Land war zwar weder in der EU noch 
in der Eurozone. In der Finanzkrise 
musste das Land die Banken überneh¬ 
men, die irrwitzig in aller Welt speku¬ 
liert hatten und enorme Schulden vor 
allem in EU-Europa gemacht hatten. 
Zugleich fiel auch deshalb die isländi¬ 
sche Krone dramatisch. Die in Euro 
und Pfund aufgenommenen Schulden 
hätten niemals zurückgezahlt werden 
können. Das Land erreichte einen ra¬ 
dikalen Schuldenschnitt, der später, oh 
Wunder, von EU-Gerichten anerkannt 
wurde. Meiner Meinung nach sollte die 
Frage nach einem Schuldenschnitt auf 
der Tagesordnung ganz oben bleiben. 
Sie stellt ein wichtiges Teilstück des 
Auswegs aus der ökonomischen Krise 
und der Finanzkrise dar. 

Wir tun gut daran, die Abwicklung 
des Euro und der EU nicht in den Vor¬ 
dergrund unserer Politik zu stellen. 
Nicht nur, weil wir der Auffassung sind, 
dass wir Politik vorwiegend auf natio¬ 
naler Ebene machen sollten. 

Deutschland ist schließlich die 
Führungsmacht und Hauptprofiteur in 
der EU. Wenn die Vorteile nicht mehr 
kommen, sondern die Verluste wegen 
der Schwäche der EU-Partnerstaaten 
überwiegen, kann es sehr schnell dazu 
kommen, dass die deutsche Regierung 
die Abspaltung schwacher Staaten sel¬ 
ber und eine Zellteilung des Euro in 
Starke und Schwache vorantreibt. Es 
ist auch deshalb für uns wichtig, schon 
heute Vorstellungen zu entwickeln und 
zu sagen, wie eine Rückabwicklung des 
Euro und eine Auflösung der EU aus¬ 
zusehen hätte. 

Der Text ist eine gekürzte Version ei¬ 
nes Referats auf der 7. Parteivorstands¬ 
tagung der DKP am 28.1.2017 
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Rechtsentwicklung in der BRD 

Auf dem Weg zu noch autoritäreren Herrschaftsformen - Von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


W enn wir uns heute mit der 
Rechtsentwicklung befassen, 
so gibt es leider viel zu viele 
aktuelle Aufhänger, die das erzwingen. 
Im Zuge des sogenannten „Kampfes 
gegen den islamistischen Terror“ wer¬ 
den Gesetze verschärft, wird mit der 
Gefährderfrage ein zentraler Grund¬ 
satz des Rechtsstaats, dass es keine Be¬ 
strafung ohne nachgewiesene Straftat 
geben darf, entsorgt. 

Das Verfassungsgericht entsorgt 
den antifaschistischen Auftrag des 
Grundgesetzes, indem das Verbot fa¬ 
schistischer Gruppen nicht vollzogen 
wird. Gleichzeitig gibt es Hinweise da¬ 
rauf, wie es sich vorstellen kann, dass 
die Herrschenden schärfer gegen Par¬ 
teien vorgehen können, die nicht ver¬ 
boten sind. Man darf sicher sein, es 
geht nicht um die NPD, es geht um die 
Vorbereitung auf Zeiten, in denen die 
Herrschenden nicht so fest im Sattel 
sitzen. 

Das sind nur zwei Beispiele der 
aktuellen Rechtsentwicklung. Trotz¬ 
dem müssen wir die Frage stellen, was 
veranlasst die Herrschenden 
gerade heute so massiv die¬ 
se Republik nach rechts zu 
drängen? Was sind die Ur¬ 
sachen der Rechtsentwick¬ 
lung? 

Wir haben mit dem 21. 

Parteitag analysiert, dass wir 
uns weltweit in einer Ent¬ 
wicklung befinden, die als 
hin zu einer „multipolaren“ 

Welt beschrieben wird. Ge¬ 
meint ist, dass unter den 
führenden imperialistischen 
Ländern die Vorherrschaft 
der USA auf allen Gebieten 
abnimmt. Im Lager der füh¬ 
renden Imperialisten ist die 
Bedeutung Deutschlands ge¬ 
stiegen, auch weil mit der EU 
und der deutschen Vormacht¬ 
stellung in der EU eine nicht 
unerhebliche ökonomische 
Potenz vorhanden ist. Die¬ 
se EU-Prozesse sind selbst 
wieder „multipolar“, wie der 
ständige Konflikt zwischen Frankreich 
und Deutschland, aber vor allem auch 
der EU-Austritt Großbritanniens zeigt. 
Gleichzeitig sind Schwellenländer wie 
Russland und die VR China im Welt¬ 
maßstab in einer neuen Art und Weise 
zu Akteuren geworden, bilden Bünd¬ 
nisse mit andern, wie zum Beispiel im 
Rahmen der BRICS. 

Gemeinsamkeiten und Widersprü¬ 
che, Koalitionen und Feindschaften 
führen zu unterschiedlichen Strategien, 
zu Kämpfen um Einflussgebiete, Märk¬ 
te, Rohstoffe, Transportwege - und das 
führt zu Kriegen und Kriegsgefahr im 
Nahen Osten, in Afrika, weltweit. 

Wir haben analysiert, dass diese 
Tendenz zur Multipolarität mehr Spiel¬ 
räume für fortschrittliche Kräfte eröff¬ 
net - das ist richtig, wir bleiben dabei. 
Gleichzeitig erhöht diese Tendenz aber 
die Konkurrenz unter den führenden 
Imperialisten. Sie erhöht aber auch den 
Druck auf die führenden Imperialisten, 
sich gemeinsam zu engagieren, um po¬ 
tentiell neue Konkurrenten wie Russ¬ 
land und die VR China klein zu halten. 
Es erhöht den Druck, gemeinsam wi¬ 
derspenstige Nester zu unterdrücken, 
und in beiden Gemeinsamkeiten wirkt 
gleichzeitig die gegenseitige Konkur¬ 
renz. 

Staatsräson deutscher Stärke 

Die herrschenden Klassen der führen¬ 
den imperialistischen Länder spüren, 
dass die Situation labiler und die Kon¬ 
kurrenz massiver wird - das verschärft 
wiederum die Unterschiedlichkeit in 
den Überlegungen verschiedener Ka¬ 
pitalfraktionen. Die Stellung des Staa¬ 
tes als ideeller Gesamtkapitalist bei der 
Vereinheitlichung zu einer „Staatsrä¬ 
son“ wird wichtiger. 

Deutsche Staatsräson heißt, die 
„Notwendigkeit, Verantwortung zu 
übernehmen“ wird zunehmen. Das 
heißt, die militärischen Aktionen wer¬ 
den zunehmen, die Eingriffsfähigkeit 


muss wachsen. Dafür müssen die Aus¬ 
gaben für Rüstung steigen. 

Deutsche Staatsräson heißt, der 
Status als faktisches Niedriglohnland 
muss erhalten werden, damit die EU 
Hinterland/Hinterhof bleibt. 

Deutsche Staatsräson heißt, alles 
wird labiler, aber die Integration der 
„Kernbevölkerung“ und der wichtigs¬ 
ten Teile der Arbeiterklasse in die Stra¬ 
tegie des deutschen Imperialismus darf 
nicht abnehmen. 

Deutsche Staatsräson heißt, die vor¬ 
handene Massenarmut darf nicht zur 
kollektiven Erkenntnis der Betroffe¬ 
nen über die tatsächlichen Ursachen 
und die gemeinsame Betroffenheit 
führen. 

Deutsche Staatsräson heißt, die 
„Freiheit“ des Verkehrs von Waren, 
Kapital und Arbeitskraft ist Voraus¬ 
setzung für die sogenannte Exportwal¬ 
ze - sie muss als zwingende Ideologie in 
die Köpfe. Natürlich wird sie durch die 
Kumpanei mit Erdogan, durch Frontex 
und die Bundeswehr im Mittelmeer 
konterkariert. - Kein Problem, solan¬ 


ge die Massen das nicht merken. 

Deutsche Staatsräson heißt, das 
deutsche Volk muss glauben, dass die 
Herrschenden gemeinsam mit den Be¬ 
herrschten den „Standort Deutsch¬ 
land“ für das Wohl aller verteidigen. 
Dazu müssen die Beherrschten sparen, 
mit Zugeständnissen in Tarifverträgen, 
mit Schuldenbremse, mit Standort¬ 
sicherungsverträgen, mit der Ausblu¬ 
tung der Kommunen. 

Diese „deutsche Staatsräson“ ist 
nichts anderes als die herrschende 
Ideologie und Politik, die der Staat als 
„ideeller Gesamtkapitalist“ in einer 
relativen Selbstständigkeit und trotz¬ 
dem als Instrument der herrschen Klas¬ 
se umsetzt. Das ist die Grundlage der 
Rechtsentwicklung, die wir erleben. 
Diese Rechts ent wicklung ist kein Aus¬ 
rutscher, diese Rechtsentwicklung hat 
nichts mit Unmoral der Herrschenden 
zu tun. Sie ist eine von der herrschen¬ 
den Klasse und ihrem Staat gesehene 
Notwendigkeit für die zunehmende La¬ 
bilität der heutigen Situation und erst 
recht ist sie eine Zukunftsoption. 

Paradigmen der 
Rechtsentwicklung 

★ Die eigene Bevölkerung - wer dazu¬ 
gehört, wird nach jeweiliger Opportu¬ 
nität definiert - muss eingebunden wer¬ 
den in die großen, weltweiten, regiona¬ 
len, europapolitischen und EU-Ziele. 
Dafür braucht man Chauvinismus und 
Nationalismus. 

★ Die Ausgebeuteten müssen an der 
Entwicklung von Klassenbewusstsein, 
an der Formierung zur Klasse gehin¬ 
dert werden. Dafür braucht man die 
Spaltung der Klasse und dazu dient 
Rassismus genauso wie Anschläge auf 
das Streikrecht, zum Beispiel mit dem 
Tarifeinheitsgesetz. 

★ Man muss die Instrumente Vorhalten 
und verfeinern, die man notfalls einset- 
zen kann, um die Formierung von Wi¬ 
derstand oder gar Rebellion zu verhin¬ 


dern, zu unterdrücken. Dafür dienen 
Demokratieabbau, Aushöhlung des 
Rechtsstaats, Gesetzesverschärfung. 

★ Man braucht im parlamentarischen 
Raum die Formationen, die dazu die¬ 
nen, alles nach rechts zu drücken und 
berechtigten Unmut so zu kanalisieren, 
dass er sich letztlich für die vorgenann¬ 
ten Paradigmen instrumentalisieren 
lässt. Dafür dienen Kräfte wie die AfD. 

★ Man muss die brutale Diktatur als 
Option Vorhalten. In relativ „ruhigen“ 
Zeiten als Druckmittel von rechts, zur 
Verängstigung von Linken, Humanis¬ 
ten und zur gewalttätigen Spaltung 
der Klasse sowie zur Gewöhnung oder 
Abstumpfung gegenüber rechter Ge¬ 
walt, rechter Hegemonie und Druck 
von rechts. Darum darf das geltende 
Verbot faschistischer Organisationen 
nicht umgesetzt werden, darum kein 
NPD-Verbot. 

Was macht sie aus? 

★ Wir sehen die Bundeswehrwerbung. 
Wir lesen, dass man bei der Bundes¬ 
wehr wieder „führen“ lernen könne. 


Wir erleben, dass die Bundeswehr wie¬ 
der überall auftritt, zum Beispiel am 
Antikriegstag in Essen. Hier wird eine 
„Normalität“ geschaffen - Wir erleben 
Militarismus. Militarismus ist Bestand¬ 
teil der Rechtsentwicklung. Militaris¬ 
mus ist aber vor allem auch Ursache 
der Rechtsentwicklung. Denn Mili¬ 
tarismus, die Aggressivität nach au¬ 
ßen, muss abgesichert werden mit der 
Rechtsentwicklung. 

★ Wir sehen, wie der Sozialabbau vo¬ 
rangetrieben wird. Flüchtlinge werden 
missbraucht, um den Mindestlohn zu 
durchlöchern. Selbst die sogenannten 
Stundenlöhne von einem Euro für die 
sogenannte Gemeinwohlarbeit werden 
noch unterlaufen. Die Spaltung und der 
Druck auf Klasse und Tarife werden 
erhöht. Auch das ist Bestandteil der 
Rechtsentwicklung, aber gleichzeitig 
vor allem auch Ursache und Mittel. 

★ Rechtsentwicklung ist Demokratie¬ 
abbau. Der ist massiv. Wir haben es im 
Zuge des angeblichen Kampfes gegen 
den Terror mit einer Situation zu tun, 
die schlimmer und trotzdem vergleich¬ 
bar ist mit dem Rechteabbau, der Hatz 
und Hysterie gegen die RAF Ende der 
70er, Anfang der 80er Jahre. Alle Ver¬ 
schärfungen des Asylrechts, des Straf¬ 
rechts, des Ausländerrechts, selbst das 
Urteil im NPD-Verbotsprozess - alles 
zielt ab auf mögliche härtere Zeiten. 
Mindestens werden die Instrumente 
geschaffen, um notfalls mindestens ei¬ 
nen „Faschismus light“ zügig umsetzen 
zu können. 

★ Rechtsentwicklung ist Rassismus, 
Nationalismus und Chauvinismus. Na¬ 
tionalismus und Chauvinismus dienen 
der ideologischen Absicherung der 
Standortlogik, der aggressiven ökono¬ 
mischen Ausbeutung der Peripherie 
der EU, der Kriegspolitik. Sie sind die 
Grundlage zur Spaltung im internati¬ 
onalen Maßstab, sie lassen sich kom¬ 
binieren mit der Diffamierung ganzer 
Völker als faul und dienen so dem Ne¬ 


gieren von Klassengrenzen im In- und 
Ausland. Rassismus dient der Vertu¬ 
schung des Grundwiderspruchs zwi¬ 
schen Lohnarbeit und Kapital und er 
dient dazu, die Ausgebeuteten, die Ar¬ 
beiterklasse zu spalten. Rassismus wird 
geschürt zwischen Hiesigen, Migranten 
und Flüchtlingen, aber auch innerhalb 
der Migranten und Flüchtlinge selbst, 
so entsteht eine Hierarchie der Spal¬ 
tung und eine Hierarchie der Konflikte 
und Auseinandersetzungen. 

★ Rechtsentwicklung ist die Legitimie¬ 
rung von Faschisten und faschistischen 
Organisationen. Auch in bürgerlich-de¬ 
mokratischen Phasen werden sie von 
der herrschenden Klasse vorgehalten. 
Als ultima ratio, wenn deren Macht ge¬ 
fährdet sein sollte, aber auch als Druck¬ 
potential von rechts, und als Mittel zur 
Verängstigung von potentiellem Wi¬ 
derstandspotential. Das NPD-Ver- 
botsverfahren ist hier keineswegs ein 
Ausrutscher. Es war kein Ausrutscher, 
dass der Artikel 139 des Grundgesetzes 
nie angewendet wurde und es war kein 
Ausrutscher, dass die ganze Geschichte 

um den NSU vielfach belegt, 
dass Behörden wegschauen 
bzw. mitmischen. Der skan¬ 
dalöse Freispruch der NPD 
durch das Bundesverfas¬ 
sungsgericht wird dann aber 
noch genutzt, um mögliche 
Waffen gegen links zu schär¬ 
fen. Das unscharfe Kriterium 
einer sogenannten „Verfas¬ 
sungsfeindlichkeit“ wird fest¬ 
geschrieben und außerhalb 
von Gesetzen werden Wege 
aufgezeigt, die im Falle des 
Aufschwungs von Klassen¬ 
kämpfen schnell zu Angrif¬ 
fen gegen linke Kräfte bis hin 
zum Verbot genutzt werden 
können. 

★ Rechtsentwicklung wird 
von Staatsorganen und Ge¬ 
heimdiensten betrieben und 
schlägt sich in ihnen nieder. 
Polizei, Geheimdienste gehen 
immer mehr nach rechts, der 
Einsatz der Bundeswehr im 
Inneren wird vorbereitet. Die Geset¬ 
zeslage zum Beispiel zum angeblichen 
Schutz von Polizeibeamten, zur Video¬ 
überwachung wird verschärft. Bürger¬ 
kriegsübungen finden statt und wer¬ 
den medial zustimmend begleitet wie 
Silvester in Köln. Medien wollen schon 
gar nicht mehr die Frage stellen, ob es 
denn Straftaten gab. Die vorsorgliche 
illegale Festsetzung von hunderten von 
Menschen, die rassistisch als Nafris be¬ 
zeichnet wurden, obwohl sich selbst das 
als Unsinn herausstellte, wird medial 
beklatscht. Wesentlich deutlicher tritt 
die Rolle von Polizei, Geheimdiensten 
etc. als Repressionsorgane des Klassen¬ 
gegners hervor. 

★ Rechtsentwicklung ist die Heraus¬ 
bildung von Parteien wie der AfD. Ihre 
Rolle ist die Kanalisierung der berech¬ 
tigten Perspektivangst der Ausgebeute¬ 
ten in Richtung Rassismus und Natio¬ 
nalismus, also hin zur Spaltung und weg 
von den tatsächlichen Ursachen. Ihre 
Rolle ist den gesamten Diskurs nach 
rechts zu verschieben und ein Scharnier 
zwischen Bürgertum und Faschisten zu 
bilden. Bourgeoisie und Reaktion in die¬ 
sem Land haben mehrere Versuche ge¬ 
startet, solch eine Kraft herauszubilden. 
Die Republikaner waren solch ein Ver¬ 
such - nicht so gelungen, aber man lernt. 
Beim jetzigen Versuch hat man mindes¬ 
tens die heimliche Sympathie des natio¬ 
nalen Teils der FDP und ein Format, dass 
auch offene Zustimmung von Teilen der 
herrschenden Klasse zulässt. Das Ge¬ 
wöhnen an die Normalität dieser rassis¬ 
tischen, nationalistischen Positionen, das 
Gewöhnen daran, dass dieser Rassismus 
und Nationalismus auf der Straße und in 
Parlamenten zur Normalität geworden 
ist, ist ein trauriges Beispiel, dass derzeit 
diese Strategie aufgeht. 

★ Zur Rechtsentwicklung gehört auch, 
dass es zum ersten Mal in der Ge¬ 
schichte der Bundesrepublik gelun¬ 
gen ist, Ansätze von Massenbewegung 
mit rassistischen und nationalistischen 


Inhalten und einem fließenden Über¬ 
gang zum offenen Faschismus auf die 
Straßen zu bringen. Hier sollten wir 
uns durch den derzeitigen Abschwung 
der Pegidas und Legidas nicht täuschen 
lassen. Die beiden Quellen dieser Mas¬ 
senbewegung, die Perspektivangst und 
die mangelnde Orientierungsfähigkeit 
der Linkskräfte, sind bei weitem nicht 
beseitigt. 

Nun haben wir Umrissen, was aus 
unserer Sicht Bestandteile der Rechts¬ 
entwicklung sind, es ist ein umfassen¬ 
der Prozess. Das Instrument, das dafür 
genutzt wird, ist die Instrumentalisie¬ 
rung der berechtigen Perspektivangst. 
Sie wurzelt in der sozialen Frage, aber 
sie beinhaltet eine generelles Weg¬ 
brechen von Sicherheiten sowie eine 
Verschärfung der Widersprüche, die 
eigentlich Ergebnis der allgemeinen 
Krise dieser Gesellschaft sind. 

Tatsächlich könnte man ja manch¬ 
mal meinen, es würden sich Parallelwel¬ 
ten herausbilden. Die einen feiern die 
Elbphilharmonie, die anderen leben in 
Armutsghettos. Die einen machen nette 
Scherze im Plenarsaal des Parlaments, 
die anderen werden verurteilt, weil sie 
hungrig Lebensmittel aus Müllcontai¬ 
nern holen. Die Medien berichten über 
die Gräuel in Aleppo und feiern den 
Einsatz der Helden in Mossul. 

Ja, die Verunsicherung ist riesig. Zu 
Recht. Aber dann lässt man die Men¬ 
schen auf Lügendemos, Lügenpresse 
rufen - Hauptsache sie erkennen nicht, 
wer sie belügt und warum sie belogen 
werden. 

Nicht am Vorabend 
des Faschismus 

Eindeutig gibt es eine Tendenz zu einer 
autoritären Variante der Herrschafts¬ 
ausübung. Nichts spricht im Moment 
dafür, dass dafür von der bürgerlich¬ 
parlamentarischen Form abgegangen 
werden müsste, denn eine große Ko¬ 
alition aus CDU, SPD, FDP, Grünen, 
AfD wird das mittragen und die Partei 
Die Linke ist unklar. Vielen Demokra¬ 
tieabbau bekämpft sie, aber auch bei 
ihr gibt es Forderungen nach mehr Po¬ 
lizei etc. 

Derzeit hat die herrschende Klas¬ 
se keine Notwendigkeit zum Faschis¬ 
mus zu greifen, dafür ist die Linke zu 
schwach und die Arbeiterklasse und 
die Arbeiterbewegung zu stark einge¬ 
bunden. 

Wenn wir die jetzige Situation mit 
den 50er und 60er Jahren der BRD ver¬ 
gleichen, dann scheint mir doch, dass 
die Entwicklung hin zu einem autoritä¬ 
ren System damals ein Stück weiter war 
als heute - die Tendenz geht allerdings 
dort hin. Und es gibt natürlich einen 
großen Unterschied - damals existier¬ 
te ein starkes und wachsendes sozialis¬ 
tisches Weltsystem. 

Ich hatte kürzlich die Diskussion 
in einer Beratung unserer Partei, ob 
wir nicht von einer schleichenden Ent¬ 
wicklung hin zum Faschismus sprechen 
müssen. Die Diskussion ist zu führen. 
Ich sehe das allerdings anders und sehe 
in der Formulierung die Gefahr, dass 
sie vermittelt, dass wir am Vorabend 
des Faschismus stehen - das wiederum 
sehe ich nicht. Natürlich behält sich 
die herrschende Klasse in Deutsch¬ 
land diese Karte immer vor, aber eine 
Notwendigkeit dazu gibt es derzeit für 
sie nicht. 

Hier taucht eine Frage auf, die auch 
im Nachgang unserer 5. PV-Tagung 
eine Rolle spielte. Im Referat formu¬ 
lierten wir: „Aus unserer Sicht stehen 
wir zwar vor der Gefahr eines Rechts¬ 
schwenks der Republik aber unterhalb 
der Qualität einer faschistischen Ent¬ 
wicklung.“ Dies wurde uns als Unter¬ 
schätzung der Gefahr ausgelegt. Das ist 
nicht richtig. Es geht hier um Präzision. 
Stünden wir am Vorabend des Faschis¬ 
mus, müssten wir tatsächlich eine völlig 
andere Strategie und Taktik an wenden, 
wir müssten alles, wirklich alles dem 
Ziel unterordnen, den Übergang zum 
Faschismus zu verhindern. Wir charak¬ 
terisieren die derzeitige Phase aber, wie 
bereits gesagt, anders. 




Freitag, 10. Februar 2017 
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Sehr, sehr traurig und erschüttert nehme ich Abschied von 

Rolf Priemer 

Er hat mir in meiner Zeit als erstes MSB-Spartakus-Mit- 
glied im Vorstand des Verbandes Deutscher Studenten¬ 
schaften (VDS) und als Sprecher des Arbeitskreises Fes¬ 
tival (AKF), immer mit Rat und Tat zur Seite gestanden. 
Seiner Klugheit und seiner Beharrlichkeit ist zu verdanken, 
dass wir 1973 die politisch breiteste Jugend- und Studen- 
ten-Delegation zu dem Weltfestspielen 1973 in Berlin/DDR 
entsenden konnten. 

Seine kämpferischen, überzeugenden Beiträge auf den 
zahlreichen Foren zur Lage der Jugend im Kapitalismus, 
zur Abrüstung und Entspannungspolitik, die bewegenden 
Begegnungen mit den vietnamesischen Freiheitskämp¬ 
fern, mit den Delegationen der nationalen Befreiungsbe¬ 
wegungen bleiben unvergessen. 

Er und Wolfgang haben mich dann im Herbst 1975 davon 
überzeugt, die SDAJ im Büro des Weltbundes der Demo¬ 
kratischen Jugend (WBDJ) in Budapest zu vertreten. Auch 
in dieser politisch sehr bewegten Zeit konnte ich mich im¬ 
mer auf Rollis Rat und Hilfe verlassen. Dafür bin ich ihm 
bis heute dankbar! 

Ich werde ihn nicht vergessen! 

Dirk Krüger 


Die Genossinnen der 
DKP Dortmund trauern um 

Klaus Sengbeil 

16.3.1937-25.1.2017 

Bis zu seiner schweren Erkrankung war er ein unermüd¬ 
licher Arbeiter: 

Als Brigadist in Kuba, auf dem Pressefest für die „Perle" 
oder die „Casa Cuba"; in unserem Zentrum und im Lager; 
beim Plakattafel erstellen und aufhängen; auf Klaus war 
Verlass - immer! 

Er fehlt! 

DKP Dortmund 



Wir trauern um unseren Genossen 

Horst Gunkel 

aus Rellingen, der am 12. Januar 2017 im Alter von 
81 Jahren verstorben ist. 

Wir verlieren mit ihm einen engagierten Kommunisten, 
der überall, wo er wirkte, als Vorbild an Zuverlässigkeit 
und Engagement galt. Aus einer kommunistischen Arbei¬ 
terfamilie kommend, engagierte er sich schon früh für 
Frieden und soziale Gerechtigkeit. 

1968 wurde er Mitglied der DKP und war von Beginn an 
ein aktiver Genosse. Mehr als zehn Jahre war er Grup¬ 
penvorsitzender in Rellingen, noch bis kurz vor seinem 
Tode führte er die Kasse seiner Wohngebietsgruppe. 

Beim Freiverkauf der UZ trat er in die Fußstapfen seiner 
Mutter Magna. Wurden Unterschriften für die Kandida¬ 
tur der Partei benötigt, Horst gehörte immer zu den bes¬ 
ten Sammlern. Seine Standfestigkeit, seine ruhige und 
freundliche Art, mit der er seinen politischen Standpunkt 
vertrat, brachte ihm Achtung und Anerkennung ein. 

Als Bauarbeiter schloss er sich vor mehr als 50 Jahren 
der Gewekschaft Bau-Steine-Erden an. Trotz Kritik an 
opportunistischen Positionen blieb er der Gewerkschaft 
treu. Am Arbeitsplatz wählten ihn seine Kollegen immer 
wieder in den Betriebsrat. Wo Horst wirkte, da wurde So¬ 
lidarität gelebt. 

Trotz seiner vielfältigen Arbeit für die DKP fand er noch 
Zeit für den Sport. Die Mitglieder der Tischtennisabtei¬ 
lung des Rellinger TV lernten ihn als jederzeit engagier¬ 
ten und vorbildlichen Sportler kennen. 

Horst wird uns sehr fehlen. 

Unsere Anteilnahme gilt seiner Familie, unserer Genossin 
Gerda, den Söhnen Ulli und Jens und dem Bruder Dieter. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Pinneberg/Rellingen/Schenefeld 
Kreisvorstand Pinneberg 
Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
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JUMP UP Update Februar 2017 : 
100. Jahrestag 
Große Sozialistische 
Oktoberrevolution in 

* Red Army Choir: Red Army Choir 
5 CO Box -EUR 18.50 

Oer legendäre Red Army Choir (Chor der Roten Armee) ist ein 
Ensemble aus Männerchor, Orchester und Tanzgruppe. Es 
wurde am 12. Oktober 1928 in Moskau von Alexander Alexan- 
drow, dem späteren Komponisten der sowjetischen bzw. rus¬ 
sischen Nationalhymne, gegründet und heißt deshalb auch ganz 
offiziell Alexandrow-Ensemble. Mit seinem bombastischen 
Klang transportiert der Chor genau das, was die russische 
Seele ausmacht: Sehnsucht, Stolz, Leidenschaft und Stärke. 

0 ie 5CÖ-Box "The Red Army Choir" enthält die schönsten Stücke, die das Ensemble bei unverges¬ 
senen Konzerten auf ausverkauften Tourneen seit Jahrzehnten zum Besten gibt. 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 


Russland 



Klaus Huhn 

ln seinen zehn Seiten über Walter Ulbricht, die er für das 
von Egon Krenz herausgegebene Buch schrieb, steht, dass 
das Bundeswehrorchester 1972 in München, welches bei 
der Siegerehrung die Nationalhymne des Siegers spielte, 
für die DDR-Hymne keine Noten mehr brauchte, denn sie 
spielten diese auswendig - so oft hatten sie dieses „Auf¬ 
erstanden aus Ruinen und der Zukunft zugewandt" spielen 
müssen. 

Ich wäre mit Klaus Huhn nicht bekannt geworden, hätte er 
mich nach der Lektüre eines Interviews im ND nicht ange¬ 
rufen und mir gesagt, er habe zwar keine Goldbarren zu 
vergeben, aber wenn ich wollte, könnten wir vielleicht ein, 
zwei Spotless-Bücher bei ihm machen. Mit „Wählen Sie die 
Kandidaten der Nationalen Front" begann meine Arbeit mit 
ihm, die länger als ein Dutzend Jahre währte und mir ein 
Dutzend Bücher schenkte. 

Durch ihn, der die von Kohl versprochenen „Blühenden 
Landschaften" in der UZ jahrelang boshaft und bissig kom¬ 
mentierte, kam ich zu dieser Zeitung und schrieb für sie 
jahrelang über Literatur, Theater und andere Probleme des 
gesellschaftlichen Lebens. Viele Male war ich mit ihm bei 
linken Presse- und anderen Volksfesten, erlebte ihn als be¬ 
redten Agitator unserer gemeinsamen Sache und gewand¬ 
ten Verkäufer unserer Bücher. Unvergessen seine Totenre¬ 
den für Werner Eberlein, Horst Drinda, Irene Salomon und 
Schriftsteller-Kollegen. 

Er hat Niederlagen einstecken müssen und Rückschläge 
erleben, auch von Freunden, aber er hat andere zur Arbeit 
angehalten und sich für sie eingesetzt. Er war ein unermüd¬ 
licher Kämpfer und litt zuletzt unter Krankheiten und Ein¬ 
samkeit, denen er sich nicht beugte, bis zum Tode nicht. 

Ich bin sicher, dass seine verstorbenen Autoren wie Günter 
Görlich, Gerhard Bengsch, Erich Selbmann, Erik Neutsch, 
Manfred Wekwerth und die Genossin Margot Honecker das 
bestätigen können. 

Klaus Huhn wurde von Leuten wie Peter Hacks und Her¬ 
mann Kant geschätzt und von vielen Feiglingen und Verrä¬ 
tern beschimpft. Ich möchte mich auch nach seinem Tode 
noch seinen dankbaren Freund nennen können. 

Übrigens: Das Bundeswehrorchester hatte 1972 in Mün¬ 
chen viel zu tun: Die DDR belegte hinter der UDSSR und 
den USA mit 20 Goldmedaillen und je 23 Silber- und Bronze¬ 
medaillen den dritten Rang der Nationenwertung vor dem 
Gastgeber BRD. Wie uns Klaus Huhn in seinem Beitrag über 
Walter Ulbricht glaubhaft versichert. 

ln Dankbarkeit 

Armin Stolper 


Bildungskommission des Parteivorstands 
Seminar für Bildungsverantwortliche, Referenten 
und andere „Multiplikatoren" 

100 Jahre Oktoberrevolution 

Samstag, 18.3.17,10:00, Gewerkschaftshaus 
Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, Frankfurt am Main 

Ist es nicht völlig weltfremd, nach dem Sieg der Konter¬ 
revolution in der Sowjetunion und den anderen Ländern 
des „realen Sozialismus" das Thema „Oktoberrevolution" 
für wichtig zu halten und über deren Lehren für heute 
nachzudenken? 

Die Frage des Systemwechsels, die auch in den bürgerli¬ 
chen Feuilletons diskutiert wird, konfrontiert uns im Vor¬ 
feld des 100. Jahrestags der russischen Oktoberrevoluti¬ 
on mit der Frage, ob dieses Ereignis im 21. Jahrhundert 
noch eine aktuelle Bedeutung besitzen kann. 

Das Seminar soll Grundlagen und Materialien für die Bil¬ 
dungsarbeit der Gruppen zum Thema „100 Jahre Okto¬ 
berrevolution" vermitteln und beraten. 

Referenten: 

Dr. H.- P. Brenner, stellv. Vorsitzener der DKP 
P. Graubner, Leiter der Bildungskommission Hessen 
E. Höhne, Leiter der Geschichtskommission der DKP 

Anmeldungen erbeten bei der Bundesgeschäftsstelle 
des Parteivorstands: 

Telefon: 0201 177 889 - 0, E-Mail: pv@dkp.de 


70 Jahre 

Vereinigung der verfolgten 
des Naziregimes in Dortmund 

WN-BdA 

Geburtstagsfeier am Freitag, 10. Februar 2017 

ab 17 Uhr im Wichern-Haus, Dortmund, Stollenstraße 36 

Es wirken mit: 

Agnes Vedder, Ehrenvorsitzende der WN-BdA Dortmund 
und Günter Bennhardt. Reinhard Junge - Wortbeitrag „Mit 
der WN aufgewachsen". Andreas Weißert, Peter Sturm, 
Georg Velikov mit Ensemble Varna. 

Es lädt ein: 

VVN-Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten (WN- 
BdA) in Dortmund, Lünen und Hamm, Postfach 321, San¬ 
der, 44388 Dortmund, Tel. 0202 45 06 29 



DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 

Achtung: Termin vormerken 

Auf Beschluss des Bezirksvorstandes wird eine 
außerordentliche Bezirksdelegiertenkonferenz 
am Sonnabend, den 11. März 2017 
um 10:30 Uhr im Kiek IN, Neumünster, durchgeführt. 

Die Delegierten werden auf Mitglieder¬ 
versammlungen in den Grundeinheiten gewählt. 

DKP BV S-H 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


z'-\ 

Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über. 
FeWo im Südschwarzwald 
ca. 75 m 2 ,3 Zi„ KDB, 
Terrasse, großzügig 
ausgestattet 
weitere Infos unter: 
http://todtmoos.lommes.eu/ 

\_y 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Die raue See des Widerspruchs | Perspektiven auf das Werk von Hans Heinz Holz 
Konferenz und Feier anlässlich des 90. Geburtstags 


Programm und weitere Infos unter 

www.hhh90.de 

www.dialektische-philosophie.org 


25. Februar 2017 10:00 • 21:00 Uhr 

Urania Berlin | An der Urania 17 | 10787 Berlin 

Veranstalter: Fondazione centro di studi filosofici Sant’Abbondio CH | Gesellschaft für dialektische Philosophie | DKP-Partei Vorstand 


Eintritt 

15,00 € / 

7,00 € ermäßigt 


Anmeldung 
erbeten unter 

info@hhh90.de 
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unsere zeit 


Rolf Priemer 

15. 11. 1940-29. 1.2017 

Unser geliebter Partner und Vater ist tot. 

Er hatte noch so viel vor - wir wollten ihm noch so viel sagen. 

Wir sind sehr traurig. 

Raja, Falk und Timo 
für die ganze Familie 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet statt am Freitag, den 17. Februar 2017, um 12 Uhr 
auf dem Friedhof in 53225 Bonn-Beuel, Platanenweg/Gerhardstraße 1, Nähe Stadtbahnhaltestelle Adelhei- 
disstraße. 

Statt Blumen bittet Rolf um Spenden für die UZ mit dem Flinweis „Rolf Priemer" oder „Rolli" auf folgendes 
Konto: DKP-Parteivorstand | GLS-Bank | BIC: GENODEM1GLS | IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 


Rolf Priemer 

Wir kannten „Rolli" aus unterschiedlichen Organisationen, Bewegungen und damit verbundenen Kämpfen 
und gemeinsamem Engagement. Einige von uns kannten ihn noch aus der Tätigkeit in der widerrechtlich 
verbotenen KPD. Andere erlebten ihn als ersten Bundesvorsitzenden der SDAJ in deren beeindruckenden 
Gründungs- und Aufbauphase. 

Viele lernten ihn in unterschiedlichen Funktionen in der DKP kennen - im Präsidium und Sekretariat des 
Parteivorstandes, als Vorsitzender des Bezirks Saarland, als Sprecher und stellvertretender Vorsitzender der 
DKP, als Chefredakteur der UZ. 

Er war einigen von uns als Partner und Mitstreiter in Gewerkschaften, in außerparlamentarischen Bewegun¬ 
gen und Bündnissen vertraut. 

Wir alle trauern um ihn. 

Wir sind dankbar für die Zusammenarbeit und Freundschaft. Wir verlieren einen Genossen, verlässlichen 
Mitstreiter und einen guten Freund. 

Unsere Solidarität gehört seiner Familie. 

Sein Wirken bleibt uns in Erinnerung und ist für uns Verpflichtung! 

Danke „Rolli", danke Rolf. 

Erika und Ulrich Abczynski, Horst Ahlbrecht, Alfred Arndt, Hermann Bäsel, Gustl Ballin, Eduardo Barahona, Joachim Barloschky, 
Milli Bauer, Rolf Becker, Erika und Michael Beltz, Wolfgang Bergmann, Horst Bernard, Raja Bernard, Patric Bies, Waltraut Bies, 
Achim Bigus, Cornelia Hechler-Birkwald und Norbert Birkwald, Volker Blaschke, Charlotte Böhm, Eva Böller, Eva und Alfred Bör¬ 
nig, Doris Borowski, Eduard Bredin, Ellen Brombacher, Monique und Gerhard Broquard, Axel Brück, Gerrit Brüning, Ursel und 
Heinz Brüning, Bernhard Bücking, Gretel und Lothar Bühler, Karl-Heinz Butterbach, Tanja und Andre Butterbach-Buschmann, 
Christel Rath-Buttkus und Rainer Buttkus, Alice und Klaus Czyborra, Kai Degenhardt, Diether Dehrn, Silvia Schall und Abu 
Demir, Karin und Rainer Dörrenbecher, Peter Dürrbeck, Günter Düsing, Billa Eichberger, Reiner Eichberger, Uwe Eichholz, Tim 
Engels, Detlef Fendt, Bruni Freyeisen, Christine und Detlef Fricke, Isolde Fritsch, Uwe Fritsch, Bernd Frohböse, Anne Frohnwei- 
ler, Kuno Füssel, Detlev Ganzei, Wolfgang Gehrcke, Lothar Geisler, Michael Gerber, Alfred Gerbracht, Annegret und Willi Gerns, 
Günter Gleising, Horst Gobrecht, Wolf Göring, Karin Gottlieb, Sonja Gottlieb, Renate und Arno Grieger, Wolf-Dieter Gudopp, Nina 
Hager, Rudi Hechler, Thomas Hecker, Walter Herbster, Elfie und Fred Herger, Franz Hertel, Rainer Hess, Dorothea und Walter 
Hilbig, Klothilde Hinz, Willi Hoffmeister, Inge und Toni Holweck, Alice Hornung, Manfred Idler, Mechthild Jabionski, Günter 
Judick, Volker Jung, Bettina Jürgensen und Günther Stamer-Jürgensen, Jürgen Karbe, Cornelius Kaal, Rainer Keil, Doris und 
Dieter Keller, Heidi und Hubert Kesternich, Karl-Heinz Kesternich, Inge Ketzer, Katharina und Erich Klosters, Margret und Günter 
Koch, Jürgen Köster, Margot Konetzka, Hubert Kniesburges, Christian Koberg, Rainer Koberg, Patrik Köbele, Marion und Peter 
Köster, Bettina Ohnesorge und Uwe Koopmann, Renate Koppe, Paul Kranefeld, Monika und Erich Kreis, Dirk Krüger, Friedrich 
Kullmann, Anni Lang, Gudrun und Rolf Lang, Rudolf Lang, Peter Lauer, Barbara Lautermilch, Herbert Lederer, Klaus Leger, Heinz 
Leipold, Ekkehard Lentz, Petra Leonartz, Karla Leonartz-Aksu, Reiner Liebau, Sonja Schmid und Walter Listl, Angelika und Peter 
Lommes, Norbert Lorscheider, Irmgard Lüdtke, Werner Lutz, Michael Maercks, Angelika Richter-Manecke und Gerd Manecke, 
Peter Mannherz, Gerda Marotzky, Leo Mayer, Bernd Mehrhoff, Julia Monossowa und Volker Metzroth, Natia Moses, Rosi und 
Artur Moses, Bernhard Müller, Hasso Müller-Kittnau, Marlen und Reinhard Neubauer, Arno Neuber, Bärbel Nicolas, Renate 
Nieth, Ursula Nguyen, Randolph Oechslein, Mathilde Ott, Horst Otto, Isa Paape, Nico Pausar, Eva Petermann, Manfred Pfeiffer, 
Inge Plettenberg, Günter Pohl, Renate und Georg Polikeit, Christel Priemer, Irmtraud und Harald Pundsack, Michael Quetting, 
Thea Rann, Siegfried Ransch, Bernd Raths, Karola und Ludwig Reichrath, Norbert Renger, Edgar Josef Reusch, Jürgen Reuter, 
Jens-Volker Richmann, Wera Richter, Karl-Heinz Röder, Paul Rodermund, Susanne und Volker Rohde, Detlef Rolffs, Gerd-Rolf 
Rosenberger, Ute van Roosmalen, Gertrud Ruckert-Meiser, Gisela und Hans Rüge, Familie Sambale, Ulli Sander, Tina Sanders, 
Werner Sarbok, Ingrid Satory, Otto Sauerwein, Inge Scharna, Angelika und Uwe Scheer, Fred Schmid, Barbara Heller und 
Martin Schmidt, Berthold Schmidt, Ulli Schmitz, Karin und Paul Schnittker, Wolfgang Scholz, Erich Schreier, Joachim Schubert, 
Tanja und Hanjo Schuh, ingeTrambowsky und Jürgen Schuh, Conrad Schüler, Erna Hechler-Schulmeyer und Gerd Schulmeyer, 
Wilhelm Schwettmann, Erwin Seel, Heike und Klaus Seibert, Axel Seiderer, Werner Siebler, Gunnar Siebecke, Inge Siemering, 
Jürgen Sochurek, Karin und Bernd Sorge, Petra Wegener und Friedhelm Spatz, Sonja und Bernd Spiekermann, Edith Zenker 
und Heinz Stehr, Klaus Stein, Günter Strauer, Hannes Stütz, Wittigo Stubbe, Volker Stutenbäumer, Günter Suska, Anemie und 
Bernd-Dieter Thelen, Wolfgang Teuber, Rainer Tobae, Ulrich Toeppe, Gertrud Sattler-Trauth und Karl-Martin Trauth, Margit und 
Reiner Vollradt, Jan de Vries, Jürgen de Vries, Hannes Wader, Bernd Wagner, Susanne und Horst Warncke, Justine Wazansky- 
Krack, Ellen Weber, Christel und Klaus Wegner, Nicole Weiermüller, Andrea Will und Klaus Weißmann, Marianne und Günther 
Wilke, Gert Winkelmeier, Heide und Edgar Wolff 


Breites politisches Spektrum 

„Aufgaben der DKP in der 
Friedensbewegung“, UZ v. 27.1., S.12 

Vielen Dank für diese überfällige, 
sehr klare Positionierung von Björn 
Schmidt. 

Als Aktivist in der deutschen Friedens¬ 
bewegung kenne ich leider den Quer¬ 
front-Vorwurf mit allen lähmenden 
und spalterischen Nebenwirkungen. 
Dieses erfolgt mit diffus formulierten 
Abgrenzungsforderungen nach rechts 
(gegen die Pro-NATO-Partei AfD und 
die NATO-Austrittspartei NPD) sowie 
gegen Menschen, die sich zwar als Un¬ 
terstützer der Friedensbewegung se¬ 
hen, sich aber nicht zu Kontaktsperren 
zu anderen Menschen zwingen lassen, 
die wiederum offen zum rechtsextre¬ 
men Spektrum sind. 

Der antifaschistische Konsens nach 
1945, der ein breites politisches Spek¬ 
trum umfasste, muss auch heute noch 
die Messlatte für die Zusammenarbeit 
in der Friedensbewegung sein. Aus 
heutiger Sicht heißt das: Geschichtsbe¬ 
wusstsein anstatt Geschichtsvergessen¬ 
heit. In diesem Sinne gehört z.B. auch 
der CDU-Politiker Willy Wimmer zur 
Friedensbewegung, der angesichts des 
NATO-Säbelrasselns an der russischen 
Westgrenze daran erinnert, dass „un¬ 
sere Panzer wieder an der Stadtgrenze 
von Leningrad bzw. St. Petersburg“ ste¬ 
hen. Bei Menschen, die sich zwar links 
verorten, aber der Kriegspropaganda 
mit Putin- und Russland-Bashing blind¬ 
lings folgen, würde ich diesen antifa¬ 
schistischen Konsens eher in Abrede 
stellen. 

Karl-Heinz Peil , Frankfurt 

Nicht aus dem Ost-West- 
Gegensatz entlassen 

„Russland ist nicht imperialistisch“, 
UZ v. 27.1., Kasten S. 12 

Von welchem Standpunkt aus sollten 
wir an die Frage Russland herangehen? 
Im gesellschaftlichen Sinne interessiert 
uns in erster Linie: Wie weit es kapita¬ 
listisch, und das heißt den Eigentums¬ 
verhältnissen nach, wieder - oder auch 
schon - geworden ist? Es können ja 
durchaus „Oligarchen, monopolisti¬ 
sche Kapitale“ entstanden sein. Der 
Vorsitzende der KPRF, Sjuganow, hat 
es einmal als positiv bewertet, dass die 
in der Sowjetunion entstandene Struk¬ 
tur der Wirtschaft - in den großen „Mo¬ 
nopolen“ - erhalten geblieben ist. Der 
Staatsanteil an der russischen Wirt¬ 
schaft ist noch immer sehr hoch, liegt 
meines Wissens nahe 50 Prozent. Russ¬ 
land unterscheidet sich damit deutlich 
von allen anderen ehemals sozialisti¬ 
schen Ländern. Der andere Gesichts¬ 
punkt ist die Bewertung Russlands un¬ 
ter dem Gesichtspunkt seiner Außen¬ 
politik. Hier sollte die Arbeiter- bzw. 
Friedensbewegung von ihren eigenen 
Interessen ausgehen. Russland ist nicht 
aus dem West-Ost-Gegensatz entlas¬ 
sen. Welche andere Außenpolitik ist 
ihm also möglich als eine der sowjeti¬ 
schen sehr ähnelnde? 

Hermann Jacobs , Berlin 


Termine 


Dortmund: „Revolutionäre Partei in 
nicht-revolutionären Zeiten - Warum 
kandidiert die DKP zu den Landtags- und 
Bundestagswahlen?“ Diskussionsveran¬ 
staltung der DKP mit Klaus Wagener. Z, 
Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 


SA ★ 11. FEB 


Lübeck: Gruppenabend der DKP Lübeck/ 
Südost-Holstein (ausnahmsweise nicht 
Freitag) mit Wahlen von Delegierten zur 
Bezirkskonferenz am 11. März und Diskus¬ 
sion zu den Wahlkampfaktivitäten. Interkul¬ 
turelle Begegnungsstätte e.V. (IKB) „Haus 
der Kulturen“, Parade 12,19.30 Uhr. 


SO ★ 12. FEB 


Bremen: Veranstaltung zu Ehren der 
Verteidiger der Bremer Räterepublik. 
Sprechen wird Ingo Schumann, Be¬ 
triebsrat, IG-Metall-Funktionär. Musik 
und Kulturprogramm im Westend mit 
dem Liedermacher Achim Bigus. Veran¬ 
stalter u.a. Partei „Die Linke“, DKP, GEW 
Bremen, IG Metall Bremen und VVN- 
BdA Bremen. Waller Friedhof, 11.00 Uhr. 


Dl ★ 14.FEB 


Recklinghausen: Treffen der DKP. La¬ 
denlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 15. FEB 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Bun¬ 
tes Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 

Moos: „Auswirkungen der Digitalisie¬ 
rung in der Industrie“, Informations- und 
Diskussionsveranstaltung der DKP Bo¬ 
densee mit Uwe Fritsch, Betriebsratsvor¬ 
sitzender bei VW Braunschweig. Gewer¬ 
bestraße 4b, 15.00 Uhr. 

Dortmund: Seniorentreff der DKP. Z, 
Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr. 

Osnabrück: Jahreshauptversammlung 
der DKP. Lagerhalle Osnabrück, Raum 
207,19.00 Uhr. 


SA ★18. FEB 


Hannover: 5. Bundesweite Berufsverbo¬ 
tekonferenz. ver.di-Höfe, Veranstaltungs¬ 
zentrum Rotation, Saal 3, Goseriede 10, 
10.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 20. FEB 


Bad Kreuznach: „45 Jahre Berufs¬ 
verbot - aber kein NPD-Verbot“, Grup¬ 
penabend der DKP mir Volker Metzroth. 
Wassersümpfchen 23,19.00 Uhr. 

Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Süd. 
Gildenstraße 20 bei Werner, 19.00 Uhr. 


Dl H 21. FEB 


Oberhausen: „45 Jahre Radikalener¬ 
lass“, Veranstaltung der GEW NRW. Fa¬ 
brik K14, Lothringer Straße 64,17 Uhr. 

Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Ost. 
Haus Gobrecht, Körner Hellweg 42, 
19.00 Uhr. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Auf keinen Fall gaga 

Ein Blick in die (Medien-)Welt der vergangenen Woche 


Faust des Ostens 


Wenn Politik im Stadion ausgetragen wird - Dynamo Dresden 



1989, UEFA-Cup, Dynamo Dresden gegen Victoria Bukarest 


Neue Nachrichten aus Fukushima. Ein 

Roboter misst in einem der havarier¬ 
ten Reaktoren einen Wert, der eine 
tödliche Dosis für alle Lebewesen be¬ 
deuten würde. Nach Medienberichten 
sollte selbst der Roboter da nur zwei 
Stunden „aushalten“ können. Aber das 
nur nebenbei. 

Am Ende des Jahres sechs (!) der Re¬ 
aktorkatastrophe fällt auf, dass der Be¬ 
treiber tepco sich die Strahlenhöhe nicht 
erklären kann, dass er das offensichtli¬ 
che Durchschmelzen des untersuchten 
Reaktors relativiert, dass er nicht weiß, 
was in den anderen Reaktoren vor sich 
geht und dass die geplante Bergung der 
geschmolzenen Reaktoren bis 2021 of¬ 
fensichtlich völlig illusorisch ist. 

Während die Strahlung von Fuku¬ 
shima immer wieder auch an der West¬ 
küste von Nordamerika in der Nah¬ 
rungskette nachgewiesen wird, wird in 
und um Fukushima wieder fleißig ge¬ 
fischt und Landwirtschaft betrieben. 
Die japanische Handelskette Lawson 
vertreibt Fertiggerichte mit Schweine¬ 
fleisch und Gemüse aus der Region, 
nach Katar wird Reis aus Fukushima 
exportiert und in Dubai wurde ein Mi¬ 
neralwasser aus der Region prämiert. 
Na Prost, denn. 

★ 

Künstlernamen sind manchmal so eine 
Sache. Die Dame heißt Lady Gaga. Sie 
tritt in der Halbzeitpause des Super¬ 
bowl auf. Weltweite Aufmerksamkeit 
ist ihr gewiss. Vor dem eigentlichen 
Auftritt singt sie jeweils eine Zeile aus 
„God Bless America“ und „This Land 
Is Your Land“. Das erstere ist ein hy¬ 
per-patriotisches Lied, das Irving Ber¬ 
lin 1918 geschrieben hat. Am Vorabend 
des Zweiten Weltkrieges wurde es be¬ 
sonders populär, als es landesweit über 
alle Radiokanäle verbreitet wurde. 

Das brachte den Folksänger Woo¬ 
dy Guthrie, der der KPUSA nahe¬ 
stand, 1940 auf die Idee, eine Parodie 
zu schreiben. Heraus kam eben „This 
Land Is Your Land“. Beide Lieder wur¬ 
den so etwas wie inoffizielle National- 


Aufstieg und Fall des Kommunismus 

Es ist an sich eine gute Idee, sich in 
Dokumentationen mit der Frage zu 
befassen, wie die kommunistische 
Bewegung entstanden ist und warum 
der Sozialismus in der Sowjetunion 
schließlich scheiterte. Aber es funk¬ 
tioniert einfach nicht. Warum nicht? 
Auch diese Reihe aus dem Jahr 2016 
geht wieder davon aus, dass ihr Inter¬ 
esse am Gegenstand nicht von Inter¬ 
essen geleitet ist. 

Danach auf gleicher Welle - und 
brandaktuell im Sinne der Anstif¬ 
ter - der Russe an sich. Von Peter 
dem Großen über Zarin Katharina 
bis hin zu Josef Stalin und Wladimir 
Putin, alles Machtmenschen. Die von 
den Machern formulierte Fragestel¬ 
lung lautet: „Was fasziniert die Rus¬ 
sen an ihren oft brutalen und despo¬ 
tischen Gebietern? (...) Fast scheint 
es, als müsse man Russland mit harter 
Hand regieren, um geliebt zu werden.“ 
ZDF „History“ eben. 

Karl Marx und die Idee (2016) 

Fr, io.2., 20.15 Uhr, ZDFinfo 
Der Weg in die Revolution (2016) 

Fr, 10.2., 21.00 Uhr, ZDFinfo 
Revolution in Russland (2016) 

Fr, io.2., 21.45 Uhr, ZDFinfo 
Von Peter bis Putin (2017) 

Fr, 10.2., 23.15 Uhr, ZDFinfo 

Held der Sterne 

Zum 80. Geburtstag des Weltraum¬ 
pioniers Sigmund Jähn. Ein „The¬ 
menabend ganz im Zeichen der Fas¬ 
zination Kosmos“ (MDR). Von der 
Buchdruckerlehre über den Dienst 
als Kampfpilot, den Umzug nach 
Moskau und die Kosmonautenaus¬ 
bildung bis zum Start der Sojusrake- 
te am 26. August 1978 geht die Reise. 
Natürlich darf auch die „staatliche In¬ 
strumentalisierung der Erfolge in der 
Raumfahrt“ nicht fehlen. 


hymnen. Heute wird Guthries Lied bei 
allen Anti-Trump-Aktionen gesungen. 

Ein starkes Signal von Lady Gaga, 
die keine Lady sein mag, aber gaga ist 
sie auch nicht. 

★ 

Wenn sich Donald Trump mit seiner Po¬ 
litik durchsetzt, erleben wir einen Para¬ 
digmenwechsel. Nachdem der Neolibe¬ 
ralismus 2007 „seine“ Weltwirtschafts¬ 
krise ausgelöst hatte, suchte man die 
Lösung der Krise in einer noch stärke¬ 
ren Verflechtung der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen - TTIP und 
andere Verträge sollten dafür den Rah¬ 
men geben. Trump fordert nun einen 
anderen Weg, der auch nach 1929 zu¬ 
nehmend gegangen worden war. Wäh¬ 
rungsblöcke und multilaterale Verträ¬ 
ge sollen durch ein Geflecht bilateraler 
Abmachungen, durch Beschränkung 
von Kapitalbewegung und Migration er¬ 
setzt werden. Auch an so etwas wie US- 
amerikanische Autarkie scheint Trump 
zu denken. Heute heißt es Brexit, Ame¬ 
rica first, Frankreich zuerst usw. usf. Wie 
das nach 1929 endete, wissen wir. 

★ 

Es war nur noch eine Frage des Wer und 
Wann. Es ist also Jaroslaw Kaczynski, der 
starke Mann in Polen, der nun von einer 
atomaren Supermacht Europäische Uni¬ 
on träumt, die den USA und Russland 
militärisch Paroli bieten soll. Das Wann 
ist der Vorabend des Besuches von Frau 
Merkel in Polen, bei dem sie auch mit 
Kaczynski sprechen wird. Die Zeit wird 
zeigen, ob das Zufälle sind. 

Der ziemlich nationalistische - 
man könnte auch sagen rechtspopulis¬ 
tische - Kaczynski hat früher kaum ein 
gutes Haar an Frau Merkel gefunden, 
der er unterstellte, nur mit Stasi-Unter¬ 
stützung (!) zur Kanzlerin gewählt wor¬ 
den zu sein. Jetzt findet er mit Blick auf 
die Bundestagswahl, dass Frau Merkel 
„für uns das Beste“ wäre. Allerdings 
schränkt er ein: „Frau Merkel ist abso¬ 
lut die Nummer 1 in der EU, und das 
ist keine gesunde Situation.“ Da hat er 
mal so richtig recht. Adi Reiher 


Es soll auch um Jähns Kollegen aus 
den sozialistischen Bruderstaaten 
gehen, „Vorzeigekosmonauten von 
Polen bis Kuba, von Ungarn bis Vi¬ 
etnam, die von ihren Ländern in den 
Orbit geschickt wurden.“ Der ers¬ 
te Deutsche im All, ein „bescheide¬ 
ner Held aus Morgenröthe-Rauten- 
kranz“ (Vogtland). Schlechte Start¬ 
bedingung, wäre da nicht die DDR 
gewesen. 

Ein Themenabend, von 22.25 bis 
2.10 Uhr 

So, 12.2., 22.25 Uhr, MDR 

Kalaschnikow und Doppelkorn 

Männer im DEFA-Film 
Im Mai 1946 wird in Potsdam-Ba¬ 
belsberg die Deutsche Film AG ge¬ 
gründet. Die DEFA erhält von den 
sowjetischen Befreiern die Lizenz 
für die „Herstellung von Filmen aller 
Kategorien“. Mit ihren zeitweise über 
2 200 festangestellten Mitarbeitern 
produzierte die DEFA in viereinhalb 
Jahrzehnten mehr als 700 Kino- und 
über 500 Fernsehfilme. Skurriler An¬ 
kündigungstext: Der Held im späten 
DEFA-Film ist zumeist eine tragische, 
von Selbstzweifeln zerfressene Figur, 
die weder mit sich, noch mit der in 
die Agonie verfallenen DDR oder gar 
mit den selbstbewussten Frauen zu¬ 
recht kommt. Schwache Männer wo¬ 
hin man schaut, egal ob in Hermann 
Zschoches „Glück im Hinterhaus“ 
oder Heiner Carows „Bis dass der 
Tod euch scheidet“. Viele bekannte 
Schauspieler, Regisseure und Kritiker 
kommen zu Wort und schildern ihre 
Sicht auf die DEFA, ihre Filme und 
ihre Rollen. So u. a. Winfried Glatze- 
der, Jaecki Schwarz und Herrmann 
Zschoche. 

Di, 7.2., 22.05 Uhr, MDR 


E ine der größten und reisefreu¬ 
digsten Fanszenen Deutschlands 
kommt aus der sächsischen Lan¬ 
deshauptstadt und gruppiert sich um 
die Sportgemeinschaft Dynamo Dres¬ 
den (SGD). Der Glanz alter und erfolg¬ 
reicher Jahre im DDR-Fußball war nie 
weg - nur etwas verblasst. 

Die SGD gehörte mit 98 Europa¬ 
pokalspielen zu den erfolgreichsten 
DDR-Fußballclubs. Acht Mal gewan¬ 
nen die Sachsen die Meisterschaft in 
der DDR-Oberliga und sieben Mal 
wurden sie FDGB-Pokalsieger. An¬ 
fangs spielten sie noch unter dem Na¬ 
men SG Deutsche Volkspolizei Dres¬ 
den, der Verein war von Anfang an mit 
der Volkspolizei verbunden. 

Nach der Wende spielte man von 
1991 bis 1995 in der 1. Bundesliga, 
musste jedoch am Ende - dank eines 
dubiosen Präsidenten - zwangsab- 
steigen. Dynamo spielte danach zwi¬ 
schenzeitlich in der 4. Liga, aber auch 
das konnte die Fans von ihrer großen 
schwarz-gelben Liebe nicht abbringen. 

Bereits zu DDR-Zeiten gab es im¬ 
mer wieder Ausschreitungen rund um 
die Oberligaspiele von Dynamo Dres¬ 
den. Besonders die Duelle gegen die 
beiden Nachbarn von Lok oder Che¬ 
mie aus Leipzig, gegen den BFC Dy¬ 
namo aus der Hauptstadt oder das Auf¬ 
einandertreffen mit den Fans um den 
FC Magdeburg gerieten regelmäßig zu 
ausschweifenden Prügelorgien. 

In der Zeit von 1988 bis 1991 ka¬ 
men zu den Spielen immer mehr ge¬ 
waltorientierte Personen aus dem 
Westen dazu. Es sprach sich herum, 
dass die wenigen Volkspolizisten die 


Unsere UZ 


Abhängig 

„Unabhängig“ - so nennen sich Zeitun¬ 
gen dann, wenn ein zahlungskräftiger 
Konzern hinter ihnen steht, der nicht 
nur eine Redaktion, sondern auch die 
Honorare für freie Autoren und Bild¬ 
journalisten bezahlen kann. „Unab¬ 
hängig“ nennen sich Zeitungen, wenn 
nicht Behörden oder Parteien über ihre 
Berichterstattung entscheiden, sondern 
sich die Blattlinie nach den Geschäfts¬ 
interessen des Eigentümers richtet. 

UZ ist nicht unabhängig. Diese 
Zeitung bekommt kein Geld von ei¬ 
nem profitorientierten Unternehmen, 
mit dem sie professionelle journalisti¬ 
sche Arbeit bezahlen kann. Die Fotos 
in UZ sind zum Teil kostenlos online 
verfügbar, einen anderen Teil machen 
Aktive bei Demonstrationen und Ge¬ 
werkschaftsaktionen. UZ verwendet 
nicht wie andere Medien Texte von 
Nachrichtenagenturen. Autorinnen 
und Autoren bekommen in der Regel 


vergleichsweise überschaubare Menge 
von Zuschauern nicht unter Kontrolle 
bekam - in der letzten DDR-Oberli- 
ga-Saison sahen im Schnitt weniger als 
5 000 Menschen die Partien. 

Für die Fans von Dynamo Dresden 
war der letzte Europapokal-Auftritt ei¬ 
ner der schwersten und folgenreichs¬ 
ten. Kam es beim Hinspiel bei Roter 
Stern Belgrad bereits zu Auseinander¬ 
setzungen, eskalierte das Rückspiel im 
heimischen Rudolf-Harbig-Stadion 
vollends: Das Spiel wurde abgebro¬ 
chen und Dynamo disqualifiziert. Für 
zwei Jahre wurde der Verein von jeg¬ 
lichen Wettbewerben ausgeschlossen. 
Zum ersten Mal zeigte sich das Ausmaß 
der Gewalt, zu der Dynamo-Fans fähig 
waren, live und im Fernsehen. 

Über die Jahre etablierten sich auf 
den Rängen des Rudolf-Harbig-Stadi- 
ons rechtsradikale Kräfte verschiede¬ 
ner Strömungen. Rechte Skinheads, 
Neonazis und Hooligans taten sich 
nicht nur im Stadion zusammen, son¬ 
dern zogen auch regelmäßig durch die 
Stadt, um „Fidschies zu klatschen“. Die 
Idee der „No-Go-Areas“ wurde immer 
populärer, gerade in den ostdeutschen 
Bundesländern. 

Der gelb-schwarze Anhang zieht 
jede zweite Woche mit mehreren tau¬ 
send Menschen durch die Republik, um 
seinen Verein anzufeuern. Aber leider 
wird der Club die bösen Geister nicht 
los. Nach jedem Vorfall wird von Sei¬ 
ten des Vereins in offiziellen Stellung¬ 
nahmen alles heruntergespielt und de¬ 
mentiert. Über die Stadtgrenzen hinaus 
bekannte Neonazis sind an Spieltagen 
rund ums Stadion im Ordner- und Si- 


kein Geld für ihre Artikel. Viele von ih¬ 
nen setzen sich nach ihrem Lohnabhän- 
gigen-Feierabend an den Schreibtisch, 
um über Kämpfe im Betrieb zu berich¬ 
ten und die Großmachtpolitik des deut¬ 
schen Imperialismus einzuschätzen. 

Denn hinter der UZ steht die Deut¬ 
sche Kommunistische Partei. Die fünf 
hauptamtlichen Redakteure können nur 
einen kleinen Teil der Arbeit leisten, die 
nötig ist, um Woche für Woche aktuelle 
Berichte und gründliche Analysen von 
einem klaren Klassenstandpunkt zur 
Verfügung zu stellen. Es sind die Mit¬ 
glieder und die Freundinnen und Freun¬ 
de der DKP, die einen großen Teil der 
Informationen und Berichte, Analysen 
und Kommentare liefern, die diese Zei¬ 
tung ausmachen. 

UZ ist abhängig von der DKP - 
nicht nur, weil der Parteivorstand über 
die Linie der Zeitung bestimmt. Je stär¬ 
ker die Partei im Betrieb verankert ist, 


cherheitsdienst tätig. Auch das große 
Teile der Dynamo-Fanszene von Be¬ 
ginn an an PEGIDA-Demonstrationen 
teilnahmen und nur wenig später dort 
auch Ordnerdienste übernahmen, wur¬ 
de geflissentlich ignoriert. 

Wer die jahrelang gewachsene und 
geduldete Neonazi-Szene in Sachsen 
beobachtet hat, den verwunderte es 
nicht, dass sich ausgerechnet die säch¬ 
sische Landeshauptstadt als eine Hoch¬ 
burg rechten Terrors in Deutschland 
etablieren sollte. 

In den 1980er Jahren war es die 
Gruppe „OSL-Bande“ die für Hoo¬ 
liganismus und Nazi-Gedankengut 
stand. In den 1990ern waren es dann 
NPD-Kader und die später verbote¬ 
nen „Skinheads Sächsische Schweiz“ 
(SSS). Später sollten sich ab den 2000er 
Jahren Gruppen wie „Elbkaida“ oder 
„Faust des Ostens“ etablieren. Mitglie¬ 
der dieser Gruppen wurden immer wie¬ 
der wegen Gewaltdelikten angeklagt, 
kamen jedoch meist mit einem ver¬ 
gleichsweise harmlosen Urteil davon. 

Bis heute kommt es im immer vollen 
Rund der 30 000 Zuschauer fassenden 
Arena und bei Auswärtsspielen zu Aus¬ 
einandersetzungen. Dass es in den letz¬ 
ten Jahren merklich weniger geworden 
sind, liegt an der Fanszene selbst. Jun¬ 
ge Ultras versuchen, dem Namen ihres 
Vereins mit guten Aktionen zu helfen. 

Es wird ein langer Kampf innerhalb 
der Fanszene sein, dem sich die Ultras 
stellen. Wer kann, sollte sich solidarisch 
zeigen. Denn Fans, die unter solchen 
Bedingungen gegen Nazis antreten, 
können unsere Unterstützung gebrau¬ 
chen. Andres Irurre 


je mehr Kontakte die Parteimitglieder 
in Bewegungen und zu fortschrittlichen 
Persönlichkeiten knüpfen, je schärfer 
die Partei aktuelle Entwicklungen ana¬ 
lysiert, desto besser kann UZ werden. 
Und umgekehrt trägt die Zeitung dazu 
bei, die Analyse zu schärfen, Kontakte 
zu knüpfen und in betriebliche Kämpfe 
einzugreifen. 

Weil UZ abhängig von der kleinen 
DKP und unabhängig von großen Un¬ 
ternehmen ist, ist es manchmal schon 
schwer genug, die Arbeitsbedingungen 
für die Zeitungsmacher in Essen zu si¬ 
chern. Redaktion und Verlag danken 
deshalb umso mehr den Genossen Ans¬ 
gar, Arne, Daniel, Frangois, Jörg, Niels 
und Tim, die zwischen den Jahren die 
Wände und Heizkörper in der Redakti¬ 
on gestrichen haben. Die Arbeitsräume 
sind nun heller und freundlicher und das 
macht es leichter, daran zu arbeiten, die 
UZ besser zu machen. Olaf Matthes 


Der rote Kanal 









